9,

SoBestand Austria 01| 4,125% Anleihe 2021 bis 2025
Anleihebedingungen

ANLEIHEBEDINGUNGEN

SoBestand Austria 01 | 4,125% Anleihe

Praambel

Emittentin:

Volumen:

Zeichnungsbetrag:

Nennbetrag/Sttckelung:

Emissionskurs:
Laufzeit:
Zeichnungsfrist:
Falligkeitstag:

Kindigungsrecht:

Rickkaufverpflichtung:

Rickzahlung:
Verzinsung:

Zinszahlungstag:

SoHotel Linz GmbH mit dem Sitz in Wien sowie der Geschafts-
anschrift Thomas-Klestil-Platz 3, 1030 Wien, eingetragen im
Firmenbuch unter FN 482030 v.

bis zu EUR 4.000.000

Mindestens EUR 100.000,00 (in Worten einhunderttausend
Komma null) und jeder Betrag der einem ganzzahligen Vielfa-
chen von EUR 1.000 (in Worten: Euro eintausend Komma
null) entspricht

EUR 1.000 (in Worten: Euro flinftausend Komma null)
100 %

30.07.2021 bis 31.07.2025

01.06.2021 bis 31.05.2022 (einschliel3lich)
01.08.2025

ordentliches Kiindigungsrecht ausschliellich seitens der Emit-
tentin unter Einhaltung einer dreimonatigen Kiindigungsfrist
(Kindigungsverzicht von 9 Monaten, Kiindigung erstmals
wirksam mit Ablauf von 12 Monaten)

Rickkaufverpflichtung der Emittentin wahrend der Laufzeit
zu einem Ruckkaufpreis von 85% des Nennbetrags.

100 % am Laufzeitende
4,125 % p.a. fix

halbjahrlich im Nachhinein, jeweils zum 31.03. sowie 30.09.
eines Kalenderjahres wéhrend der Laufzeit, sowie am Ende der
Laufzeit am Falligkeitstag oder am Tag nach dem Ablauf der
Kundigungsfrist, erstmalig am 30.09.2021
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9,

ISIN:
LEI:
FISN:
CFlI:

Borsenotiz:

Verwahrung:

Abwicklung:

Zahlstelle:

Sicherheiten:

SoBestand Austria 01| 4,125% Anleihe 2021 bis 2025
Anleihebedingungen

ATO000A2RATO

5299006SXEHIKXYYO794

SOHOTEL LINZ/4.125 BD 20250801
DBFUGB

im Vienna MTF angedacht
Sammelverwahrung bei der OeKB CSD GmbH
Konto/Depot

Wiener Privatbank SE

Verpfandung von 94% der Anteile an der Emittentin durch die
Gesellschafterin, Pentagon Immobilienbesitz und Vermdégens-
verwaltung Gesellschaft m.b.H., Grillparzerstralie 18-20, 4020
Linz, FN 71648 s.

Verpfandung von 6% der Anteile an der Emittentin durch die

Gesellschafterin, IFA Beteiligungs GmbH, Grillparzerstrae 18-
20, 4020 Linz, FN 512289 t.
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11

Definitionen

SoBestand Austria 01| 4,125% Anleihe 2021 bis 2025
Anleihebedingungen

Die in diesen Anleihebedingungen verwendeten Begriffe haben die ihnen in diesem Punkt
1.1 zugewiesene Bedeutung. Definierte Begriffe in diesen Anleihebedingungen werden

grofRgeschrieben.

ANLEGER

ANLEIHE

ANLEIHEGLAUBIGER

ANTEILSVERPFANDUNG

CFlI

EMITTENTIN

FALLIGKEITSTAG

FISN

GESAMTNENNBETRAG

IFA

ist ein an der ZEICHNUNG der AN-
LEIHE/SCHULDVERSCHREIBUNG
interessierter Anleger.

ist die Anleihe der EMITTENTIN mit der
Bezeichnung ,,SoBestand Austria 01 |
4,125% Anleihe” begeben nach diesen
Anleihebedingungen.

ist der Inhaber der SCHULDVER-
SCHREIBUNG.

Die Verpfandung der gesamten Anteile
der PENTAGON an der EMITTENTIN
im Ausmall von 94% und die Verpfan-
dung der gesamten Anteile der IFA an
der EMITTENTIN im Ausmaf von 6%

bedeutet ,,Classification of Financial In-
struments*

ist die SoHotel Linz GmbH mit dem Sitz
in Wien sowie der Geschaftsanschrift
Thomas-Klestil-Platz 3, 1030 Wien, ein-
getragen im Firmenbuch unter FN
482030 v und mit der LElI Nummer
5299006SXEHIKXYYO794.

ist der dem Ende der Laufzeit der AN-
LEIHE folgende Bankarbeitstag. Riick-
zahlungstermin und FALLIGKEITSTAG
ist der 01.08.2025.

bedeutet ,,Financial Instrument Short
Name*

ist der Gesamtnennbetrag der ANLEIHE
von bis zu EUR 4.000.000,00 (in Worten:
Euro vier Millionen Komma null).

IFA Beteiligungs GmbH Grillparzer-
stralBe 18-20, 4020 Linz, FN 512289 t
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ISIN

KREDITINSTITUT

LEI

LIEGENSCHAFT

NENNBETRAG

OeKB

PENTAGON

PFANDOBJEKT 1

PFANDOBJEKT 2

PFANDOBJEKTE

RUCKVERKAUFSRECHT

SoBestand Austria 01| 4,125% Anleihe 2021 bis 2025
Anleihebedingungen

Bedeutet ,,International Securities ldenti-
fication Number*

ist ein Kreditinstitut im Sinne des § 1 Abs
1 BWG, das Uber eine Konzession fir das
Kreditgeschéft (§ 1 Abs 1 Z 3 BWG) oder
eine vergleichbare Berechtigung in einem
anderen Mitgliedstaat des européischen
Wirtschaftsraums verfugt.

bedeutet ,,Legal Entity Identifier”.

bedeutet EZ 1151 KG 45204 Lustenau
BG Linz (Prinz-Eugen-Stralle 12, 4020
Linz).

ist je SCHULDVERSCHREIBUNG
EUR 1.000,00 (in Worten: Euro eintau-
send Komma null).

ist die OeKB CSD GmbH mit Sitz in
Wien und der Geschéftsanschrift Strauch-
gasse 1-3, 1010 Wien, eingetragen im 0s-
terreichischen Firmenbuch unter
FN 428085m.

Pentagon Immobilienbesitz und Vermo-
gensverwaltung Gesellschaft m.b.H.,
Grillparzerstrae 18-20, 4020 Linz, FN
71648 s

Die Anteile der PENTAGON an der
EMITTENTIN im Ausmalfi von 94%.

Die Anteile der IFA an der EMITTEN-
TIN im Ausmalf? von 6%.

bedeutet PFANDOBJEKT 1 und
PFANDOBJEKT 2.

ist das Recht jedes ANLEIHEGLAUBI-
GER, seine SCHULDVERSCHREI-
BUNGEN zu einem Preis in Héhe von
85 % (finfundachtzig Prozent) des
NENNBETRAGS an die EMITTENTIN
oder ein durch die EMITTENTIN nam-
haft gemachtes verbundenes Unterneh-
men zu verkaufen.
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SAMMELURKUNDE

SCHULDVERSCHREIBUNGEN

SICHERHEIT(EN)

SICHERHEITENVERTRAG

SORAVIA GRUPPE

STEUERN

TREUHANDVERTRAG

VALUTATAG

ZAHLSTELLE

ZEICHNUNG

SoBestand Austria 01| 4,125% Anleihe 2021 bis 2025
Anleihebedingungen

ist eine verénderbare Sammelurkunde ge-
méak § 24 lit b Depotgesetz, BGBI. Nr.
424/1969 idgF, in welcher die SCHULD-
VERSCHREIBUNGEN zur Génze ver-
brieft werden.

sind die auf den Inhaber lautenden, unter-
einander gleichrangige Schuldverschrei-
bungen mit einem Nennbetrag von je
EUR 1.000,00 (in Worten: Euro eintau-
send Komma null).

bedeutet PFANDOBJEKT 1 und
PFANDOBJEKT 2.

Vertrag Uber die Verpfandung der Anteile
der PENTAGON und der IFA an der
EMITTENTIN geméaR Anlage 6.2.

bedeutet die Soravia Investment Holding
GmbH, FN 304129z, sowie samtliche mit
dieser verbundenen Unternehmen (8§ 228
Abs 3 UGB).

sind samtliche auf die SCHULDVER-
SCHREIBUNGEN gegenwartig oder zu-
kiinftig vorgeschriebenen Steuern, Abga-
ben und behoérdlichen Gebiihren oder
Festsetzungen gleich welcher Art, die von
oder in der Republik Osterreich oder ei-
ner ihrer Gebietskorperschaften oder Be-
horden mit der Befugnis zur Erhebung
von Steuern auferlegt, erhoben, eingezo-
gen, einbehalten oder festgesetzt werden.

Treuhandvertrag gemaf? Anlage 6.5.

31.07.2021.

ist die Wiener Privatbank SE, mit dem
Sitz in Wien und der Geschaftsadresse
Parkring 12, 1010 Wien, eingetragen im
Osterreichischen  Firmenbuch  unter
FN 84890p.

ist das vom Anleger an die EMITTEN-
TIN abgegeben Anleihezeichnungsange-
bot.
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@ Anleihebedingungen

2.1

2.2

ZEICHNUNGSFRIST ist die Frist, in welcher die EMITTEN-
TIN die SCHULDVERSCHREIBUN-
GEN offentlich anbietet und ein ANLE-
GER die SCHULDVERSCHREIBUN-
GEN zeichnen kann.

ZINSPERIODE hat die in Punkt 8.2 zugewiesene Bedeu-
tung.

ZINSTAGEQUOTIENT hat die in Punkt 8.3 zugewiesene Bedeu-
tung.

ZINSZAHLUNGSTAG halbjahrlich im Nachhinein, jeweils zum

31.03 sowie 30.09 eines Kalenderjahres

ZUSATZLICHE BETRAGE sind Betrdage die die EMITTENTIN, so-
fern nicht einer der in Punkt 12.2 genann-
ten Ausnahmetatbesténde vorliegt, so zu
leisten hat, dass die den ANLEI-
HEGLAUBIGERN zuflieRenden Netto-
betrdge nach dem Einbehalt oder Abzug
der Steuern jeweils den Betragen entspre-
chen, die sie ohne Einbehalt oder Abzug
erhalten hatten.

Emittentin, Emission

Die EMITTENTIN begibt eine ANLEIHE mit der Bezeichnung ,,SoBestand Austria 01 |
4,125% Anleihe” gemél diesen Anleihebedingungen.

Unternehmensgegenstand der EMITTENTIN ist (a) Erwerb, Entwicklung, Verwaltung
und Veraullerung von Immobilien, Immobilienbeteiligungen und Immobilienprojekten,
insbesondere im Hinblick auf Hotelprojekte und gastronomische Einrichtungen in Linz,
(b) Vermietung, Verpachtung oder sonstige Uberlassung von Immobilien, insbesondere
im Hinblick auf Hotelprojekte und gastronomische Einrichtungen in Linz; (c) Erwerb,
Verwaltung und VerauRerung von Beteiligungen an Gesellschaften aller Art, die Uber-
nahme der Geschaftsfiihrung in derartigen Unternehmen, sowie die Verwaltung des Ge-
sellschaftsvermdgens insbesondere im Hinblick auf Hotelprojekte und gastronomische
Einrichtungen in Linz; (d) Sdmtliche mit der Auslibung von Holding-Funktionen verbun-
dene Tatigkeiten, wie insbesondere die Festlegung einer strategischen Unternehmenspo-
litik fur alle Unternehmen, an denen die Gesellschaft beteiligt ist; eine einheitliche Wei-
sungsaustibung; Téatigkeitsabstimmung und Zielkontrolle; zentrale Finanzhoheit zur Steu-
erung der Kapitalfliisse sowie Unterstutzung bei der Beschaffung von Finanzierungen;
Beratung und Erbringung von Managementleistungen fur Tochtergesellschaften; Ab-
wicklung von Investitionsvorhaben im In- und Ausland.
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@ Anleihebedingungen

2.3

2.4

2.5

2.6

3.1

3.2

3.3

Bankgeschéfte im Sinne von § 1 Abs 1 des Bankwesengesetzes sind von der Tatigkeit der
Gesellschaft ausgeschlossen.

Die EMITTENTIN ist Eigentlimerin der LIEGENSCHAFT. Auf der LIEGENSCHAFT
wurde ein Hotel mit einer Nutzflache von rund 3.500 m? errichtet. Das Hotel wurde zum
31.10.2019 fertiggestellt und mit Pachtvertrag vom 20.08.2018 an die AMEDIA Hotel
GmbH, FN 362528 f, auf unbestimmte Zeit, mit einem Kundigungsverzicht seitens der
Pachterin auf 20 Jahre, verpachtet. Flr die Errichtung des Hotels wurde ein Bankkredit
aufgenommen. Zur Sicherstellung aller Forderungen und Anspriiche aus diesem Bank-
kredit wurde die LIEGENSCHAFT bis zum Hochstbetrag von EUR 12.000.000 verpféan-
det.

Die AMEDIA Hotels GmbH, FN 362528 f, ist Teil der AMEDIA Hotelgruppe, die im
Drei- und Vier-Sterne-Segment in mehreren Landern wie Osterreich, Deutschland,
Tschechien, Italien und Niederlanden Hotels betreibt.

Der Erl0s aus der Emission der ANLEIHE wird verwendet (i) fur die Rickzahlung von
Finanzierungen, die im Zusammenhang mit dem Ankauf der LIEGENSCHAFT und / o-
der der Errichtung des Hotels auf der LIEGENSCHAFT aufgenommen wurden, sowie
(ii) fur die Begleichung von Kosten, die fir den Ankauf der LIEGENSCHAFT / die Er-
richtung des Hotels auf der LIEGENSCHAFT anfallen und / oder angefallen und noch zu
bezahlen sind und (iii) als Liquiditatsreserven der EMITTENTIN. Zudem kdnnen bis zu
maximal 25% des Emissionserldses bei ausreichender Liquiditat der EMITTENTIN fir
Finanzierungen innerhalb der SORAVIA GRUPPE verwendet werden.

VALUTATAG der SCHULDVERSCHREIBUNGEN ist der 31.07.2021.

Form, Gesamtnennbetrag, Stuckelung, Mindestzeichnung, Sammelverwahrung

Die ANLEIHE hat einen GESAMTNENNBETRAG von bis zu EUR 4.000.000,00 (in
Worten: Euro vier Millionen Komma null) und ist in bis zu 4000 Stlick auf den Inhaber
lautende, untereinander gleichrangige SCHULDVERSCHREIBUNGEN mit einem
NENNBETRAG von je EUR 1.000,00 (in Worten: Euro eintausend Komma null) mit den
Nummern 1 bis zu 4000 eingeteilt.

Die ZEICHNUNG der vorliegenden SCHULDVERSCHREIBUNGEN ist ausschliellich
ab einer Investitionssumme von mindestens EUR 100.000,00 (in Worten: Euro hundert-
tausend Komma null) und einem ganzzahligen Vielfachen von EUR 1.000,00 (in Worten:
Euro eintausend Komma null) Gber EUR 100.000,00 (in Worten: Euro hunderttausend
Komma null) pro ANLEGER madglich. Die gezeichnete Investitionssumme ist vom je-
weiligen ANLEIHEGLAUBIGER gemaR den Bestimmungen in Punkt 7 einzuzahlen.

Die SCHULDVERSCHREIBUNGEN werden zur Génze in einer SAMMELUR-
KUNDE, die die firmenmalige Zeichnung der EMITTENTIN tragt und von der ZAHL-
STELLE mit einer Kontrollunterschrift versehen ist, ohne Zinsschein verbrieft. Die
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@ Anleihebedingungen

3.4

3.5

4.1

4.2

4.3

5.1

6.1

SAMMELURKUNDE wird bei der OeKB als Wertpapiersammelbank hinterlegt, bis
samtliche Verbindlichkeiten der EMITTENTIN aus den SCHULDVERSCHREIBUN-
GEN erfllt sind. Der Anspruch auf Ausfolgung einzelner SCHULDVERSCHREIBUN-
GEN oder einzelner Zinsscheine ist ausgeschlossen.

Den ANLEIHEGLAUBIGERN stehen Miteigentumsanteile an der SAMMELUR-
KUNDE zu, die nach MaRgabe des Punktes 3.5 frei Ubertragbar sind und gemél den Re-
gelungen und Bestimmungen der OeKB ubertragen werden kdnnen.

Der Verkauf von SCHULDVERSCHREIBUNGEN durch einen ANLEIHEGLAUBI-
GER an einen neuen ANLEGER ist ausschlieftlich ab einer Investitionssumme von min-
destens EUR 100.000,00 (in Worten: Euro hunderttausend Komma null) gestattet.

Ruckzahlung, Ankauf, Entwertung

Jede SCHULDVERSCHREIBUNG wird, sofern nicht zuvor bereits ganz oder teilweise
gekiindigt, zuriickgezahlt oder angekauft und entwertet, am FALLIGKEITSTAG bzw.
zum jeweiligen Laufzeitende in Hohe von 100 (einhundert) % des NENNBETRAGS zu-
rickgezahlt.

Die EMITTENTIN ist berechtigt, SCHULDVERSCHREIBUNGEN am Markt oder an-
derweitig, zu jedem beliebigen Preis, zu erwerben. Die von der EMITTENTIN erworbe-
nen SCHULDVERSCHREIBUNGEN koénnen nach Wahl der EMITTENTIN von ihr ge-
halten, weiterverkauft oder entwertet werden.

Samtliche vollstandig zurtickgezahlten SCHULDVERSCHREIBUNGEN sind unverziig-
lich zu entwerten und kénnen nicht wiederbegeben oder wiederverkauft werden.

Haftendes Vermdogen, Rang

Die EMITTENTIN haftet fir die Forderungen, die den ANLEIHEGLAUBIGERN aus
der ANLEIHE erwachsen, mit ihrem gesamten VVermdgen.

Die SCHULDVERSCHREIBUNGEN begrunden, vorbehaltlich anderslautender zwin-
gender gesetzlicher Bestimmungen, unmittelbare, unbedingte, und nicht nachrangige
Verbindlichkeiten der EMITTENTIN, die (i) vorrangig zum Eigenkapital der EMITTEN-
TIN stehen, und (ii) nicht nachrangig zu allen anderen bestehenden und zukdinftigen un-
mittelbaren, unbedingten und nicht besicherten Verbindlichkeiten der EMITTENTIN
sind.

Sicherheiten, Status

Die PENTAGON halt einen Anteil am Stammkapital der EMITTENTIN, der einer
Stammeinlage im Nennbetrag von EUR 32.900,-- und somit einer Beteiligung von 94%
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@ Anleihebedingungen

6.2

6.3

6.4

6.5

6.6

6.7

am Stammkapital der EMITTENTIN entspricht. Die IFA hélt einen Anteil am Stammka-
pital der EMITTENTIN, der einer Stammeinlage im Nennbetrag von EUR 2.100,-- und
somit einer Beteiligung von 6% am Stammkapital der EMITTENTIN entspricht.

Die PENTAGON und die IFA besichern die Forderungen der ANLEIHEGLAUBIGER
durch Verpfandung ihrer Geschéftsanteile an der EMITTENTIN im Ausmal? von 100%
gemall Anlage 6.5 (SICHERHEITENVERTRAG).

Zur Sicherung samtlicher Verpflichtungen der EMITTENTIN aus den SCHULDVER-
SCHREIBUNGEN stellen die PENTAGON und die IFA sohin folgende Vermdgens-
werte (zusammen die ,,SICHERHEITEN"):

(i) GemaR Punkt 6.5: erstrangige Verpfandung von den Anteilen der PENTAGON an
der EMITTENTIN im AusmaR von 94% (,PANDOBJEKT 1%).

(i)  GemaR Punkt 6.5: erstrangige Verpfandung von den Anteilen der IFA an der EMIT-
TENTIN im Ausmal von 6% (,,PFANDOBJEKT 2°).

Die Bestellung der SICHERHEIT gemaR 6.3(i) erfolgt seitens der PENTAGON und der
IFA an Saxinger, Chalupsky & Partner Rechtsanwalte GmbH, FN 185084 h, Wachter-
gasse 1, 1010 Wien (der "TREUHANDER").

Der TREUHANDER, der die SICHERHEIT als Treuhénder im Interesse der ANLEIHE-
GLAUBIGER halt, wird diese bei Eintritt des Sicherungsfalls entsprechend der Treu-
handvereinbarung verwerten. Den ANLEIHEGLAUBIGERN stehen die ihnen nach
MaRgabe dieser Anleihebedingungen eingeraumten Rechte gegen den TREUHANDER
aus eigenem Recht zu (echter Vertrag zugunsten Dritter, § 881 ABGB). Es gelten die Be-
schrankungen, die sich aus dem, diesen Anleihebedingungen als Anlage ./6.5 beigefligten
TREUHANDVERTRAG und dem SICHERHEITENVERTRAG ergeben. Der TREU-
HANDVERTRAG und der SICHERHEITENVERTRAG sind integraler Bestandteil die-
ser Anleihebedingungen.

Die PENTAGON und die IFA, welche diese Anleihebedingungen mitzeichnen, verpflich-
ten sich zur ANTEILSVERPFANDUNG.

Die EMITTENTIN ist berechtigt, die Freigabe der SICHERHEIT durch den TREUHAN-
DER zu verlangen, wenn sie im Gegenzug mindestens gleichwertige Sicherheiten stellt.
Die Entscheidung tber die Gleichwertigkeit der bestehenden und der zum Austausch an-
gebotenen Sicherheit trifft der TREUHANDER nach eigenem freiem Ermessen. Der
TREUHANDER haftet fiir die Erfilllung der sich aus dieser Ziffer 6.7 ergebenden Ver-
pflichtungen nur bei Vorsatz und grober Fahrlassigkeit. Im Verwertungsfall ist der
TREUHANDER berechtigt, aus den SICHERHEITEN vorrangig Befriedigung seiner
Vergltung, Auslagen sowie den sonstigen externen Kosten der Verwaltung und Verwer-
tung der SICHERHEITEN zu erlangen. AusschlieBlich der nach Abzug der Vergiitung
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@ Anleihebedingungen

6.8

6.9

6.10

7.1

7.2

des TREUHANDERS, seiner Auslagen sowie der sonstigen externen Kosten der Verwal-
tung und Verwertung der SICHERHEITEN verbleibende Betrag steht geméald Punkt 6.10
den ANLEIHEGLAUBIGERN zu.

Sollte der Wert der SICHERHEIT wéhrend der Laufzeit der ANLEIHE geringer werden,
so ist die EMITTENTIN nicht verpflichtet, weitere Sicherheiten zu stellen, und somit
kann es im Verwertungsfall zu dem Umstand kommen, dass nicht 100% an die ANLEI-
HEGLAUBIGER zuriickgezahlt werden bis hin zum Totalverlust.

Die ANLEIHEGLAUBIGER nehmen zustimmend zur Kenntnis, dass ihre Rechte auf-
grund der ANLEIHE abschlie3end in den Anleihebedingungen geregelt sind.

Die zwischen der EMITTENTIN und dem TREUHANDER geschlossene TREUHAND-
VEREINBARUNG endet erst, wenn samtliche Verpflichtungen der EMITTENTIN aus
den SCHULDVERSCHREIBUNGEN erfillt sind oder die Verwertung der SICHER-
HEIT abgeschlossen ist oder der TREUHANDER nach Punkt 12.2 des TREUHAND-
VERTRAGES sein Amt niederlegt. Zuvor darf sie ausschlie3lich aus wichtigem Grund
gekundigt werden. Im Falle einer durch die EMITTENTIN ausgesprochenen vorzeitigen
Kindigung aus wichtigem Grund ist die EMITTENTIN, im Falle einer durch den TREU-
HANDER ausgesprochenen Kiindigung aus wichtigem Grund sowie im Falle der Amts-
niederlegung, ist der TREUHANDER verpflichtet, spatestens bis zum Wirksamwerden
der Kundigung oder Amtsniederlegung nach pflichtgemaRem Ermessen einen neuen
TREUHANDER zu bestimmen und dafiir Sorge zu tragen, dass er spatestens zu diesem
Zeitpunkt das Amt des TREUHANDERS Uibernimmt. Die Rechtstellung der ANLEIHE-
GLAUBIGER gegeniiber dem TREUHANDER darf durch einen Wechsel des TREU-
HANDERS nicht beeintrachtigt werden. Firr das Amt des TREUHANDERS kommt nur
eine gemaR Punkt 12.2 des TREUHANDVERTRAGS genannten Personen bzw Gesell-
schaften in Betracht, die in die Rechte und Pflichten aus dem TREUHANDVERTRAG
eintritt und die Haltung und Verwaltung der nach diesen ANLEIHEBEDINGUNGEN zur
Sicherung der Verpflichtungen aus den SCHULDVERSCHREIBUNGEN bestellten Si-
cherheiten Gbernimmt.

Zeichnungsfrist, Zeichnung, Annahmevoraussetzungen fur Zeichnungsangebot und
Laufzeit

Das offentliche Angebot der SCHULDVERSCHREIBUNGEN erfolgt wahrend der
ZEICHNUNGSFRIST. Die ZEICHNUNGSFRIST der SCHULDVERSCHREIBUNG
beginnt mit 01.06.2021 und endet mit 31.05.2022 (einschlieBlich). Die EMITTENTIN
kann jederzeit beschlieRen, die ZEICHNUNGSFRIST vorzeitig zu beenden.

Die ZEICHNUNG erfolgt mittels der diesen Anleihebedingungen angeschlossenen
Zeichnungserklarung (Anlage ./7.2) oder online unter www.ifainvest.at, in der bzw. wo
der an der Zeichnung interessierte ANLEGER ein Anleihezeichnungsangebot abgibt. Die
Zeichnungserklarung gilt gegenuber der EMITTENTIN als wirksam abgegeben, wenn
sie
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@ Anleihebedingungen

7.2.1

7.2.2

7.3

7.4

7.5

7.6

firmenmaRig bzw. persdnlich gezeichnet an die EMITTENTIN mittels E-Mail, per-
sonlich oder per Boten, wobei der Zeitpunkt des Zugangs bei der EMITTENTIN aus-
schlaggebend ist, Gbermittelt wurde; oder

vom ANLEGER online unter www.ifainvest.at abgegeben und durch Verwendung
der dort vorgesehenen Ubermittlungsfunktion an die EMITTENTIN, wobei der Zeit-
punkt des Zugangs bei der EMITTENTIN ausschlaggebend ist, Gibermittelt wurde.

Dafiir, dass der ANLEGER zum ANLEIHEGLAUBIGER wird, bedarf es einer Annah-
mehandlung des Anleihezeichnungsangebotes durch die EMITTENTIN.

Die Annahme des Anleihezeichnungsangebots erfolgt durch die EMITTENTIN durch
Ubertragung der entsprechenden SCHULDVERSCHREIBUNGEN auf das in der Zeich-
nungserklarung ausgewiesene Wertpapierdepot des ANLEGERS und / oder durch Uber-
mittlung einer schriftlichen Bestatigung (E-Mail) durch die EMITTENTIN oder durch
von ihr beauftragte Dritte an den ANLEGER.

Ein Anspruch auf Zuteilung von SCHULDVERSCHREIBUNGEN besteht nicht. Die
EMITTENTIN kann die Annahme des Anleihezeichnungsangebots insbesondere unter
nachfolgenden Umstanden unterlassen:

(i)  Bei uberschieRender Zeichnungsangebotslegung (die ANLEIHE wurde Uberzeich-
net) kann eine nur teilweise Annahme des ZEICHNUNGSANGEBOTES erfolgen
(unter verhéltnismaliger Kiirzung der gezeichneten SCHULDVERSCHREIBUN-
GEN, bei Beachtung des Mindestzeichnungsbetrages pro ANLEGER in Héhe von
EUR 100.000,00 (in Worten: Euro hunderttausend Komma null).

(i) Bei nicht ausreichender Zeichnung der ANLEIHE.

(iii) Besteht die Gefahr, dass die Annahme zu einer Verletzung von Know-Y our-Custo-
mer-Bestimmungen fiihrt, ist diese jedenfalls zu unterlassen. Dies ist insbesondere
dann der Fall, wenn ein Verdacht der Geldwasche und/oder der Terrorismusfinan-
zierung besteht, der von der EMITTENTIN an die Geldwdaschemeldestelle zu mel-
den ist. Jeder ANLEGER muss der EMITTENTIN und/oder ihren Beratern alle
notwendigen Unterlagen und Dokumente zur Verfiigung stellen, die eine Beurtei-
lung diesbezliglich ermdglichen.

Der jeweilige Betrag, in dessen Hohe ein ANLEGER die ANLEIHE zeichnet und hin-
sichtlich dem die Annahme nicht erklart wird bzw erklart werden darf, wird sodann wie-
der frei und kann von einem anderen ANLEGER gezeichnet werden, bzw einem anderen
ANLEGER, der aufgrund von Uberzeichnung der ANLEIHE grundsatzlich gemal
Punkt 7.5 nicht zum Zug gekommen waére, von der EMITTENTIN zugeteilt werden. Al-
ternativ kann die EMITTENTIN von dessen Platzierung Abstand nehmen.

Der ANLEGER verpflichtet sich, den gezeichneten Betrag zzgl allfalliger Stuickzinsen in
der bekanntgegebenen Hohe binnen 5 Bankarbeitstagen nach Eingang der ordnungsge-
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1.7

7.8

7.9

7.10

8.1

8.2

méR erfolgten ZEICHNUNG gemal} Punkt 7.2 auf das in der Zeichnungserklarung aus-
gewiesene Konto IBAN: AT624300046886280000, BIC: VBOEATWWXXX bei der
Volksbank Wien AG, lautend auf SoHotel Linz GmbH, zu Uberweisen. Die Zahlung gilt
mit Gutschrift auf dem Konto als geleistet. Wird die Zahlung nicht binnen dieser Frist
durch den ANLEGER geleistet, verliert der ANLEGER seinen Anspruch auf Erwerb
(nicht aber seine Verpflichtung zum Erwerb) der SCHULDVERSCHREIBUNGEN.

Durch Gutschrift auf dem erwerbenden Wertpapierdepot des ANLEGERS und gleichzei-
tiger Belastung des verduRernden Wertpapierdepots der EMITTENTIN kommt es zur
Ubertragung des Miteigentumsanteils an der bei einer Wertpapiersammelbank (OeKB)
hinterlegten SAMMELURKUNDE. Mittels Anweisung an die OeKB wird Uber die dort
verwahrte SAMMELURKUNDE ausschlief3lich durch Buchungsvorgange verfiigt. Die
Miteigentumsanteile der Inhaber der SCHULDVERSCHREIBUNGEN an der Sam-
melurkunde gehen durch Besitzanweisungen, die durch die Depotbuchungen nach auf’en
in Erscheinung treten, Uber. Eigentum an den Miteigentumsanteilen geht somit mit der
Buchung am erwerbenden Wertpapierdepot des ANLEGERS auf den ANLEGER {ber.

Samtliche im Zusammenhang mit der Zeichnungserklarung entstehende Kosten, Steuern
und Gebdihren tragt der jeweilige ANLEGER.

Die EMITTENTIN wird die personenbezogenen Daten des jeweiligen ANLEGERS aus-
schlie3lich zur Erfillung der vertraglichen Verpflichtungen verarbeiten und nur fur diese
Zwecke an Dritte (zB Zahlstelle) tbermitteln, insofern und insoweit zwingende Rechts-
vorschriften nichts anderes bestimmen.

Die Laufzeit der SCHULDVERSCHREIBUNGEN beginnt mit Beginn des VALU-
TATAGS und endet mit Ablauf des 31.07.2025. Riickzahlungstermin und FALLIG-
KEITSTAG der ANLEIHE ist der 01.08.2025.

Zinsen, Zahlungen

Die SCHULDVERSCHREIBUNGEN werden auf ihren NENNBETRAG mit
4,125 % p.a. verzinst, und zwar vom VALUTATAG (einschlieRlich) bis zum FALLIG-
KEITSTAG (ausschlieRlich), sofern sie nicht vorher zuriickgezahlt worden sind.

Die Zinsen sind halbj&hrlich nachtraglich, jeweils zum 31.03 und 30.09 eines jeden Jahres
(jeweils ein “ZINSZAHLUNGSTAG"), féllig und zahlbar. Der erste ZINSZAH-
LUNGSTAG ist der 30.09.2021. Letzter ZINSZAHLUNGSTAG ist der FALLIGKEITS-
TAG. Im Falle der vorzeitigen Rickzahlung endet die Verzinsung der betroffenen
SCHULDVERSCHREIBUNGEN mit dem Tag, an dem die Kiindigung wirksam wird
(einschlieRlich) und sind die Zinsen am nachstfolgenden Tag féllig (ebenfalls ein ,,ZINS-
ZAHLUNGSTAG"). Der Zeitraum beginnend am VALUTATAG (einschlieflich) und
endend am ersten ZINSZAHLUNGSTAG (ausschlie3lich) und danach jeder Zeitraum ab
dem jeweiligen ZINSZAHLUNGSTAG (einschliellich) bis zum néchsten ZINSZAH-
LUNGSTAG (ausschliellich) wird nachstehend als ,,ZINSPERIODE" bezeichnet.
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8.3

8.4

9.1

9.2

10.

10.1

Die Zinsberechnung erfolgt auf Grundlage des ZINSTAGEQUOTIENTEN. Der ,,ZINS-
TAGEQUOTIENT* bezeichnet in Bezug auf die Zinsberechnung fir die ZINSPERI-
ODE das Verhaltnis aus (i) der tatsdchlichen Anzahl an Tagen dieser ZINSPERIODE,
und (ii) der tatsachlichen Anzahl an Tagen (365 bzw 366) im Kalenderjahr. Die Berech-
nung erfolgt somit taggenau/taggenau (actual/actual geméals ICMA-Regelung)

Bei unterjdhrigen Kdufen und/oder Verkdufen nach dem Verzinsungsbeginn (VALUTA-
TAG) und nach dem ersten ZINSTZAHLUNGSTAG sowie zwischen weiteren ZINS-
ZAHLUNGSTAGEN innerhalb der ZEICHNUNGSFRIST sind Stiickzinsen zahlbar.

Ruckzahlung

Soweit nicht zuvor bereits gemal diesen Anleihebedingungen ganz oder teilweise zu-
riickgezahlt oder von der EMITTENTIN angekauft und entwertet, werden die SCHULD-
VERSCHREIBUNGEN am FALLIGKEITSTAG zum NENNBETRAG zuriickgezahlt.

Riickverkaufsrecht der ANLEIHEGLAUBIGER

Es steht jedem ANLEIHEGLAUBIGER frei, seine SCHULDVERSCHREIBUNGEN zu
einem Preis in Hohe von 85 % (flinfundachtzig Prozent) des NENNBETRAGS an die
EMITTENTIN oder ein durch die EMITTENTIN namhaft gemachtes verbundenes Un-
ternehmen zu verkaufen und so sein RUCKVERKAUFSRECHT geltend zu machen. Die
EMITTENTIN rdumt gesondert und getrennt von diesen Anleihebedingungen jedem AN-
LEIHEGLAUBIGER, der das Recht hat, iber seine SCHULDVERSCHREIBUNGEN zu
verfiigen, unwiderruflich das Recht ein, von der EMITTENTIN zu verlangen, dass sie
oder ein durch die EMITTENTIN namhaft gemachtes verbundenes Unternehmen seine
SCHULDVERSCHREIBUNGEN (nach Wahl des jeweiligen ANLEIHEGLAUBIGERS
einzelne oder alle) wéhrend der Laufzeit zum Rickkaufspreis in Héhe von 85 % (flinfun-
dachtzig Prozent) des NENNBETRAGS zurtickkauft. Die Rickkaufsverpflichtung der
EMITTENTIN liegt diesen Anleihebedingungen als Anlage ./9.2 bei. Klarstellend fest-
gehalten wird, dass durch den Ruckkaufspreis von 85 % des NENNBETRAGS die
SCHULDVERSCHREIBUNGEN samt aller damit verbundener Rechte, sohin auch das
Recht auf Erhalt der bis dahin angefallenen Zinsen, abgegolten wird.

Zahlungen

Die EMITTENTIN verpflichtet sich, Kapital und Zinsen bei Félligkeit in EUR zu bezah-
len. Derartige Zahlungen erfolgen, vorbehaltlich geltender gesetzlicher Regelungen und
Vorschriften, durch die EMITTENTIN an die ZAHLSTELLE zur Weiterleitung an die
ANLEIHEGLAUBIGER. Die Zahlung befreit die EMITTENTIN in Hohe der geleisteten
Zahlung von ihren entsprechenden Verbindlichkeiten aus den SCHULDVERSCHREI-
BUNGEN.
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10.3

10.4

11.

111

11.2

11.3

12.

121

Die Gutschrift der Zins- und Kapitalzahlungen erfolgt tber die jeweilige fur den Inhaber
der SCHULDVERSCHREIBUNGEN depotfiihrende Stelle.

Falls ein Félligkeitstag fiir die Zahlung von Kapital und/oder Zinsen kein Bankarbeitstag
ist, erfolgt die Zahlung erst am n&chstfolgenden Bankarbeitstag; dieser Umstand berech-
tigt die ANLEIHEGLAUBIGER nicht zu einer weiteren Zinsenzahlung oder einer ande-
ren Entschadigung. Bankarbeitstag im Sinne dieser Anleihebedingungen ist jeder Tag
(auBer Samstagen, Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen), an dem KREDITINSTI-
TUTE in Osterreich zum allgemeinen Geschéftsbetrieb ge6ffnet sind.

Sofern und insoweit bei Félligkeit der SCHULDVERSCHREIBUNGEN unter diesen
Anleihebedingungen, unter Berucksichtigung von Punkt 10.3, keine Riickzahlung der
SCHULDVERSCHREIBUNGEN erfolgt, fallen ab dem FALLIGKEITSTAG bis zum
Tag, an dem alle in Bezug auf die SCHULDVERSCHREIBUNGEN falligen Betrage bei
den ANLEIHEGLAUBIGERN eingehen, zusitzliche Zinsen in Hohe von 4% p.a. an.

Zabhlstelle
ZAHLSTELLE ist gemaR gesondertem Zahlstellenvertrag die Wiener Privatbank SE.

Die EMITTENTIN ist berechtigt, die Wiener Privatbank SE in ihrer Funktion als ZAHL-
STELLE abzuberufen und ein anderes 6sterreichweit und international tatiges KREDIT-
INSTITUT als ZAHLSTELLE zu bestellen, sofern die neue ZAHLSTELLE die aus dem
Zahlstellenabkommen resultierenden Verpflichtungen tbernimmt. Die EMITTENTIN
wird zu jedem Zeitpunkt eine inlandische ZAHLSTELLE unterhalten.

Die ZAHLSTELLE handelt ausschlieBlich als Beauftragte der EMITTENTIN und Uber-
nimmt keinerlei Verpflichtungen gegeniiber den ANLEIHEGLAUBIGERN. Es wird kein
Vertrags-, Auftrags- oder Treuhandverhaltnis zwischen ihr und den ANLEIHEGLAUBI-
GERN begrundet.

Steuern

Samtliche auf die SCHULDVERSCHREIBUNGEN zu zahlenden Betrdge sind ohne Ein-
behalt oder Abzug von gegenwartig oder zukinftig vorgeschriebenen STEUERN, d.h.
Steuern, Abgaben und behdérdlichen Gebiihren oder Festsetzungen gleich welcher Art, die
von oder in der Republik Osterreich oder einer ihrer Gebietskorperschaften oder Behor-
den mit der Befugnis zur Erhebung von Steuern auferlegt, erhoben, eingezogen, einbe-
halten oder festgesetzt werden , zu leisten, es sei denn, ein solcher Einbehalt oder Abzug
ist gesetzlich vorgeschrieben. In einem solchen Fall hat die EMITTENTIN, sofern nicht
einer der in Punkt 12.2 genannten Ausnahmetatbestande vorliegt, ZUSATZLICHE BE-
TRAGE derart zu leisten, dass die den ANLEIHEGLAUBIGERN zuflieRenden Nettobe-
trage nach dem Einbehalt oder Abzug der Steuern jeweils den Betrédgen entsprechen, die
sie ohne Einbehalt oder Abzug erhalten hatten.
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12.2 Die EMITTENTIN ist zur Zahlung der ZUSATZLICHEN BETRAGE aufgrund von
Steuern gemall Punkt 12.1 nicht verpflichtet, wenn

(i)

(i)

(iii)

(iv)

(v)

(vi)

(vii)

diese auf andere Weise als durch Abzug oder Einbehalt an der Quelle aus Zahlun-
gen auf die SCHULDVERSCHREIBUNGEN zu entrichten sind, oder

ein ANLEIHEGLAUBIGER, der zur Republik Osterreich eine andere aus steuerli-
cher Sicht relevante Verbindung hat, als den bloRen Umstand, dass er Inhaber der
Schuldverschreibungen ist oder dies zum Zeitpunkt des Erwerbs der SCHULD-
VERSCHREIBUNGEN war, der Abgaben- oder Steuerpflicht unterliegt, oder

diese gemaR § 95 EStG in der Republik Osterreich von der kuponauszahlenden
Stelle einbehalten werden, oder

diese aufgrund einer Rechtsédnderung zahlbar sind, die spéater als 30 Tage nach Fél-
ligkeit der betreffenden Zahlung auf die SCHULDVERSCHREIBUNGEN oder,
wenn dies spater erfolgt, nach ordnungsgemaRer Bereitstellung aller falligen Be-
trage und einer diesbeziiglichen Verstiandigung des ANLEIHEGLAUBIGERS der
Anleihebedingungen wirksam wird, oder

diese nach Zahlung durch die EMITTENTIN im Rahmen des Transfers an den AN-
LEIHEGLAUBIGER abgezogen oder einbehalten werden, oder

diese aufgrund eines Doppelbesteuerungsabkommens oder den Steuergesetzen der
Republik Osterreich riickerstattbar waren oder aufgrund gemeinschaftsrechtlicher
Bestimmungen (EU) an der Quelle entlastbar wéren, oder

diese aufgrund oder infolge eines internationalen Vertrages, dessen Partei die Re-
publik Osterreich ist, oder einer Verordnung oder Richtlinie aufgrund oder infolge
eines solchen internationalen Vertrages auferlegt oder erhoben werden, oder

(viii) ihnen ein ANLEIHEGLAUBIGER nicht unterlage, sofern er zumutbarerweise

Steuerfreiheit oder eine Steuererstattung oder eine Steuervergltung hétte erlangen
koénnen.

12.3 Kiindigung aus Steuergriinden:

(i)

Falls eine Rechtsvorschrift gleich welcher Art in der Republik Osterreich erlassen
oder geschaffen oder in ihrer Anwendung oder behdérdlichen Auslegung geéndert
wird und demzufolge Steuern, Gebiihren oder sonstige Abgaben bei Zahlungen
durch die EMITTENTIN von Kapital oder von Zinsen dieser SCHULDVER-
SCHREIBUNGEN im Wege des Einbehalts oder Abzugs an der Quelle anfallen
und die EMITTENTIN zur Zahlung ZUSATZLICHER BETRAGE gemaR Punkt
12 der Anleihebedingungen verpflichtet ist, ist die EMITTENTIN berechtigt, die
SCHULDVERSCHREIBUNGEN insgesamt, jedoch nicht teilweise, schriftlich an
den ANLEIHEGLAUBIGER mit einer Kiindigungsfrist von mindestens 30 Tagen
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13.

131

13.2

13.3

zur vorzeitigen Ruckzahlung zum NENNBETRAG zuzuglich aufgelaufener Zinsen
zu kindigen, wobei eine solche Kindigung zum Zeitpunkt des Zugangs der Kiindi-
gung beim ANLEIHEGLAUBIGER wirksam wird. Die Kiindigung ist unwiderruf-
lich, muss den fur die Rickzahlung festgelegten Termin beinhalten und eine zu-
sammenfassende Erklarung enthalten, welche die das Ruckzahlungsrecht der
EMITTENTIN begrindenden Umsténde darlegt.

(i)  Die Kindigung zur vorzeitigen Ruckzahlung darf jedoch nicht in einem Zeitpunkt
vorgenommen werden, der dem Tag der tatsdchlichen Geltung der betreffenden
Rechtsvorschriften oder gegebenenfalls ihrer gedanderten Anwendung oder Ausle-
gung mehr als drei Monate vorangeht.

Kindigung der Anleihe

Die EMITTENTIN ist berechtigt, durch Verstandigung des ANLEIHEGLAUBIGERS
unter Einhaltung einer dreimonatigen Kundigungsfrist, die SCHULDVERSCHREIBUN-
GEN (nach Wahl der EMITTENTIN einzelne oder alle) zu ihrem NENNBETRAG zu-
zuglich etwaiger bis zum Tage der Rlckzahlung aufgelaufener Zinsen zu kiindigen. Die
EMITTENTIN verzichtet jedoch fur einen Zeitraum von 9 (neun) Monaten ab 30.07.2021
auf ihr Recht, die ordentliche Kiindigung auszuiiben (sodass diese erstmals nach Ablauf
von 12 (zwolf) Monaten ab 30.07.2021 wirksam wird).

Die ANLEIHEGLAUBIGER haben vor Ende der Laufzeit keine Mdglichkeit der or-
dentlichen Kiindigung der ANLEIHE.

Hinweis: Der Ausschluss des ordentlichen Kiindigungsrechts der ANLEIHEGLAUBI-
GER vor Ende der Laufzeit ist eine notwendige Bedingung fur die Absicherung des
Risikos der EMITTENTIN aus den SCHULDVERSCHREIBUNGEN. Die EMIT-
TENTIN ware ohne Ausschluss des ordentlichen Kiindigungsrechts der ANLEIHE-
GLAUBIGER nicht in der Lage, die SCHULDVERSCHREIBUNGEN in der Form
Uberhaupt zu begeben oder die EMITTENTIN musste die erhéhten Absicherungskos-
ten in den Riuckzahlungsbetrag bzw. die Verzinsung der SCHULDVERSCHREIBUN-
GEN einberechnen und dadurch die Rendite der ANLEIHEGLAUBIGER reduzieren.
Potentielle Anleger sollten daher genau abwéagen, ob sie der Ausschluss des ordentli-
chen Kundigungsrechts der ANLEIHEGLAUBIGER benachteiligt und, falls sie der
Ansicht sind, dies sei der Fall, nicht in die SCHULDVERSCHREIBUNGEN investie-
ren.

Weiters ist die EMITTENTIN berechtigt, die SCHULDVERSCHREIBUNGEN zu ihrem
NENNBETRAG zuziglich etwaiger bis zum Tage der Rickzahlung aufgelaufener Zin-
sen mit sofortiger Wirkung durch Verstiandigung der ANLEIHEGLAUBIGER zu kiindi-
gen, wenn die LIEGENSCHAFT wéhrend der Laufzeit der ANLEIHE durch die EMIT-
TENTIN im Zuge eines Asset Deals verduRert wird oder es zu einem ,,Kontrollwechsel*
gemal’ Punkt 13.4(i) kommt.
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13.4 Jeder ANLEIHEGLAUBIGER ist berechtigt, seine SCHULDVERSCHREIBUNG zu
kiindigen und deren sofortige Riickzahlung zum NENNBETRAG zuzuglich etwaiger bis
zum Tage der Riickzahlung aufgelaufener Zinsen zu verlangen, falls ein wichtiger Grund
vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann vor, wenn

(i)

(i)
(iii)

(iv)

(v)

(vi)

(vii)

im Falle eines Kontrollwechsels in der EMITTENTIN; ein ,,Kontrollwechsel* in
der EMITTENTIN liegt bei jeder Anderung der rechtlichen und/oder wirtschaftli-
chen Verhéltnisse (einschlielich des Abschlusses von Treuhandvereinbarung und
der Durchfuhrung von Rechtsgeschéften, die wirtschaftlich einem Anteilserwerb
gleichkommen) in der Sphare der EMITTENTIN oder einer ihrer Gesellschafter
vor, die bewirkt, dass ein oder mehrere gemeinsam vorgehende Dritte(r), von wel-
chen zumindest einer weder Gesellschafter noch Konzernunternehmen im Sinne
des § 15 Abs 1 AktG eines Gesellschafters ist, maRgeblichen Einfluss auf die
EMITTENTIN oder einen ihrer Gesellschafter erlangt(en). Mal3geblicher Einfluss
wird in diesem Zusammenhang ab einer Beteiligung von mehr als 50% angenom-
men. (,,Change of Control*);

die EMITTENTIN die LIEGENSCHAFT im Wege eines Asset Deals verdulert;

die EMITTENTIN mit der Erfallung einer Verpflichtung zur Zahlung von Kapital
und Zinsen aus einer von ihr eingegangenen Kreditverbindlichkeit gegeniiber einem
KREDITINSTITUT in Verzug gerét und dieser Verzug von einem (Schieds-) Ge-
richt oder einer Verwaltungsbehérde rechtskraftig festgestellt worden ist und nicht
binnen 60 Tagen nach Rechtskraft Erfullung eintritt (,,Cross Default™);

die EMITTENTIN eine sonstige wesentliche Verpflichtung aus den SCHULD-
VERSCHREIBUNGEN oder diesen Anleihebedingungen verletzt und dieser Zu-
stand nicht innerhalb von 60 Tagen, nachdem die EMITTENTIN eine diesbezigli-
che schriftliche Mitteilung erhalten hat, behoben wird;

die EMITTENTIN ihre Zahlungen einstellt oder ihre Zahlungsunfahigkeit oder
Uberschuldung allgemein bekannt gibt oder ein Gericht ein Insolvenzverfahren
uber das Vermogen der EMITTENTIN eroffnet oder einen Konkursantrag mangels
kostendeckenden Vermdgens abweist;

die EMITTENTIN in Liquidation tritt, worunter jedenfalls nicht Umgrindungsvor-
gange (zB Verschmelzung, Spaltung, Umwandlung, Einbringung oder Anwach-
sung) zu verstehen sind; oder

die EMITTENTIN ihre Geschaftstatigkeit ganz oder Giberwiegend einstellt oder alle
oder wesentliche Teile ihrer Vermdgenswerte verdaul3ert oder anderweitig abgibt
und sich die Vermdégens-, Finanz- und Ertragslage der EMITTENTIN dadurch we-
sentlich verschlechtert.
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135

13.6

13.7

13.8

14.

141

14.2

Eine Kiindigung gemal Punkt 13.4 erfolgt durch eine gegeniiber der EMITTENTIN per-
sonlich abzugebende oder im Postwege zu Gibermittelnde schriftliche Erklarung unter An-
gabe eines Bankkontos, auf das Zahlungen gemalR diesen Anleihebedingungen zu leisten
sind. Der Erklarung ist ein Nachweis beizufiigen, aus dem sich ergibt, dass der betref-
fende Anleiheglaubiger zum Zeitpunkt der Abgabe der Mitteilung Inhaber der betreffen-
den Teilschuldverschreibungen ist. Der Nachweis kann durch eine Bescheinigung der
Depotbank oder auf andere geeignete Weise erbracht werden.

In den Fallen der Punkte 13.4(vi) und 13.4(vii) gilt eine Kiindigung, sofern nicht zugleich
einer der in den Punkten 13.4(i) bis 13.4(v) bezeichneten Kiindigungsgrinde vorliegt, erst
als wirksam zugestellt, wenn bei der EMITTENTIN Kundigungserklarungen von AN-
LEIHEGLAUBIGERN hinsichtlich SCHULDVERSCHREIBUNGEN im GESAMT-
NENNBETRAG von zumindest 25% des GESAMTNENNBETRAGES aller ausgegebe-
nen und ausstehenden SCHULDVERSCHREIBUNGEN eingegangen sind. In allen an-
deren Fallen gilt die Klindigung mit Zugang der Mitteilung der Kiindigung gemafl Punkt
13.5 als wirksam zugestellt.

In den Fallen der Punkte 13.4(v), 13.4(vi) und 13.4(vii) wird eine Kiindigung erst dann
wirksam, wenn dieser einen Kiindigungsgrund begriindende Zustand nicht innerhalb von
60 Tagen, nachdem die EMITTENTIN eine diesbezigliche schriftliche Mitteilung bzw.
im Falle von Punkt 13.4(vi) und 13.4(vii) schriftliche Mitteilungen im GESAMTNENN-
BETRAG von 25% erhalten hat, behoben wird.

Das Kundigungsrecht erlischt, sobald der Kundigungsgrund vor Austibung des Rechts
geheilt wurde. Soweit gesetzlich zuldssig, berechtigen andere Ereignisse und Umsténde,
die keines der in Punkt 13.4 genannten Ereignisse darstellen, einen ANLEIHEGLAUBI-
GER nicht dazu, seine SCHULDVERSCHREIBUNGEN zu kindigen oder sonst vorzei-
tig zur Riickzahlung fallig zu stellen.

Offentliches Angebot, Notierung, Handelbarkeit

Die SCHULDVERSCHREIBUNGEN fallen unter die Ausnahme der Prospektpflicht ge-
méal Art 1 Abs 4 lit d) Verordnung (EU) 2017/1129. Ein den Vorschriften der Verordnung
(EU) 2017/1129 und des KMG entsprechender Prospekt wird weder erstellt, noch gepruft,
noch veroffentlicht.

Die ANLEIHE soll in den Vienna MTF einbezogen werden. Diesbezlglich ist beabsich-
tigt, einen Antrag auf Einbeziehung der SCHULDVERSCHREIBUNGEN zum Handel
am Vienna MTF der Wiener Borse zu stellen.
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15.

16.

17.

17.1

17.2

17.3

17.4

18.

Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Anleihebedingungen ganz oder teilweise rechts-
unwirksam sein oder werden, so bleiben die tibrigen Bestimmungen dieser Anleihebedin-
gungen in Kraft. Unwirksame Bestimmungen gelten dem Sinn und Zweck dieser Anlei-
hebedingungen entsprechend durch wirksame Bestimmungen, die in ihren wirtschaftli-
chen Auswirkungen denjenigen der unwirksamen Bestimmungen so nahe kommen, wie
rechtlich mdéglich, als ersetzt.

Bekanntmachungen

Alle die SCHULDVERSCHREIBUNGEN betreffenden Mitteilungen an die ANLEIHE-
GLAUBIGER sind im Amtsblatt zur Wiener Zeitung oder, falls diese ihr Erscheinen ein-
stellen, in einer anderen Tageszeitung mit Verbreitung in ganz Osterreich zu veroffentli-
chen. Jede derartige Mitteilung gilt mit dem Tag der Veroffentlichung als wirksam er-
folgt. Alternativ dazu kann die EMITTENTIN Benachrichtigung direkt an samtliche AN-
LEIHEGLAUBIGER schriftlich (Brief, E-Mail, Fax) zustellen.

Anwendbares Recht, Erfullungsort und Gerichtsstand

Fur sémtliche Rechtsverhéltnisse aus der Begebung der ANLEIHE gilt Osterreichisches
Recht mit Ausnahme des Ubereinkommens der Vereinten Nationen tber Vertrage tiber
den internationalen Handelskauf (UN-Kaufrecht).

Samtliche Anlagen sind integrierender Bestandteil dieser Anleihebedingungen.

Soweit die vertragliche Bestimmung des Erfiillungsortes rechtlich zul&ssig ist, ist der Er-
fullungsort fir alle sich aus diesen Anleihebedingungen ergebenden Verpflichtungen
Wien.

Fur samtliche Rechtsstreitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit der Begebung der
ANLEIHE ist das sachlich zustandige Gericht in Wien, Innere Stadt, zustandig. Fr alle
Rechtstreitigkeiten eines Verbrauchers gegen die EMITTENTIN, die sich aus diesen An-
leihebedingungen oder in Verbindung mit diesen ergeben, einschliellich der Frage des
Zustandekommens, der Gultigkeit oder Auflésung der Anleihebedingungen, ist nach
Wahl des Verbrauchers das sachlich und o6rtlich zustandige Gericht am Wohnsitz des
Verbrauchers oder am Sitz der EMITTENTIN oder ein sonstiges aufgrund der gesetzli-
chen Bestimmungen zustandiges Gericht zustandig.

International Securities Identification Number (ISIN), Legal Entity Identifier
(LEI), Financial Instrument Short Name (FISN) und Classification of Financial In-
struments (CFI)
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9,

ISIN: ATOO00A2RATO

LEI: 5299006SXEHIKXYYO794

SoBestand Austria 01| 4,125% Anleihe 2021 bis 2025
Anleihebedingungen

FISN: SOHOTEL LINZ/4.125 BD 20250801

CFI: DBFUGB

Anlagenverzeichnis:

Anlage ./6.2
Anlage ./6.5
Anlage ./7.2
Anlage ./9.2

Sicherheitenvertrag
Treuhandvertrag
Zeichnungserklarung
Rickkaufverpflichtung

20/20



SICHERHEITENVERTRAG

uber
die Verpfandung des Geschaftsanteils an der
SoHotel Linz GmbH, FN 482030 v
Thomas-Klestil-Platz 3, 1030 Wien

(im Folgenden ,,VEREINBARUNG")
abgeschlossen zwischen

Pentagon Immobilienbesitz und Vermogensverwaltung Gesellschaft m.b.H,
FN 71648 s
GrillparzerstraRe 18-20, 4020 Linz
(als "PFANDBESTELLER 1") einerseits
und

IFA Beteiligungs GmbH
FN 512289 t
Grillparzerstrae 18-20, 4020 Linz
(als ,,PFANDBESTELLER 2%),
(PFANDBESTELLER 1 und PFANDBESTELLER 2 gemeinsam die ,,PFANDBESTELLER")
einerseits, und

Saxinger Chalupsky & Partner Rechtsanwélte GmbH
FN 185084 h
Wachtergasse 1, 1010 Wien
(als "PFANDGLAUBIGER" oder ,,SCWP*)
andererseits,

unter Beitritt von

SoHotel Linz GmbH
FN 482030 v
Thomas-Klestil-Platz 3, 1030 Wien,
(,SOHOTEL" oder ,EMITTENTIN®)

(im Folgenden zusammen auch "PARTEIEN")

wie folgt:
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1.2

1.3

14

2.1

Praambel

SoHotel Linz GmbH mit dem Sitz in Wien sowie der Geschaftsanschrift Thomas-
Klestil-Platz 3, 1030 Wien, eingetragen im Firmenbuch unter FN 482030 v (die
LEMITTENTIN®) begibt eine Anleihe mit einer Laufzeit von 4 Jahren mit der
Bezeichnung ,,SoBestand Austria 01 | 4,125% Anleihe” (die ,,ANLEIHE") im
Gesamtnennbetrag von EUR 4.000.000,00, die in bis zu 4.000 Stiick auf den Inhaber
lautende, untereinander gleichrangige Schuldverschreibungen (die
»SCHULDVERSCHREIBUNGEN®) im Nennbetrag von jeweils EUR 1.000,00
mit den Nummern 1 bis 4.000 eingeteilt ist. Die Emission erfolgt auf Grundlage der
Anleihebedingungen ,,SoBestand Austria 01 | 4,125% Anleihe* (die
~ANLEIHEBEDINGUNGEN®") und des den ANLEIHEBEDINGUNGEN
angeschlossenen Treuhandvertrages (der ,,TREUHANDVERTRAG®) unter der
ISIN  ATOO00A2RATO,  welche integrierende Bestandteile  dieser
VEREINBARUNG bilden.

Die SCHULDVERSCHREIBUNGEN werden geman den
ANLEIHEBEDINGUNGEN auf ihren Nennbetrag mit 4,125 % p.a. verzinst, und
zwar vom Valutatag (einschlief3lich) bis zum Félligkeitstag (ausschliellich), sofern
sie nicht vorher zuriickgezahlt worden sind.

Die PFANDBESTELLER werden ab dem Laufzeitbeginn der ANLEIHE die
Anspriche auf Rickzahlung der SCHULDVERSCHREIBUNGEN und darauf
entfallende Zinsen durch Verpfandung der Geschaftsanteile an der EMITTENTIN
besichern.

Samtliche Definitionen aus dem TREUHANDVERTRAG gelten auch fir diese
VEREINBARUNG, sofern davon hierin nicht ausdrucklich abgegangen wird.

Dies vorausgeschickt vereinbaren die Parteien folgendes:

Pfandbestellung

Zur Sicherstellung aller Forderungen und Anspriiche der ANLEIHEGLAUBIGER,
und/oder deren jeweiligen Rechtsnachfolgern an Hauptverbindlichkeiten
(Ruckzahlung des eingesetzten Kapitals sowie Zinszahlung bei Félligkeit gemaf den
ANLEIHEBEDINGUNGEN) und NEBENVERBINDLICHKEITEN  (wie
nachfolgend definiert), sohin sé&mtliche Verpflichtungen der EMITTENTIN
gegeniiber den ANLEIHEGLAUBIGERN unter oder im Zusammenhang mit den
ANLEIHEBEDINGUNGEN, einschlieBlich der PARALLELVERPFLICHTUNG
(zusammen die ,BESICHERTEN FORDERUNGEN®), werden die
PRIMARVERPFLICHTUNGEN und die PARALLELVERPFLICHTUNG gemaR
Punkt 8.1 des TREUHANDVERTRAGS durch die PFANDBESTELLER mit
Verpfandung der nachstehend genannten Vermogenswerte (zusammen die
L,SICHERHEIT"), zugunsten des PFANDGLAUBIGERS und/oder dessen



2.2

2.3

2.4

2.5

jeweiligen Rechtsnachfolgern, der diese SICHERHEIT treuhdndig fur die
ANLEIHEGLAUBIGER hilt, wie folgt besichert:

(i)  Erstrangige Verpfandung des Geschéftsanteils des PFANDBESTELLERS 1 an
der SoHotel Linz GmbH, der einer Stammeinlage im Nennbetrag von EUR 32.900
und somit einer Beteiligung von 94 % am Stammkapital der EMITTENTIN
entspricht, samt den damit verbundenen Gewinnanspriichen, Zinsen, Bezugsrechten
und sonstigen Anspriichen des PFANDBESTELLERS 1 aus oder in Verbindung mit
dem Geschéftsanteil aus welchem Grund auch immer, so insbesondere auch etwaige
Liquidationserldse oder Anspriiche aus Kapitalherabsetzungen am Stammkapital der
EMITTENTIN (,PFANDOBJEKT 1%).

(i)  Erstrangige Verpfandung des Geschéaftsanteils des PFANDBESTELLERS 2 an
der SoHotel Linz GmbH, der einer Stammeinlage im Nennbetrag von EUR 2.100
und somit einer Beteiligung von 6 % am Stammkapital der EMITTENTIN entspricht,
samt den damit verbundenen Gewinnanspriichen, Zinsen, Bezugsrechten und
sonstigen Ansprichen des PFANDBESTELLERS 2 aus oder in Verbindung mit dem
Geschaftsanteil aus welchem Grund auch immer, so insbesondere auch etwaige
Liquidationserlose oder Anspriiche aus Kapitalherabsetzungen am Stammkapital der
EMITTENTIN (,PFANDOBJEKT 2%).

Der PFANDBESTELLER 1 stimmt der Verpfandung des PFANDOBJEKTS 2 von
PFANDBESTELLER 2 und PFANDBESTELLER 2 stimmt der Verpfandung des
PFANDOBJEKTS 1 von PFANDBESTELLER 1 gemé&R Punkt 7. Geschéftsanteile
des Gesellschaftsvertrags der EMITTENTIN vom , zu.

Der PFANDGLAUBIGER nimmt die Pfandbestellung an.

Unter ,NEBENVERBINDLICHKEITEN" im Sinne dieser VEREINBARUNG
sind solche Verbindlichkeiten zu verstehen, die aus oder im Zusammenhang mit den
SCHULDVERSCHREIBUNGEN erwachsen sind, oder in Zukunft erwachsen
werden, mogen diese Forderungen aus Zinsen, Verzugszinsen, Provisionen, Spesen,
Kosten (insbesondere auch Kosten der SCWP), Gebiuhren oder sonstige im
Zusammenhang mit den SCHULDVERSCHREIBUNGEN stehenden Rechtstiteln
erwachsen.

Die PFANDBESTELLER verpflichten sich, unverziglich nach beiderseitiger
Unterfertigung dieser VEREINBARUNG einen Buchvermerk zu setzen. Die
Zurkenntnisnahme der Verpfandung durch die EMITTENTIN erfolgt nachweislich
durch Unterfertigung dieser VEREINBARUNG durch die EMITTENTIN. Der
Buchvermerk ist so zu setzen, dass er nachtrdaglich bis zur Freigabe der
gegenstandlichen Sicherheit nicht mehr entfernt werden kann (gemaR den
Grundsatzen ordnungsgeméaRer Buchfihrung und den fur zugelassene EDV-
Buchhaltungsprogramme geltenden Richtlinien).

Die SICHERHEIT unter diesem Vertrag wird dem PFANDGLAUBIGER als
TREUHANDER in eigenem Namen gemaR den ANLEIHEBEDINGUNGEN und
der TREUHANDVEREINBARUNG, aber zugunsten der Inhaber der ANLEIHE
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2.6

2.7

2.8

2.9

3.1

3.2
3.3

3.4

gewahrt. Die PFANDBESTELLER erkennen hiermit an, dass der
PFANDGLAUBIGER bei der Ausiibung seiner Rechte, Befugnisse, Pflichten,
Ermessensspielraume unter dieser VEREINBARUNG als TREUHANDER fiir die
Inhaber der ANLEIHE gemd den ANLEIHEBEDINGUNGEN und dem
TREUHANDVERTRAG handelt.

Mit ihrer Unterschrift bestatigt die EMITTENTIN, dass sie die Verpfandung
zustimmend zur Kenntnis nimmt, dem Pfandrecht der ANLEIHEGLAUBIGER
keine eigenen Rechte sowie Rechte Dritter vorgehen, und SCWP als
TREUHANDER (iber die SICHERHEIT betreffenden Vorgéinge unterrichten wird.

Die durch diese VEREINBARUNG gewahrte SICHERHEIT gilt zusétzlich zu und
unabhangig von allen anderen Sicherheiten, die der PFANDGLAUBIGER zu
irgendeiner Zeit fur die BESICHERTEN FORDERUNGEN halt, und hat Vorrang
vor allen anderen Sicherheiten, die jetzt bestehen oder in Zukunft an oder tber die
verpféandeten Vermogenswerte geschaffen werden.

Die PFANDBESTELLER erklaren sich unwiderruflich und bedingungslos damit
einverstanden, dass der PFANDGLAUBIGER, seine leitenden Angestellten,
Angestellten, Beauftragten und Berater im Zusammenhang mit der Begriindung,
Erhaltung und Durchsetzung der SICHERHEIT nicht an das Bankgeheimnis oder an
Datenschutzpflichten gebunden sind.

Im Falle eines Widerspruchs zwischen den Bestimmungen dieser
VEREINBARUNG, ANLEIHEBEDINGUNGEN und TREUHANDVERTRAG
haben die Bestimmungen der ANLEIHEBEDINGUNGEN Vorrang.

Zustimmungspflichtige MaRnahmen

Die PFANDBESTELLER werden die nachfolgenden Mallinahmen nur nach
vorgangiger schriftlicher Zustimmung der SCWP setzen.

Jede Verfligung Uber das Eigentumsrecht an der SICHERHEIT.

Jede Beschlussfassung Uber MaBnahmen, die den Wert der SICHERHEIT
beeinflussen.

Insbesondere werden die PFANDBESTELLER Beschlusse (ber nachfolgende
Beschlussgegenstande, die den Wert der SICHERHEIT und somit die
Geschaftsanteile an der EMITTENTIN beeinflussen, nur mit Zustimmung der SCWP
fassen:

(i) jede Satzungsanderung,

(if) jede Verschmelzung, Spaltung oder sonstige Vermdgensibertragung,
(iii) den Abschluss von Gewinnabfiihrungsvertrégen,

(iv) die Stimmabgabe bei Kapitalerhéhungen oder Kapitalherabsetzungen,
(v) Liquidationsbeschliisse oder sonstige freiwillige Aufldsungsbeschlisse.



3.5

3.6

4.1

4.2

5.1

5.2

Die PFANDBESTELLER werden

(i) SCwP unter Anschluss einer Tagesordnung vor jeder
Gesellschafterversammlung betreffend die EMITTENTIN verstandigen und ihr
uber wenigstens 14 Tage Gelegenheit geben, das Abstimmungsverhalten und
sonstige Rechte nach dieser Vereinbarung zu akkordieren;

(if) keine Gelder entnehmen oder geldwerte Leistungen seitens der EMITTENTIN
verlangen, die nicht als verteilungsfahiger Gewinn entnommen werden durften,
sofern nicht Leistung fir die EMITTENTIN erbracht wurden (zB konzerninterne
Buchhaltungsleistungen), sowie gegebenenfalls VVorschiisse;

(iii) keine Darlehen oder Ahnliches fallig stellen oder durchzusetzen, wenn dadurch
die Einbringlichkeit der BESICHERTEN FORDERUNGEN behindert oder
geféhrdet wird.

Eine derartige Behinderung oder Geféahrdung der Einbringlichkeit der
BESICHERTEN FORDERUNGEN ist anzunehmen, wenn innerhalb von 12
Monaten nach dem Setzen einer der oben genannten MalRnahmen eine
Zahlungsstockung, Zahlungsunfahigkeit oder die Uberschuldung der EMITTENTIN
eintritt.

Verstandigungspflicht

Die PFANDBESTELLER werden die SCWP davon verstandigen, wenn Dritte
Rechte an der jeweiligen SICHERHEIT geltend machen, insbesondere wenn sie eine
die Rechte an der SICHERHEIT beriihrende Klage erheben oder in diese Exekution
fuhren.

In einem solchen Fall werden die PFANDBESTELLER (i) bis zur Abstimmung Uber
das weitere Vorgehen mit SCWP selbststandig und unaufgefordert alle Malinahmen
zur Wahrung der Rechte der ANLEIHEGLAUBIGER an der SICHERHEIT setzen
und (ii) nach durchgefihrter Abstimmung Uber das weitere Vorgehen mit SCWP
samtliche von dieser angeordneten Malinahmen setzen.

Pfandverwertung und Vollmacht

Verwertungsfall

Ein ,VERWERTUNGSFALL* liegt vor, wenn die BESICHERTEN
FORDERUNGEN - ganz oder teilweise — féllig und zahlbar sind aber trotz
schriftlicher Aufforderung nicht bedient wurden.

Einverstandnis zu 6ffentlicher Versteigerung und Freihandverkauf

(i) Die PFANDBESTELLER erklaren sich ausdricklich und unwiderruflich
damit einverstanden, dass bei Eintritt eines VERWERTUNGSFALLS SCWP
berechtigt ist, die SICHERHEIT (auch teilweise) ohne Klage, Urteil oder sonstige
gerichtliche Schritte in Anwendung der Bestimmungen der 88 466a ff ABGB und 8
368 Abs. 1 UGB in einer oOffentlichen Versteigerung (die ,,OFFENTLICHE
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5.3

5.4

VERSTEIGERUNG") oder durch gerichtlichen oder auBergerichtlichen
Freihandverkauf (der ,,FREIHANDVERKAUF*) zu verwerten.

(i)  Fur den Fall des Eintritts eines VERWERTUNGSFALLS wird SCWP die
PFANDBESTELLER schriftlich auffordern, die BESICHERTEN
FORDERUNGEN innerhalb von vier Wochen vollstédndig zu erflllen. Eine solche
Aufforderung kann gegenuber den PFANDBESTELLERN unterbleiben, wenn diese
insolvent sind oder gegen diese ein Insolvenzantrag gestellt wurde. In dieser
Aufforderung wird der Betrag der ausstehenden und falligen BESICHERTEN
FORDERUNGEN genannt und die PFANDBESTELLER darauf hingewiesen, dass
eine offentliche Versteigerung oder ein Freihandverkauf stattfinden wird, falls die
BESICHERTEN FORDERUNGEN innerhalb der vorstehend genannten Frist nicht
vollstandig erfullt werden. Erst nach Ablauf der von der in dieser Mitteilung
genannten  Frist ohne vollstdndige  Bezahlung der BESICHERTEN
FORDERUNGEN kann eine offentliche Versteigerung oder ein Freihandverkauf
stattfinden. Voraussetzung fur die Durchfiihrung eines Freihandverkaufs der
SICHERHEIT ist weiters die Durchfiihrung einer Bewertung der SICHERHEIT
gemald dem nachstehenden Punkt 5.3.

Bewertung

Der Wert der SICHERHEIT wird durch einen von SCWP ausgewahlten
unabhéngigen Osterreichischen Wirtschaftsprifer auf der Grundlage des
Fachgutachtens ,,KFS BW 1 oder des jeweils aktuellen Nachfolgegutachtens des
Fachsenats fur Betriebswirtschaft und Organisation des Institutes fir
Betriebswirtschaft, Steuerrecht und Organisation bei der Kammer der
Wirtschaftstreuh&dnder Wien oder durch einen unabhéngigen anderen anerkannten
Schétzgutachter ermittelt.

Durchfiihrung der 6ffentlichen Versteigerung und des Freihandverkaufs

(1)  Ein Freihandverkauf hat mit der Sorgfalt eines ordentlichen Unternehmers und
unter Beachtung der Interessen der PFANDBESTELLER in Ubereinstimmung mit
den zwingenden Vorschriften des Osterreichischen Rechts zu erfolgen. Wenn (i) der
Marktwert der SICHERHEIT nicht festgestellt werden kann oder (ii) die
SICHERHEIT nicht innerhalb eines angemessenen Zeitraumes unter
Berlcksichtigung der Interessen der PFANDBESTELLER fur einen Barerlds von
zumindest 85% des Marktwertes, den der Wirtschaftsprifer oder Schatzgutachter in
seinem Schéatzgutachten feststellt, verduRert werden, so wird die SICHERHEIT in
einer Offentlichen Versteigerung verduf3ert. Zeit und Ort einer solchen offentlichen
Versteigerung mussen gemaR den gangigen Handelsbrauchen kundgemacht werden
und SCWP hat die PFANDBESTELLER schriftlich mindestens sieben Tage vor
einer beabsichtigten Versteigerung Uber die Absicht der Durchfiihrung der
offentlichen Versteigerung sowie Zeit und Ort dieser zu informieren.

(i)  Eine offentliche Versteigerung oder ein Freihandverkauf kann unverziiglich
nach Ablauf der in Punkt 5.2(ii) genannten Frist stattfinden, wenn die félligen
BESICHERTEN FORDERUNGEN nicht rechtzeitig beglichen wurden.

(iii) Eine offentliche Versteigerung oder ein Freihandverkauf kann an jedem
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5.5

6.1

6.2

7.1

7.2

beliebigen Ort stattfinden.

(iv) SCWP verpflichtet sich zur Herausgabe eines nach Erfullung aller besicherten
Forderungen allenfalls verbleibenden Uberschusses an die PFANDBESTELLER.

Vollmacht

(i)  Fur den Fall einer 6ffentlichen Versteigerung oder eines Freihandverkaufs
bevollméchtigen die PFANDBESTELLER hiermit die SCWP unwiderruflich, im
Namen der PFANDBESTELLER die offentliche Versteigerung oder den
Freihandverkauf zu beantragen und alle fiir eine solche Verwertung erforderlichen
Schritte zu setzen. Hiezu z&hlt vor allem auch, im Namen der und mit Wirksamkeit
fur die PFANDBESTELLER einen Vertrag uber den géanzlichen oder teilweisen
Verkauf der SICHERHEIT an einen oder mehrere Kéufer im Rahmen der
offentlichen Versteigerung oder Freihandverkaufs zu einem dabei festgesetzten Preis
zu unterzeichnen, alle damit zusammenhangenden Urkunden zu fertigen und
rechtsgeschaftliche Erklarungen abzugeben, insbesondere in Bezug auf die
SICHERHEIT einen Kaufvertrag abzuschlielen, den Kaufpreis fur die
PFANDBESTELLER entgegenzunehmen und alle anderen Bestimmungen des
Kaufvertrages fur sie festzulegen.

(i) Die PFANDBESTELLER unterzeichnen die als Anlage ./5.5(ii)
beigeschlossene Spezialvollmacht fiir die Verwertung der SICHERHEIT.

(iti) Die PFANDBESTELLER verpflichten sich, SCWP jederzeit auf begriindetes
Ersuchen, unverziglich eine neue oder aktualisierte Spezialvollmacht
(Anlage ./5.5(i1)), in der erforderlichen Form unterzeichnet, zu tibergeben.

Schad- und Klagloshaltung

SCWP ist fur Schédden der PFANDBESTELLER nicht verantwortlich, es sei denn,
dass diese auf vorsatzlichem oder grob fahrlassigem Verhalten der SCWP beruhen.

Die PFANDBESTELLER und die EMITTENTIN werden SCWP gegen alle
Schéden, die SCWP durch ein Tun oder Unterlassen bei der Auslbung ihrer Rechte
aus dieser VEREINBARUNG aufgrund einer Verletzung einer Pflicht der
PFANDBESTELLER und/oder der EMITTENTIN aus dieser VEREINBARUNG
entstehen, schad- und klaglos halten, es sei denn, dass ein solcher Schaden der SCWP
durch deren grob fahrlassiges oder vorsétzliches, rechtswidriges Handeln eingetreten
ist.

Verpflichtungen der PFANDBESTELLER und der EMITTENTIN

Die PFANDBESTELLER erklaren, alle fur die vertragsgegenstandliche
Verpfandung allenfalls erforderlichen Genehmigungen eingeholt und erhalten zu
haben.

Die PFANDBESTELLER haften den ANLEIHEGLAUBIGERN dafiir, dass sie
jeweils freie, unbeschrénkte und unbelastete Eigentlimer der SICHERHEIT sind



7.3

7.4

7.5

7.6

7.7

8.1

sowie flr das rechtsgultige Bestehen der SICHERHEIT wahrend der gesamten Dauer
dieser VEREINBARUNG.

Fir die Dauer des aufrechten Bestehens des Pfandrechts ist es den
PFANDBESTELLERN untersagt, die SICHERHEIT, ohne die vorherige schriftliche
Zustimmung der ANLEIHEGLAUBIGER abzutreten, zu ubertragen oder zu
verpfanden oder sonst tber die SICHERHEIT zu verfugen. Ausgenommen sind
Abtretungen, Ubertragungen oder Verpfandungen an verbundene Unternehmen
gemaR § 189a Z 8 UGB oder Konzernunternehmen im Sinne des 8 15 Abs 1 AktG.

Die PFANDBESTELLER erkléren, alle (Rechts-) Handlungen zu setzen und/oder
Erklarungen abzugeben, die verninftigerweise zur rechtswirksamen Begriindung
oder Durchsetzung der Rechte der ANLEIHEGLAUBIGER aus dieser
VEREINBARUNG dienen.

Die PFANDBESTELLER sind verpflichtet, die ANLEIHEGLAUBIGER ohne
schuldhafte Verzdgerung Uber jegliche Schritte von dritter Seite in Kenntnis zu
setzen, die auf eine Pfandung und/oder eine Vollstreckung in die SICHERHEIT
abzielen.

Die PFANDBESTELLER und die EMITTENTIN sind verpflichtet, auf Verlangen
des PFANDGLAUBIGERS alle Handlungen, Anmeldungen und Eingaben,
vorzunehmen, die flir die rechtswirksame Einrdumung, Perfektionierung oder
Erhaltung der vertragsgegenstandlichen Pfandbestellung nach 06sterreichischem
Recht notwendig sind.

Die PFANDBESTELLER ermdachtigen und bevollméchtigen zudem den
PFANDGLAUBIGER, von der EMITTENTIN samtliche Auskiinfte tber die
SICHERHEIT einzuholen und entbinden den PFANDGLAUBIGER insofern
ausdricklich im Sinne des § 38 Abs (2) Z 5 Bankwesengesetz (BWG) vom
Bankgeheimnis.

Zusicherungen und Gewahrleistungen

Die PFANDBESTELLER sichern zu und leisten Gewéhr dafiir, dass zum Tag der
Unterfertigung dieser VEREINBARUNG sowie auch zum Tag, zu dem dieses
Pfandrecht in Anspruch genommen wird

(i) die SICHERHEIT im alleinigen, rechtmé&Rigen, unbeschrankten und
unbelasteten Eigentum der PFANDBESTELLER stehen;

(i) das Stammkapital der EMITTENTIN von insgesamt EUR 35.000,00 (in
Worten: Euro funfunddreifigtausend) zur Hélfte in bar aufgebracht ist;

(iii) das Stammkapital der EMITTENTIN nicht, in welcher Form auch immer,
zuriickgezahlt wurde; und

(iv) alle Sachverhalte, die in das Firmenbuch eingetragen werden kdnnen, in das
Firmenbuch eingetragen wurden und insbesondere keine Gesellschafterbeschlusse
betreffend Anderungen des Gesellschaftsvertrages der EMITTENTIN gefasst
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8.2

9.1

9.2

10.

10.1

10.2

10.3

10.4

10.5

wurden, die nicht im Firmenbuch eingetragen wurden.

Insofern und insoweit die Pfandrechte nach diesem Vertrag aufgrund zwingender
gesetzlicher Erfordernisse oder Vorschriften tatsachlich nicht wirksam bestellt
werden konnen oder bestellt worden sind, haben die PFANDBESTELLER
unverziglich daflir Sorge zu tragen, dass eine gleichwertige Sicherheit, sofern
vorhanden und nicht bereits belastet, als Ersatz fir die tatsdchlich nicht wirksam
bestellte SICHERHEIT eingerdumt wird

Fortbestand der Sicherheit

Die SICHERHEIT bleibt in vollem Umfang bis zur ganzlichen Rickfiuhrung der
BESICHERTEN FORDERUNGEN aufrecht.

Die SICHERHEIT stellt eine neben anderen Sicherheiten zusétzliche und
unabhdangige Sicherheit dar.

Sonstiges

Alle Gebuhren und Abgaben im Zusammenhang mit der Errichtung der vorliegenden
VEREINBARUNG werden von den PFANDBESTELLERN getragen. Die Kosten
der rechtsfreundlichen Vertretung tragen die PFANDBESTELLER.

Eine zeitweilige und/oder teilweise Nichtausiibung von Rechten aus dieser
VEREINBARUNG schrénkt bis zu einem ausdrucklichen schriftlichen Verzicht der
SCWP auf solche Rechte die Auslibung der zeitweilig und/oder teilweise nicht
ausgelbten Rechte in keiner Weise ein.

Eine Aufrechnung durch die PFANDBESTELLER gegen Forderungen der SCWP
ist nur mit ausdrticklich schriftlich anerkannten oder rechtskraftig festgestellten
Forderungen zuléssig.

Dieser VERTRAG kann von den PARTEIEN nur in Schriftform abgeandert oder
erganzt werden. Dies gilt auch fir diesen Punkt 11.4, sohin fur das Abgehen vom
Schriftformvorbehalt.

Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieses VERTRAGES ganz oder teilweise
unwirksam, rechtswidrig oder nicht vollstreckbar sein oder werden, wird dadurch
weder die Wirksamkeit, Rechtsgultigkeit oder Vollstreckbarkeit aller (brigen
Bestimmungen dieses VERTRAGES berihrt noch die Wirksamkeit,
Rechtsgultigkeit oder Vollstreckbarkeit solcher Bestimmungen unter den
gesetzlichen Bestimmungen einer anderen Jurisdiktion beeinflusst. Die PARTEIEN
verpflichten sich, an Stelle der unwirksamen, rechtswidrigen oder nicht
vollstreckbaren Vertragsbestimmungen nach Treu und Glauben unverziiglich solche
Regelungen zu vereinbaren, die dem wirtschaftlichen Zweck der invaliden
Vertragsbestimmung am néchsten kommen. Dies gilt auch dann, wenn die Invaliditat
einer Vertragsbestimmung auf einem in diesem VERTRAG normierten Mal} der
Leistung oder Zeit beruht; in solchen Fallen tritt ein dem Gewollten mdglichst
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10.6

10.7

10.8

Anlagen:

nahekommendes rechtlich zulé&ssiges MaR der Leistung oder Zeit an Stelle des
Vereinbarten. All dies gilt sinngem&R fir planwidrige Regelungsliicken in diesem
VERTRAG.

Dieser VERTRAG unterliegt zur Ganze ausschlie3lich materiellem 6sterreichischen
Recht; dies gilt insbesondere auch fiir die Fragen des Zustandekommens, der
Wirksamkeit, der Erfillung und der Auslegung des VERTRAGES. Die
Kollisionsnormen des Internationalen Privatrechts und das Wiener UN-
Ubereinkommen vom 11. April 1980 uber Vertrige Uber den internationalen
Warenkauf (UN-Kaufrecht/CISG, BGBI. Nr. 96/1988 idgF) werden hiermit
ausdricklich ausgeschlossen. Alle Anspruche aus der Beziehung zwischen den
PARTEIEN in Zusammenhang mit diesem VERTRAG, welche aus einem
aulervertraglichen Schuldverhéltnis abgeleitet werden, unterliegen ebenfalls
Osterreichischem Recht unter Ausschluss der Verweisungsnormen des
Internationalen Privatrechts.

Gerichtsstand flr alle Rechtsstreitigkeiten, die sich aus dem vorliegenden
VERTRAG ergeben oder mit diesem in Zusammenhang stehen, wozu auch
Streitigkeiten Uber das Zustandekommen, die Giltigkeit und die Auslegung zéhlen,
ist fir beide PARTEIEN ausschlieRlich das sachlich fur Wien zustandige Gericht.

Diese VEREINBARUNG wird in einem Original ausgefertigt, das SCWP erhalt; die
PFANDBESTELLER erhalten auf Verlangen auf eigene Kosten eine beglaubigte
Abschrift dieser VEREINBARUNG.

Anlage ./5.5(ii)  Spezialvollmacht (Verwertung)

Wien, am
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Pentagon Immobilienbesitz und
Vermdgensverwaltung Gesellschaft m.b.H,
FN 71648 s

SoHotel Linz GmbH
FN 482030 v

Saxinger, Chalupsky & Partner
Rechtsanwélte GmbH
FN 185084 h

IFA Beteiligungs GmbH
FN 512289 t
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ANLAGE ./5.5(ii)
SPEZIALVOLLMACHT (VERWERTUNG)

SPEZIALVOLLMACHT

Pentagon Immobilienbesitz und Vermdgensverwaltung Gesellschaft m.b.H,
FN 71648 s
Grillparzerstrae 18-20, 4020 Linz

bevollméachtigt hiermit unwiderruflich
Saxinger, Chalupsky & Partner Rechtsanwélte GmbH
FN 185084 h
Wachtergasse 1, 1010 Wien

(die ,BEVOLLMACHTIGTE")

in ihrem Namen und auf ihre Rechnung einen notariellen Abtretungsvertrag — auch in
Form von Anbot und Annahme — zu errichten, mit welchem der zur Halfte einbezahlten
Geschaftsanteil der Pentagon Immobilienbesitz und Vermdégensverwaltung Gesellschaft
m.b.H, FN 71648 s, an der SoHotel Linz GmbH, im Nennbetrag von EUR 32.900 (in
Worten: Euro zweiunddreiRigtausendneunhundert), der einer Beteiligung von 94 % am
Stammkapital der SoHotel Linz GmbH, eingetragen im Osterreichischen Firmenbuch zu
FN 482030 v, mit dem Sitz in Linz entspricht zur Génze abtritt und Ubertragt, die
Bestimmungen des Abtretungsvertrages zu verhandeln, die Hohe des Abtretungspreises
festzusetzen und die Person (juristische Person) des libernehmenden Gesellschafters zu
bestimmen, Gber den Abtretungspreis zu quittieren und tberhaupt alles vorzukehren, was
zur Ubertragung des Geschaftsanteils notwendig und niitzlich ist, gegebenenfalls auch
das Stimmrecht der Pentagon Immobilienbesitz und Vermdgensverwaltung Gesellschaft
m.b.H, FN 71648 s, in Generalversammlungen oder Beschliissen im Umlaufwege der
SoHotel Linz GmbH auszutiben; und
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alle sonstigen mit den in Punkt 1 oben bezeichneten Téatigkeiten verbundenen
Handlungen vorzunehmen, Erklarungen abzugeben und zu empfangen, Unterschriften
beglaubigt und unbeglaubigt zu leisten, sowie Urkunden in Form eines Notariatsaktes
oder einer notariellen Beurkundung oder einer entsprechenden auslandischen
Beurkundung (auch in Form eines auslandischen Notariatsaktes) durch einen
auslandischen Notar zu errichten, und den Kauf- und Abtretungspreis
entgegenzunehmen.

Die BEVOLLMACHTIGTE ist von dem Verbot des Kontrahierens mit sich selbst auf
eigene Rechnung oder als Vertreter eines Dritten befreit; auch ist die Doppelvertretung
zulassig. Die BEVOLLMACHTIGTE ist befugt, diese Vollmacht ganz oder zum Teil an
Dritte zu Ubertragen.

Diese Vollmacht wird in Zusammenhang mit der Sicherheitenvereinbarung Gber die
Geschaftsanteile an der SoHotel Linz GmbH zwischen der Pentagon Immobilienbesitz
und Vermdgensverwaltung Gesellschaft m.b.H und der IFA Beteiligungs GmbH
einerseits, sowie der BEVOLLMACHTIGTEN andererseits vom oder um den Tag dieser
Vollmacht ausgestellt.

Diese Vollmacht unterliegt dsterreichischem Recht.

Pentagon Immobilienbesitz und Vermogensverwaltung Gesellschaft m.b.H,

FN 71648 s
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1.

ANLAGE ./5.5(ii)
SPEZIALVOLLMACHT (VERWERTUNG)

SPEZIALVOLLMACHT

IFA Beteiligungs GmbH
FN 512289 t
Grillparzerstrae 18-20, 4020 Linz
bevollméachtigt hiermit unwiderruflich
Saxinger, Chalupsky & Partner Rechtsanwélte GmbH
FN 185084 h
Wachtergasse 1, 1010 Wien

(die ,BEVOLLMACHTIGTE")

in ihrem Namen und auf ihre Rechnung einen notariellen Abtretungsvertrag — auch in
Form von Anbot und Annahme — zu errichten, mit welchem der zur Halfte einbezahlten
Geschaftsanteil der IFA Beteiligungs GmbH, FN 512289 t, an der SoHotel Linz GmbH,
im Nennbetrag von EUR 2.100 (in Worten: Euro zweitausendeinhundert), der einer
Beteiligung von 6 % am Stammkapital der SoHotel Linz GmbH, eingetragen im
oOsterreichischen Firmenbuch zu FN 482030 v, mit dem Sitz in Linz entspricht zur Ganze
abtritt und Ubertragt, die Bestimmungen des Abtretungsvertrages zu verhandeln, die
Hohe des Abtretungspreises festzusetzen und die Person (juristische Person) des
ubernehmenden Gesellschafters zu bestimmen, tber den Abtretungspreis zu quittieren
und Gberhaupt alles vorzukehren, was zur Ubertragung des Geschéaftsanteils notwendig
und natzlich ist, gegebenenfalls auch das Stimmrecht der IFA Beteiligungs GmbH, FN
512289 t, in Generalversammlungen oder Beschlissen im Umlaufwege der SoHotel
Linz GmbH auszutben; und
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alle sonstigen mit den in Punkt 1 oben bezeichneten Tatigkeiten verbundenen
Handlungen vorzunehmen, Erklarungen abzugeben und zu empfangen, Unterschriften
beglaubigt und unbeglaubigt zu leisten, sowie Urkunden in Form eines Notariatsaktes
oder einer notariellen Beurkundung oder einer entsprechenden auslandischen
Beurkundung (auch in Form eines auslandischen Notariatsaktes) durch einen
auslandischen Notar zu errichten, und den Kauf- und Abtretungspreis
entgegenzunehmen.

Die BEVOLLMACHTIGTE ist von dem Verbot des Kontrahierens mit sich selbst auf
eigene Rechnung oder als Vertreter eines Dritten befreit; auch ist die Doppelvertretung
zulassig. Die BEVOLLMACHTIGTE ist befugt, diese Vollmacht ganz oder zum Teil an
Dritte zu Ubertragen.

Diese Vollmacht wird in Zusammenhang mit der Sicherheitenvereinbarung Gber die
Geschaftsanteile an der SoHotel Linz GmbH zwischen der Pentagon Immaobilienbesitz
und Vermdgensverwaltung Gesellschaft m.b.H und der IFA Beteiligungs GmbH
einerseits, sowie der BEVOLLMACHTIGTEN andererseits vom oder um den Tag dieser
Vollmacht ausgestellt.

Diese Vollmacht unterliegt Osterreichischem Recht.

IFA Beteiligungs GmbH

FN 512289 t
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TREUHANDVERTRAG

(als ,TREUHANDVERTRAG")
abgeschlossen zwischen

Saxinger Chalupsky & Partner Rechtsanwélte GmbH
FN 185084 h
Waéchtergasse 1, 1010 Wien

als (,TREUHANDER®) einerseits
und

Pentagon Immobilienbesitz und Vermdégensverwaltung Gesellschaft m.b.H.,
FN 71648 s
Grillparzerstralie 18-20, 4020 Linz,

(als ,,PENTAGON* oder ,,TREUGEBER 1%)
und

IFA Beteiligungs GmbH

FN 512289 t

Grillparzerstral3e 18-20, 4020 Linz

(als ,,IFA* oder ,, TREUGEBER 2*), andererseits
(TREUGEBER 1 und TREUGEBER 2 gemeinsam die ,, TREUGEBER")
unter Beitritt von
SoHotel Linz GmbH

FN 482030 v

Thomas-Klestil-Platz 3, 1030 Wien,

(,SOHOTEL" oder ,,EMITTENTIN*)

TREUHANDER, PENTAGON, IFA und SOHOTEL jeweils einzeln
eine ,,PARTEI* und gemeinsam die ,,PARTEIEN")

wie folgt:



11

1.2

1.3

Praambel

Die EMITTENTIN begibt festverzinsliche  Schuldverschreibungen im
Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 4.000.000, die in auf den Inhaber lautende
untereinander gleichberechtigte Schuldverschreibungen (die
"SCHULDVERSCHREIBUNGEN") im Nennbetrag von jeweils EUR 1.000,00
(der "NENNBETRAG") eingeteilt ist (die "ANLEIHE"). Die Bedingungen der
ANLEIHE sind diesem TREUHANDVERTRAG als Anlage ./1 beigefugt (die
"ANLEIHEBEDINUNGEN®)

Im Rahmen dieser ANLEIHE werden in Bezug auf die Verpflichtungen der
EMITTENTIN unter den ANLEIHEBEDINGUNGEN folgende Vermdégenswerte
gestellt (zusammen die ,SICHERHEIT*), die durch den TREUHANDER
treuhandisch fir die Glaubiger der ANLEIHE (die "ANLEIHEGLAUBIGER")
gehalten werden:

(i)  Erstrangige Verpfandung des Geschéftsanteils des TREUGEBERS 1 an der
EMITTENTIN, der einer Stammeinlage im Nennbetrag von EUR 32.900 und somit
einer Beteiligung von 94 % am Stammkapital der EMITTENTIN entspricht, samt
den damit verbundenen Gewinnanspriichen, Zinsen, Bezugsrechten und sonstigen
Ansprichen des TREUGEBERS 1 aus oder in Verbindung mit dem Geschéaftsanteil
aus welchem Grund auch immer, so insbesondere auch etwaige Liquidationserlose
oder Anspriiche aus Kapitalherabsetzungen am Stammkapital der EMITTENTIN
(,PFANDOBJEKT 1%).

(i)  Erstrangige Verpfandung des Geschéftsanteils des TREUGEBERS 2 an der
EMITTENTIN, der einer Stammeinlage im Nennbetrag von EUR 2.100 und somit
einer Beteiligung von 6 % am Stammkapital der EMITTENTIN entspricht, samt den
damit verbundenen Gewinnanspriichen, Zinsen, Bezugsrechten und sonstigen
Ansprichen des TREUGEBERS 2 aus oder in Verbindung mit dem Geschéaftsanteil
aus welchem Grund auch immer, so insbesondere auch etwaige Liquidationserlose
oder Anspriiche aus Kapitalherabsetzungen am Stammkapital der EMITTENTIN
(,,PFANDOBJEKT 2*; gemeinsam mit PFANDOBJEKT 1 ,PFANDOBJEKTE").

Sohin werden zur Sicherstellung aller Forderungen und Anspriiche der
ANLEIHEGLAUBIGER, und/oder deren jeweiligen Rechtsnachfolgern an
-HAUPTVERBINDLICHKEITEN" (Rickzahlung des eingesetzten Kapitals
sowie Zinszahlung bei Félligkeit gemaR den ANLEIHEBEDINGUNGEN) und
NEBENVERBINDLICHKEITEN (wie nachfolgend definiert), samtliche
Verpflichtungen der EMITTENTIN gegeniiber den ANLEIHEGLAUBIGERN unter
oder im Zusammenhang mit den ANLEIHEBEDINGUNGEN, einschlieBlich der
PARALLELVERPFLICHTUNG (zusammen die ~BESICHERTEN
FORDERUNGEN®), die PRIMARVERPFLICHTUNGEN und die
PARALLELVERPFLICHTUNG durch die TREUGEBER mit Verpfandung der
PFANDOBJEKTE zugunsten des TREUHANDERS und/oder dessen jeweiligen
Rechtsnachfolgern, der  diese  SICHERHEIT  treuhandig  fir  die
ANLEIHEGLAUBIGER hilt, besichert.



2.1

2.2

3.1

Dies vorausgeschickt vereinbaren die Parteien folgendes:

Definitionen

Begriffe, die in diesem TREUHANDVERTRAG in BLOCKBUCHSTABEN gesetzt
sind, haben, soweit hierin nicht anderweitig definiert, die in den
ANLEIHEBEDINGUNGEN festgelegte Bedeutung.

In diesem TREUHANDVERTRAG haben die folgenden Begriffe die ihnen hier
zugewiesene Bedeutung:

"ANLEIHE" ist in Praambel 1.1 definiert.
"ANLEIHEBEDINGUNGEN" ist in Praambel 1.1 definiert.
"ANLEIHEGLAUBIGER" ist in Praambel 1.2 definiert.
-BESICHERTE FORDERUNGEN* ist in Prdambel 1.3 definiert.
»HAUPTVERBINDLICHKEITEN* ist in Prdambel 1.3 definiert.

-NEBENVERBINDLICHKEITEN* sind solche Verbindlichkeiten, die aus oder im
Zusammenhang mit den SCHULDVERSCHREIBUNGEN erwachsen sind, oder in
Zukunft erwachsen werden, mogen diese Forderungen aus Zinsen, Verzugszinsen,
Provisionen, Spesen, Kosten (insbesondere auch Kosten der SCWP), Geblihren oder
sonstige im Zusammenhang mit den SCHULDVERSCHREIBUNGEN stehenden
Rechtstiteln erwachsen.

"NENNBETRAG" ist in Praambel 1.1 definiert.
"PARALLELVERPFLICHTUNG" ist in Punkt 8.1 definiert.
"PRIMARVERPFLICHTUNG" ist in Ziffer 8.1 definiert.
"SCHULDVERSCHREIBUNGEN" ist in Praambel 1.1 definiert.
»SICHERHEIT* ist in Praambel 1.2 definiert.

"PFANDOBJEKT 1" ist in Praambel 1.2(i) definiert.

"PFANDOBJEKT 2" ist in Praambel 1.2(ii) definiert.

»PFANDOBJEKTE" ist in Praambel 1.2(ii) definiert.

Aufgaben des TREUHANDERS

Der TREUHANDER  (bernimmt  hiermit nach  MaRgabe  dieses
TREUHANDVERTRAGES die Stellung eines TREUHANDERS fir die
ANLEIHEGLAUBIGER in Bezug auf die SICHERHEIT sowie auf weitere

Sicherheiten, die gegebenenfalls in Bezug auf die Anspriiche der
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3.2

3.3

3.4

4.1

4.2

4.3

4.4

4.5

ANLEIHEGLAUBIGER unter oder im  Zusammenhang mit den
ANLEIHEBEDINGUNGEN bestellt werden. Der TREUHANDER uibernimmt die
treuhanderische Wahrnehmung der Rechte der ANLEIHEGLAUBIGER im eigenen
Namen und fiir Rechnung der ANLEIHEGLAUBIGER im Zusammenhang mit der
Bestellung, Verwaltung und Verwertung der SICHERHEIT (sowie der genannten
weiteren Sicherheiten in Bezug auf die ANLEIHE).

Der TREUHANDER kann nach Konsultation der EMITTENTIN einen Dritten mit
der Wahrnenmung seiner Aufgaben unter diesem TREUHANDVERTRAG
beauftragen.

Dieser TREUHANDVERTRAG begriindet unmittelbare  Anspriiche der
ANLEIHEGLAUBIGER gegeniiber dem TREUHANDER auf Erfillung seiner
darunter begriindeten Verpflichtungen (echter Vertrag zugunsten Dritter, § 881
ABGB).

Der Umstand, dass die eigenen Rechte der ANLEIHEGLAUBIGER gegen die
EMITTENTIN in Bezug auf die ANLEIHE wie in den ANLEIHEBEDINGUNGEN
vorgesehen, allein den ANLEIHEGLAUBIGERN zustehen, wird durch diesen
TREUHANDVERTRAG nicht berihrt; diese Rechte werden nicht auf den
TREUHANDER (ibertragen, durch diesen gehalten oder wahrgenommen.

Rechte und Haftung des TREUHANDERS

Die Pflichten des TREUHANDERS, die Voraussetzungen seiner Haftung sowie die
Mdoglichkeit einer Beendigung seiner Funktion richten sich nach diesem
TREUHANDVERTRAG und den ANLEIHEBEDINGUNGEN, die Teil des
Vertrages sind.

Die Aufgaben des TREUHANDERS beschranken sich auf das Halten und die
Verwaltung der SICHERHEIT wund die Wahrnehmung der in diesem
TREUHANDVERTRAG  ausdriicklich  vorgesehenen  Aufgaben. Dem
TREUHANDER obliegt es insbesondere nicht, die Erfiillung der Zahlungs- oder
sonstigen Verpflichtungen der EMITTENTIN aus der ANLEIHE zu Uberwachen.

Sollte ein VERWERTUNGSFALL geman Punkt 51 des
SICHERHEITENVERTRAGS vorliegen, so hat der TREUHANDER die im
Zusammenhang mit der ANLEIHE begriindete SICHERHEIT binnen angemessener
Frist gemaR Punkt 6 zu verwerten.

Samtliche Erlése aus der Verwertung der SICHERHEIT sind von dem
TREUHANDER auf ein von ihm eréffnetes Treuhandkonto zu hinterlegen. Nach
Abschluss der Verwertung wird der TREUHANDER den Verwertungserlés nach
Abzug der durch die Verwertung entstandenen Kosten und seiner Vergultung an die
ANLEIHEGLAUBIGER im Verhaltnis ihres Anteils am Gesamtnennbetrag der
ANLEIHE herausgeben.

Der TREUHANDER ist berechtigt, Auslagen, Steuern oder sonstige Kosten,
Schéden oder Verluste, die ihm bei oder infolge oder im Zusammenhang mit dem

Erwerb oder der Haltung, Verwaltung, Durchsetzung oder Verwertung der
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4.6

4.7

4.8

4.9

4.10

5.1

SICHERHEIT oder sonst im Zusammenhang mit der ANLEIHE oder diesem
TREUHANDVERTRAG entstanden sind den ANLEIHEGLAUBIGERN im
Verhaltnis ihrer Forderungen zu belasten, soweit er nicht von der EMITTENTIN
Ersatz erhélt.

Der TREUHANDER haftet nur fiir Schaden, die durch ein vorsatzliches oder grob
fahrlassiges Verhalten seinerseits verursacht wurden. Er haftet nicht fir Handlungen
oder Unterlassungen der EMITTENTIN. Er ist nicht verantwortlich fur den
rechtlichen Bestand und die rechtliche oder tatséchliche Durchsetzbarkeit der
ANLEIHE oder der SICHERHEIT, die Erfullung der Verpflichtungen der
EMITTENTIN aus der ANLEIHE oder fiir die Angemessenheit der in der ANLEIHE
vorgesehenen Rechnungen.

Der TREUHANDER haftet nicht fiir die wirksame Bestellung und den rechtlichen
Bestand der SICHERHEIT, es sei denn, die Unwirksamkeit der Bestellung oder der
Wegfall der SICHERHEIT beruht auf einem Umstand in seiner Person.

Der TREUHANDER st berechtigt, in der Wahrnehmung seiner Aufgaben im
Zusammenhang mit der ANLEIHE, der SICHERHEIT und diesem Vertrag nach
seinem Ermessen Auskunfte von der EMITTENTIN oder Auskiinfte und Rat von
Rechtsberatern, Wirtschaftsprifern und/oder anderen Sachverstandigen einzuholen
und deren Honorare zu zahlen, sofern nach Auffassung des TREUHANDERS die
Beauftragung von Beratern erforderlich oder zweckdienlich ist.

Der TREUHANDER darf die Ausfilhrung von bestimmten Aufgaben, die ihm nach
diesem TREUHANDVERTRAG obliegen ganz oder teilweise auf Dritte Ubertragen.

Der TREUHANDER ist berechtigt, eine Verwertung der SICHERHEIT abzulehnen,
wenn nach seinem Ermessen der zu erwartende Verwertungserlos nicht ausreicht, um
die Kosten der Verwertung zu decken. Dieses Verweigerungsrecht entfallt nur, wenn
einer oder mehrere der ANLEIHEGLAUBIGER mit entsprechender Bonitit dem
TREUHANDER einen Geldbetrag, der nach dem Ermessen des TREUHANDERS
die Kosten der Verwertung deckt, zur Verfligung stellt bzw stellen und gegenuber
dem TREUHANDER unwiderruflich sichergestellt ist, dass diese(r)
ANLEIHEGLAUBIGE(R) ihn von samtlichen weiteren Kosten der Verwertung
freistellt bzw freistellen und ihm s&mtliche weiteren Kosten der Verwertung erstattet
bzw erstatten. Treten die VVoraussetzungen des vorstehenden Satzes nicht innerhalb
von zwei Jahren gerechnet ab Eintritt der VVoraussetzungen flr die Verwertung der
SICHERHERIT ein, ist der TREUHANDER berechtigt, das PFANDOBJEKT 1 an
den TREUGEBER 1 und das PFANDOBJEKT 2 an den TREUGEBER 2 auf deren
Kosten zuriick zu tbertragen. Die TREUGEBER verpflichten sich, samtliche hierfur
notwendigen der zweckmaRigen Erklarungen und Handlungen abzugeben bzw.
vorzunehmen.

Aufgaben der TREUGEBER und der EMITTENTIN

Die TREUGEBER verpflichten sich, das jeweils von ihnen zu bestellende
PFANDOBJEKT zu bestellen.



5.2

5.3

6.1

6.2

6.3

7.1

7.2

Die TREUGEBER und/oder die EMITTENTIN verpflichten sich,

(i) den TREUHANDER von Vorgangen, die fir die ANLEIHE oder fiir die
SICHERHEIT von erkennbar wesentlicher rechtlicher Bedeutung sind zu einem
angemessenen Zeitpunkt zu benachrichtigen und dem TREUHANDER auf
Anforderung unverziiglich Kopien aller relevanten Unterlagen zuzuleiten;

(i) dem TREUHANDER, soweit moglich, rechtlich zulassig und zumutbar, auf
dessen Verlangen jede Auskunft zu geben oder durch einen Wirtschaftspriifer geben
zu lassen, die zur Erfallung der Treuhandverpflichtungen aus oder im
Zusammenhang mit diesem Vertrag erforderlich oder angebracht ist.

Die EMITTENTIN tragt die Kosten der Bestellung und Verwertung (in
Ubereinstimmung mit Punkt 6) der SICHERHEIT und sonstige angemessene Kosten
des Abschlusses dieses TREUHANDVERTRAGES sowie etwa in diesem
Zusammenhang anfallender Steuern. Das Gleiche gilt hinsichtlich aller bei
Beendigung dieses TREUHANDVERTRAGES anfallenden Kosten und Steuern.

Verwertung der SICHERHEIT

Der TREUHANDER wird die SICHERHEIT und die ihm zukiinftig zur Besicherung
der BESICHERTEN FORDERUNGEN bestellten Sicherheiten unter Beachtung der
gesetzlichen und vertraglichen Verwertungsvoraussetzungen, der folgenden
Vorschriften ~ sowie  der  ANLEIHEBEDINGUNGEN  und/oder  des
SICHERHEITENVERTRAGS verwerten. Auch soweit zukinftig Sicherheiten, die
der Besicherung der BESICHERTEN FORDERUNGEN dienen, nicht oder nicht
alleine durch den TREUHANDER gehalten werden, sind diese, soweit dies rechtlich
moglich ist, nach MaRgabe dieser Ziffer 6.1 durch den TREUHANDER zu
verwerten.

Uber die Verwertung der SICHERHEIT entscheidet der TREUHANDER nach
dessen pflichtgeméalien Ermessen.

Der TREUHANDER ist nur verpflichtet, die nach diessm TREUHANDVERTRAG
ausdrucklich genannten Aufgaben zu Ubernehmen; insbesondere ist der
TREUHANDER nicht verpflichtet, die sachliche Richtigkeit von Schreiben und
Aussagen der EMITTENTIN und/ oder Dritter selbst zu priifen.

Erlosverteilung

Den Erlés aus der Verwertung der SICHERHEIT wird der TREUHANDER - nach
Abzug der durch die Verwertung entstandenen Kosten und seiner Vergutung — an die
ANLEIHEGLAUBIGER im Verhaltnis des Betrages der durch diese gehaltenen
SCHULDVERSCHREIBUNGEN auskehren.

Ein, nach Abldsung sdmtlicher BESICHERTER FORDERUNGEN, verbleibender
Erl6s ist an die TREUGEBER abzufiihren, es sei denn, die ANLEIHEGLAUBIGER
oder der TREUHANDER sind verpflichtet, diesen Erlos an einen Dritten (z.B. einen
Burgen, der einen oder mehrere Sicherungsnehmer befriedigt hat) zu bertragen.



7.3

8.1

8.2

8.3

9.1

9.2

10.

Der TREUHANDER kann alle nach diesem Punkt 7 vorzunehmenden Zahlungen
iber die Zahlstelle zur Weiterleitung an die ANLEIHEGLAUBIGER und die
sonstigen vorgesehenen Zahlungsempfanger abwickeln.

PARALLELVERPFLICHTUNG

Ungeachtet anderer Bestimmungen dieses TREUHANDVERTRAGES verpflichtet
sich die EMITTENTIN, die jeweils falligen HAUPTVERBINDLICHKEITEN und
NEBENVERBINDLICHKEITEN (HAUPTVERBINDLICHKEITEN und
NEBENVERBINDLICHKEITEN gemeinsam die
"PRIMARVERPFLICHTUNGEN") in derselben Hohe an den TREUHANDER zu
zahlen (die sich hieraus ergebende Zahlungsverpflichtung und die sonstigen hieraus
entstehenden Verpflichtungen und Verbindlichkeiten werden im Folgenden als
"PARALLELVERPFLICHTUNG" bezeichnet), sobald diese gemé&ll den
ANLEIHEBEDINGUNGEN féllig werden.

Der TREUHANDER hat ein eigenes unabhingiges Recht, Zahlungen unter der
PARALLELVERPFLICHTUNG durch die EMITTENTIN zu fordern und von der
SICHERHEIT zu profitieren, die diese Verbindlichkeiten absichern.

Der von der EMITTENTIN unter der PARALLELVERPFLICHTUNG an den
TREUHANDER geschuldete Betrag verringert sich um jenen Betrag, den die
ANLEIHEGLAUBIGER geman anderen Bestimmungen der
ANLEIHEBEDINGUNGEN erhalten. Eine Befreiung der EMITTENTIN von einer
Verbindlichkeit gegeniber dem TREUHANDER in Bezug auf die
PARALLELVERPFLICHTUNG oder gegeniiber einem ANLEIHEGLAUBIGER
unter der PRIMARVERPFLICHTUNGEN begriindet sohin auch eine Befreiung
unter der korrespondierenden Verbindlichkeit gegenuber dem oder den jeweils
anderen im selben Umfang, vorausgesetzt dass es sich nicht um eine Aufrechnung
oder eine dhnliche Mallnahme der EMITTENTIN gegeniber einem
ANLEIHEGLAUBIGER handelt.

Vertragsanderungen, Freigabe der SICHERHEIT

Anderungen dieses TREUHANDVERTRAGES und der Dokumentation der
SICHERHEIT diirfen ohne Zustimmung der ANLEIHEGLAUBIGER erfolgen,
sofern sie nach der Beurteilung des TREUHANDERS deren Interessen nicht
wesentlich berihren. Dabei ist der Grundsatz, dass die ANLEIHE durch die
SICHERHEIT besichert ist, stets beizubehalten.

Der TREUHANDER darf die SICHERHEIT ganz oder zum Teil freigeben, soweit
er nach Gesetz, den ANLEIHEBEDINGUNGEN oder den Bedingungen der
SICHERHEIT dazu verpflichtet ist.

Versammlung der ANLEIHEGLAUBIGER



10.1

10.2

10.3
10.4

10.5

10.6

10.7

10.8

10.9

Eine Versammlung der ANLEIHEGLAUBIGER (nachstehend
"VERSAMMLUNG" genannt) kann durch Beschluss ihnen durch den
TREUHANDER vorgelegte Anderungen diesess TREUHANDVERTRAGES, die
nach der Beurteilung des TREUHANDERS die Interessen  der
ANLEIHEGLAUBIGER wesentlich beriihren, billigen oder Handlungen oder
Unterlassungen des TREUHANDERS billigen oder verlangen, sofern der
TREUHANDER zu diesen Handlungen oder Unterlassungen im Rahmen dieses
TREUHANDVERTRAGS verpflichtet ist oder diesen zustimmt.

Die EMITTENTIN oder der TREUHANDER konnen eine VERSAMMLUNG
jederzeit einberufen. Die EMITTENTIN ist zur Einberufung verpflichtet, wenn
ANLEIHEGLAUBIGER von SCHULDVERSCHREIBUNGEN im Betrag von
mehr als 10% des ausstehenden Gesamtbetrages der ANLEIHE, gemessen am
NENNBETRAG, es verlangen.

Die VERSAMMLUNG findet in Wien, Bundesrepublik Osterreich, statt.

Die Einberufung erfolgt durch Bekanntmachung gemal Punkt 17 der
ANLEIHEBEDINGUNGEN. Zwischen der letzten Bekanntmachung und dem Tage
der VERSAMMLUNG missen mindestens zwei Wochen liegen. Die Einberufung
muss Ort, Zeitpunkt und Tagesordnung der VERSAMMLUNG angeben, nicht
jedoch den Wortlaut der vorzuschlagenden Beschliisse.

Den Vorsitz der VERSAMMLUNG fuhrt eine von der EMITTENTIN oder im Falle
einer Einberufung durch den TREUHANDER, eine von dem TREUHANDER zu
benennende Person. Ist diese innerhalb von 15 Minuten nach dem fiir den Beginn der
Versammlung angesetzten Zeitpunkt nicht anwesend, so kdnnen die
ANLEIHEGLAUBIGER eine andere Person zum Vorsitzenden wahlen.

Stimmberechtigt sind die ANLEIHEGLAUBIGER im Verhaltnis der
NENNBETRAGE der von ihnen gehaltenen SCHULDVERSCHREIBUNGEN. Das
Stimmrecht kann durch Bevollméchtigte ausgetibt werden. Die EMITTENTIN und
mit ihr im Sinne des § 15 AktG verbundene Unternehmen haben fiir die ihnen
gehorenden SCHULDVERSCHREIBUNGEN kein Stimmrecht.

Zur Anwesenheit in der VERSAMMLUNG berechtigt sind die Stimmberechtigten
und ihr Vertreter sowie die von der EMITTENTIN oder dem TREUHANDER
entsandten oder zugelassenen Personen.

Diejenigen Personen, die Stimmrechte ausiiben wollen, missen einen schriftlichen
Nachweis erbringen, dass sie ANLEIHEGLAUBIGER oder zu deren Vertretung
befugt sind.

Die VERSAMMLUNG ist beschlussfahig, wenn mehr als die Halfte der
ausstehenden SCHULDVERSCHREIBUNGEN  vertreten ist. Falls die
Versammlung innerhalb von 15 Minuten nach dem fiir ihren Beginn festgesetzten
Zeitpunkt nicht beschlussfahig ist, kann in der gleichen Weise wie die erste
VERSAMMLUNG eine zweite VERSAMMLUNG mit gleicher Tagesordnung
einberufen werden. Diese ist unabhéngig von der Zahl der, in ihr, vertretenen
Stimmen beschlussfahig. Fur Beschlisse, zu deren Wirksamkeit eine qualifizierte
Mehrheit erforderlich ist, missen dessen ungeachtet 25% der ausstehenden
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10.10

10.11

10.12

10.13

11.

12.

12.1

12.2

SCHULDVERSCHREIBUNGEN vertreten sein. In der Einberufung ist hierauf
hinzuweisen.

Uber das Verfahren der VERSAMMLUNG bestimmt der Vorsitzende nach billigem
Ermessen. Abstimmungen konnen durch Handzeichen erfolgen, es sei denn, dass
eine oder mehrere Personen, die zusammen mindestens ein Zehntel der in der
VERSAMMLUNG vertretener Stimmen vertreten, eine schriftliche Abstimmung
verlangen.

Beschlisse der VERSAMMLUNG bediirfen der Mehrheit der abgegebenen
Stimmen, soweit das Schuldverschreibungsgesetz keine qualifizierte Mehrheit
vorsieht. Der Versammlungsleiter stellt das Beschlussergebnis verbindlich fest.
Festgestellte Beschlisse konnen nur innerhalb einer Frist von einem Monat
angefochten werden.

Uber das Verfahren der VERSAMMLUNG und die gefassten Beschliisse wird ein
notarielles Protokoll errichtet.

Die Kosten der Einberufung und Abhaltung der VERSAMMLUNG tragt die
EMITTENTIN, soweit die Einberufung durch die EMITTENTIN erfolgt ist. Falls
ANLEIHEGLAUBIGER die Einberufung verlangen, kann die EMITTENTIN von
diesen Ersatz der Kosten und als Voraussetzung der Einberufung -einen
angemessenen Kostenvorschuss verlangen.

Kosten

Die EMITTENTIN tragt, und stellt gegebenenfalls den TREUHANDER hiervon frei,
samtliche Steuern, Geblhren (einschlielich Ausgabe-, Registrierungs- und
Dokumentationsgebiihren) und Abgaben sowie alle sonstigen Kosten (einschlieBlich
Kosten der Zahistelle) und Aufwendungen (einschliellich der etwaig hierauf
entfallenden Umsatzsteuer), die im Zusammenhang mit diesem VERTRAG oder der
Emission der SCHULDVERSCHREIBUNGEN anfallen.

Vertragsdauer, Niederlegung, Kiindigung

Dieser TREUHANDVERTRAG wird mit Vertragsschluss wirksam. Das
Treuhandverhaltnis besteht fiir die Laufzeit der ANLEIHE und endet friihestens mit
erfolgter Rickzahlung aller SCHULDVERSCHREIBUNGEN der ANLEIHE bzw.
mit Abschluss der Verwertung der SICHERHEIT, sollte eine Verwertung
erforderlich werden. Das Treuhandverhdltnis beginnt erst mit der wirksamen
Bestellung der SICHERHEIT.

Der TREUHANDER st jederzeit berechtigt sein Amt als TREUHANDER
niederzulegen, sofern er zugleich oder zuvor eine angesehene Bank, eine
Wirtschaftspriufungsgesellschaft oder eine Treuhandgesellschaft, die tblicherweise
mit derartigen Geschaften betraut wird, als Nachfolger, die in die Rechte und
Pflichten aus diesem TREUHANDVERTRAG eintritt und das Halten und die
Verwaltung der SICHERHEIT tbernimmt, im Einvernehmen mit der EMITTENTIN
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12.3

13.
13.1

13.2

13.3

134

bestellt. Sollte der TREUHANDER zur Fortfilhrung seines Amtes und auch zur
Bestellung eines Nachfolgers auRerstande sein, so wird die EMITTENTIN diese
Bestellung vornehmen. Eine solche Neubestellung ist unverziiglich geméafs Punkt 17
der ANLEIHEBEDINGUNGEN bekannt zu machen.

Das Recht, diesen TREUHANDVERTRAG aus wichtigem Grund auf3erordentlich
zu kiindigen bleibt hiervon unberiihrt. Als wichtiger Grund gilt insbesondere, dass
eine Partei (TREUHANDER oder EMITTENTIN) ihren wesentlichen
Verpflichtungen nach diessm TREUHANDVERTRAG trotz Mahnung und
Nachfristsetzung durch die jeweils andere Partei nicht nachkommt.

Schlussbestimmungen

Dieser TREUHANDVERTRAG kann von den PARTEIEN nur in Schriftform
abgeéndert oder erganzt werden. Dies gilt auch fiir diesen Punkt 13.1, sohin fir das
Abgehen vom Schriftformvorbehalt.

Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieses TREUHANDVERTRAGES ganz
oder teilweise unwirksam, rechtswidrig oder nicht vollstreckbar sein oder werden,
wird dadurch weder die Wirksamkeit, Rechtsgultigkeit oder Vollstreckbarkeit aller
ubrigen Bestimmungen dieses TREUHANDVERTRAGES beriihrt noch die
Wirksamkeit, Rechtsgultigkeit oder Vollstreckbarkeit solcher Bestimmungen unter
den gesetzlichen Bestimmungen einer anderen Jurisdiktion beeinflusst. Die
PARTEIEN verpflichten sich, an Stelle der unwirksamen, rechtswidrigen oder nicht
vollstreckbaren Vertragsbestimmungen nach Treu und Glauben unverziiglich solche
Regelungen zu vereinbaren, die dem wirtschaftlichen Zweck der invaliden
Vertragsbestimmung am néchsten kommen. Dies gilt auch dann, wenn die Invaliditat
einer Vertragsbestimmung auf einem in diesem TREUHANDVERTRAG normierten
MalR der Leistung oder Zeit beruht; in solchen Féllen tritt ein dem Gewollten
maoglichst nahekommendes rechtlich zul&ssiges MaR der Leistung oder Zeit an Stelle
des Vereinbarten. All dies gilt sinngemal fur planwidrige Regelungsliicken in
diesem TREUHANDVERTRAG.

Dieser TREUHANDVERTRAG unterliegt zur Ganze ausschlieBlich materiellem
Osterreichischen Recht; dies gilt insbesondere auch fiir die Fragen des
Zustandekommens, der Wirksamkeit, der Erfullung und der Auslegung des
TREUHANDVERTRAGES. Die Kollisionsnormen des Internationalen Privatrechts
und das Wiener UN-Ubereinkommen vom 11. April 1980 tber Vertrage tiber den
internationalen Warenkauf (UN-Kaufrecht/CISG, BGBI. Nr. 96/1988 idgF) werden
hiermit ausdrticklich ausgeschlossen. Alle Anspriiche aus der Beziehung zwischen
den PARTEIEN in Zusammenhang mit diesem TREUHANDVERTRAG, welche
aus einem aullervertraglichen Schuldverhaltnis abgeleitet werden, unterliegen
ebenfalls Osterreichischem Recht unter Ausschluss der Verweisungsnormen des
Internationalen Privatrechts.

Gerichtsstand flr alle Rechtsstreitigkeiten, die sich aus dem vorliegenden
TREUHANDVERTRAG ergeben oder mit diesem in Zusammenhang stehen, wozu
auch Streitigkeiten tber das Zustandekommen, die Gultigkeit und die Auslegung
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zahlen, ist fir beide PARTEIEN ausschlieBlich das sachlich fur Wien zustandige

Gericht.

Anlagenverzeichnis:

Anlage ./1 ANLEIHEBEDINGUNGEN

Wien, am

Saxinger, Chalupsky & Partner
Rechtsanwalte GmbH
FN 185084 h

Pentagon Immobilienbesitz und
Vermdogensverwaltung Gesellschaft m.b.H.,
FN 71648 s

SoHotel Linz GmbH
FN 482030 v

IFA Beteiligungs GmbH
FN 512289 t
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ZEICHNUNGSERKLARUNG

zum Erwerb der Anleihe

SoBestand Austria 01 | 4,125% Anleihe
ISIN: ATO0O00A2RATO

Daten des Anlegers (der ,,ANLEGER")

Name (Vor- und Nachname) / Firmenname Geburtsdatum

Firmenbuchnummer

Stralle/Nr

PLZ/Ort/Land

vertreten durch:

Name

Geburtsdatum

Name

Geburtsdatum

Telefon

E-Mail

Fax

Depotbank

BIC

IBAN

Depotnummer

Ansprechpartner bei der Depotbank (Name, E-Mail und Telefonnummer):



Eine Kopie eines Lichtbildausweises des ANLEGERS ist beigelegt (bitte

D ankreuzen)

Der ANLEGER hat Kopien der Anleihebedingungen erhalten (bitte ankreuzen)

Ort, Datum Unterschrift des Anlegers



2.1.

2.2.

2.3.

2.4.

Anleihezeichnungsangebot

Der Anleger stellt hiermit der SoHotel Linz GmbH mit dem Sitz in Wien sowie der
Geschaftsanschrift Thomas-Klestil-Platz 3, 1030 Wien, eingetragen im Firmenbuch
unter FN 482030 v (die ,,EMITTENTIN*) das bis zum Ende der Zeichnungsfrist am
31.05.2022 (einschlieBlich), um 24:00 Uhr, befristete, unwiderrufliche Angebot (die
~ANGEBOTSFRIST"), sofern die EMITTENTIN die Zeichnungsfrist nicht vorzeitig
beendet, wie folgt:

Der  ANLEGER zeichnet hiermit (in Worten:
) Stiicke Schuldverschreibungen der SoBestand
Austria 01 | 4,125% Anleihe (die ,,SCHULDVERSCHREIBUNGEN®), ISIN
ATO000A2RATO (die ,,ANLEIHE®) im Nominale von je EUR 1.000,00 (in Worten:
Euro eintausend Komma null) zum Ausgabekurs von EUR 1.000,00 (in Worten: Euro
eintausend Komma null) je Schuldverschreibung sohin im Gesamtbetrag von

EUR (in Worten: Euro )

(der ,,ANLEIHEZEICHNUNGSBETRAG"), gem den von der EMITTENTIN
erstellten Anleihebedingungen, zu denen diese Zeichnungserklarung eine Anlage bildet
(die ,ANLEIHEBEDINGUNGEN").

Das Anleihezeichnungsangebot ist bis zum Ende der ANGEBOTSFRIST gultig, sofern
die EMITTENTIN die Zeichnungsfrist nicht vorzeitig beendet, und kann wahrend der
ANGEBOTSFRIST nicht widerrufen werden.

Der ANLEIHEZEICHNUNGSBETRAG zzgl allfalliger Stuckzinsen in der
bekanntgegebenen Hohe ist im Falle einer ordnungsgeméalR gestellten
Zeichnungserklarung binnen 5 Bankarbeitstagen nach Eingang der ordnungsgemaf
erfolgten ZEICHNUNG gemaR Punkt 7.6 der ANLEIHEBEDINGUNGEN, auf das
Konto der EMITTENTIN mit der IBAN: AT624300046886280000, bei der VVolkshank
Wien AG, lautend auf SoHotel Linz GmbH, zu Uberweisen. Die Zahlung gilt mit
Gutschrift auf dem Konto als geleistet. Der ANLEGER hat zur Kenntnis genommen,
dass im Falle einer Annahme des Anleihezeichnungsangebots durch die EMITTENTIN
der Zinslauf auf den gezeichneten und von der EMITTENTIN angenommenen Betrag
mit dem 31.07.2021 (,,VALUTATAG") beginnt und im Falle einer Zeichnung sowie
Annahme des Anleihezeichnungsangebots durch die EMITTENTIN nach
VALUTATAG bzw zwischen den  Zinszahlungstagen (wie in  den
ANLEIHEBEDINGUNGEN beschrieben) Stlickzinsen zahlbar sind. Andernfalls ist der
vom ANLEGER auf dem in der Zeichnungserklarung ausgewiesenen Konto erlegte
Betrag im Ausmal? der Nichtannahme unverzinst an den ANLEGER zuriick zu erstatten.

Hinweis zu Rucktrittsrechten gem Konsumentenschutzgesetz (das ,,KSchG*) und Fern-
Finanzdienstleistungs-Gesetz (das ,,FernFinG*“): Ein Verbraucher, der seine
Vertragserklarung weder in den vom Unternehmer fir seine geschaftlichen Zwecke
dauernd benltzten Rdumen noch bei einem von diesem dafir auf einer Messe oder
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2.5.

einem Markt beniitzten Stand abgegeben hat, kann von seinem Vertragsantrag oder vom
Vertrag gem § 3 KSchG zurticktreten. Dieser Rucktritt kann bis zum Zustandekommen
des Vertrags oder danach binnen 14 (vierzehn) Tagen erklart werden. Nach § 3a des
KSchG kann ein Verbraucher vom Vertrag auch dann zuriicktreten, wenn Umstande,
die fir seine Einwilligung mal3geblich waren und vom Unternehmer als wahrscheinlich
dargestellt wurden, nicht oder nur in erheblich geringerem Ausmal eintreten. Solche
Umsténde sind die erwartete Mitwirkung oder Zustimmungserklarung eines Dritten, die
erforderlich ist, damit die Leistung des Unternehmers erbracht oder vom Verbraucher
verwendet werden kann; sowie die Aussicht auf steuerrechtliche Vorteile oder eine
offentliche Forderung oder einen Kredit. Der Rucktritt kann binnen einer Woche ab dem
Zeitpunkt, zu dem erkennbar ist, dass diese Umstadnde nicht oder nur in erheblich
geringerem Ausmal eintreten, erklart werden. Die Erklarung des Rucktritts ist bis
maximal einen Monat nach vollstdindiger Erfullung, bei Bank- und
Versicherungsvertragen mit einer ein Jahr tbersteigenden Vertragsdauer bis langstens
einen Monat nach Zustandekommen des Geschaftes moglich. Die Rucktrittserklarung
ist an keine bestimmte Form gebunden. Das Ricktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht
zu, wenn er bereits bei den Vertragsverhandlungen wusste oder wissen musste, dass die
malgeblichen Umsténde nicht oder nur in erheblich geringerem Ausmal eintreten
werden, der Ausschluss des Ruicktrittsrechts im Einzelnen ausgehandelt worden ist, oder
der Unternehmer sich zu einer angemessenen Anpassung des Vertrags bereit erklart. Ein
ANLEGER kann weiters von einem Vertrag, der ausschlie3lich im Fernabsatz im Sinn
des FernFinG abgeschlossen wurde, ohne Angabe von Griinden binnen 14 (vierzehn)
Tagen zuriicktreten. Die Frist ist jedenfalls gewahrt, wenn der Rucktritt schriftlich oder
auf einem anderen, dem Empfanger zur Verfligung stehenden und zugénglichen
dauerhaften Datentrager erklart und diese Erklarung vor dem Ablauf der Frist
abgesendet wird. Als Fernabsatz gilt die ausschlielliche Verwendung von
Kommunikationsmitteln  ohne  gleichzeitige  korperliche  Anwesenheit  der
Vertragspartner im Rahmen eines entsprechend organisierten Vertriebs- oder
Dienstleistungssystems.  Die  Rucktrittsfrist beginnt mit dem Tag des
Vertragsabschlusses zu laufen. Hat der ANLEGER die Vertragsgrundlagen und
Vertriebsinformationen nach § 5 FernFinG erst nach Vertragsabschluss erhalten,
beginnt die Ricktrittsfrist mit deren Erhalt. Der Ricktritt des ANLEGERS bedarf keiner
bestimmten Form. Es ist ausreichend, wenn die Ricktrittserklarung vom ANLEGER
innerhalo  der  angefihrten  Zeitrdume  abgesendet  wird.  Schriftliche
Rucktrittserklarungen sind an die SoHotel Linz GmbH, Thomas-Klestil-Platz 3, 1030
Wien, zu richten. Nach einem wirksamen Riucktritt besteht keine
Einzahlungsverpflichtung. Sollte eine Einzahlung bereits erfolgt sein, wird diese
rickabgewickelt, wobei im Gegenzug vom ANLEGER allenfalls gezogene Nutzungen
(wie z.B. Zinszahlungen) herauszugeben sind.

Der ANLEGER bestatigt, dass die ANLEIHEBEDINGUNGEN samt Anlagen so
rechtzeitig vor der Unterschrift dieser Zeichnungserklarung zur Verfugung gestellt
worden sind oder gestanden sind, dass er ausreichend Zeit hatte, die Unterlagen und
Risiken auf seine individuelle Situation hin zu prifen und/oder mit seinen Beratern
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2.6.

2.7.

(Rechts- Steuer-, Finanzberater, etc.) zu besprechen oder priifen zu lassen. Eine
Beratung durch qualifizierte Personen in jedem individuellen Fall wird von der
EMITTENTIN jedenfalls empfohlen. Die Veranlagungsentscheidung wurde vom
ANLEGER selbst frei von Druck, Zwang oder Zeitdruck unter Beriicksichtigung seiner
individuellen Situation und seines geplanten Anlagehorizonts getroffen. Weiters hat der
ANLEGER eine Kopie dieser Zeichnungserkldrung sowie eine Belehrung tber
Ricktrittsrechte gem Punkt 2.4 (Hinweis zu Rucktrittsrechten gem KSchG und
FernFinG) erhalten und bestétigt, diese verstanden zu haben und die mit diesen
ANLEIHEN verbundenen Risiken ausdriicklich zu kennen. Unternehmensanleihen sind
eine spekulative Veranlagung (hochste Risikoklasse) fir einen langfristigen
Veranlagungshorizont und schliefen immer auch das unternehmerische Risiko der
EMITTENTIN mit ein. Besonders hingewiesen wird darauf, dass alle
zukunftsgerichteten Aussagen der EMITTENTIN in Zusammenhang mit der ANLEIHE
mit Unsicherheiten verbunden sind und keine zuverlassigen Schliisse und Vorhersagen
auf die tatsachliche kinftige Entwicklung zulassen. Es wird keine Haftung fur
zukiinftige Anderungen in wirtschaftlicher, rechtlicher, steuerlicher oder sonstiger
Hinsicht Gbernommen. Die Risiken im Zusammenhang mit der ANLEIHE, kénnen
selbst bei nur teilweiser Verwirklichung oder in Kombination mit anderen Faktoren zu
einer nachteiligen Beeinflussung der Geschafts-, Vermodgens-, Finanz-, Liquiditéts- und
Ertragslage der EMITTENTIN und somit auf Anlegerseite zu einem teilweisen oder
ganzlichen Ausfall von Zinszahlungen und/oder Rickzahlungen bis hin zum
Totalverlust des eingesetzten Kapitals fuhren. Von einer Fremdfinanzierung der
ANLEIHE wird ausdriicklich gewarnt und abgeraten.

Die Zeichnungserklarung (sowie das vorvertragliche Schuldverhéltnis) unterliegt
ausschliefflich osterreichischem Recht unter Ausschluss der Kollisionsnormen des
Osterreichischen internationalen Privatrechts und des UN-Kaufrechts.

Alle sich aus dieser Zeichnungserklarung oder in Verbindung mit dieser ergebenden
Rechtsstreitigkeiten, einschlielich der Frage des Zustandekommens, der Giiltigkeit
oder Auflésung der Zeichnungserklarung werden vom sachlich zustandigen Gericht in
Wien, Innere Stadt endgultig entschieden. Fir alle Rechtstreitigkeiten eines
Verbrauchers gegen die EMITTENTIN, die sich aus dieser Zeichnungserklarung oder
in Verbindung mit dieser ergeben, einschlieBlich der Frage des Zustandekommens, der
Gultigkeit oder Auflésung der Zeichnungserklarung, ist nach Wahl des Verbrauchers
das sachlich und ortlich zustandige Gericht am Wohnsitz des Verbrauchers oder am Sitz
der Emittentin oder ein sonstiges aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen zustandiges
Gericht zustandig.

Ort, Datum Unterschrift des Anlegers



2.1.

2.2.

2.3.

RUCKKAUFVERPFLICHTUNG

betreffend die

SoBestand Austria 01 | 4,125% Anleihe
ISIN ATOO00A2RATO

Definitionen

Samtlichen definierten Begriffen, die in dieser Rickkaufverpflichtung verwendet
werden, kommt, soweit hierin nicht ausdriicklich anders festgehalten, die in den
Anleihebedingungen zugewiesene Bedeutung zu.

Ruckkaufverpflichtung der EMITTENTIN oder eines durch die EMITTENTIN
namhaft gemachten verbundenen Unternehmens, Ruckverkaufsrecht des
ANLEIHEGLAUBIGERS

Die EMITTENTIN raumt hiermit jedem ANLEIHEGLAUBIGER, der das Recht hat,
uber seine SCHULDVERSCHREIBUNGEN zu verfligen, unwiderruflich das Recht
ein, von der EMITTENTIN schriftlich zu verlangen, dass sie oder ein durch die
EMITTENTIN  namhaft  gemachtes  verbundenes  Unternehmen  seine
SCHULDVERSCHREIBUNGEN (nach Wahl des jeweiligen
ANLEIHEGLAUBIGERS einzelne oder alle) zu den in dieser Riickkaufverpflichtung
genannten Bedingungen wéhrend der Laufzeit der SCHULDVERSCHREIBUNGEN
zuriickkauft.

Jeder  ANLEIHEGLAUBIGER, der das Recht hat, uber  seine
SCHULDVERSCHREIBUNGEN zu verfuigen, hat sohin das Recht, von der
EMITTENTIN schriftlich zu verlangen, dass sie oder ein durch die EMITTENTIN
namhaft gemachtes verbundenes Unternehmen seine SCHULDVERSCHREIBUNGEN
(nach Wahl des jeweiligen ANLEIHEGLAUBIGERS einzelne oder alle) zu den in
dieser Rickkaufverpflichtung genannten Bedingungen wahrend der Laufzeit der
SCHULDVERSCHREIBUNGEN zuriickkauft.

Die Ruckkaufverpflichtung der EMITTENTIN oder eines durch die EMITTENTIN
namhaft gemachten verbundenen Unternehmens erlischt mit Wirkung zum Ablauf der
Laufzeit der SCHULDVERSCHREIBUNGEN.



2.4.

2.5.

3.1.

3.2.

3.3.

3.4.

3.5.

Ruckkaufspreis

Der ,,RUCKKAUFSPREIS* je SCHULDVERSCHREIBUNG betragt 85 %
(flinfundachtzig Prozent) des NENNBETRAGS.

Wirksame Ausiibung des Riickverkaufsrechts durch ANLEIHEGLAUBIGER

Zur Ausiibung des RUCKVERKAUFSRECHTS hat der ANLEIHEGLAUBIGER eine
lesbare, vollstdndig und richtig ausgefullte sowie unterfertigte Riickkaufsmitteilung in
der Form von Anlage 3.1 vorab per E-Mail an die Adresse
sobestandl.rueckkauf@ifainvest.at und in weiterer Folge per eingeschriebenem Brief
an die SoHotel Linz GmbH, Thomas-Klestil-Platz 3, 1030 Wien, zu ubermitteln.

Der VERKAUFER muss — neben der Riickkaufsmitteilung — (i) eine lesbare Farbkopie
eines Lichtbildausweises des Anleiheglaubigers sowie (ii) einen Nachweis des
Eigentums des VERKAUFERS an den Riickkaufs-SCHULDVERSCHREIBUNGEN
ubermitteln. Dieser Eigentumsnachweis kann in Form einer SWIFT-Nachricht, die die
Bestande an SCHULDVERSCHRREIBUNGEN des VERKAUFERS zeigt, durch
einen von einer depotfiihrenden Bank des VERKAUFERS erstellten Nachweis oder in
anderer angemessener Art und Weise erfolgen.

Die vom VERKAUFER zu ubermittelnde E-Mail, sowie der eingeschrieben Brief, hat
somit 3 (drei) Anhange zu enthalten: (i) die ordnungsgemalie (lesbare, vollstandig und
richtig ausgefillte sowie unterfertigte) Rickkaufsmitteilung, (ii) eine lesbare Farbkopie
eines Lichtbildausweises des ANLEIHEGLAUBIGERS sowie (iii) einen
Eigentumsnachweis.

Das RUCKVERKAUFSRECHT gilt erst zu dem Zeitpunkt als ausgeiibt, an dem eine
rechtsgiiltig ausgefiillte Riickkaufsmitteilung des das RUCKVERKAUFSRECHT
austibenden ANLEIHEGLAUBIGERS (ein ,,VERKAUFER®) bei der EMITTENTIN
eingegangen ist (der ,L,EINGANGSZEITPUNKT®) und zwischen dem
EINGANGSZEITPUNKT und dem n&chsten ZINSZAHLUNGSTAG ein Zeitraum von
zumindest 60 (sechzig) Bankwerktagen liegt. (Liegen zwischen dem
EINGANGSZEITPUNKT und dem néchsten ZINSZAHLUNGSTAG weniger als 60
(sechzig) Bankwerktage, gilt das Ruckverkaufsrecht am ersten Bankwerktag ausgeubt,
der dem auf den EINGANGSZEITPUNKT erstfolgenden ZINSZAHLUNGSTAG
folgt). Der Zeitpunkt, in dem das RUCKVERKAUFSRECHT ausgetibt gilt, wird
nachfolgend als ,, AUSUBUNGSZEITPUNKT* bezeichnet.

Sobald der AUSUBUNGSZEITPUNKT eingetreten ist, haben die EMITTENTIN oder
ein durch die EMITTENTIN namhaft gemachtes verbundenes Unternehmen und der
VERKAUFER einen Vertrag Gber den in der Rickkaufsmitteilung spezifizierten
Rickkauf der SCHULDVERSCHREIBUNGEN mit dem Vertragsinhalt gem Punkt 5
abgeschlossen und sind verpflichtet, diesen gemal den in Punkt 6 enthaltenen
Rickkaufbedingungen abzuwickeln.



4.1.

4.2.

5.1.

5.2.

5.3.

5.4.

Unwirksame Auslibung des Riickverkaufsrechts durch ANLEIHEGLAUBIGER

Klarstellend festgehalten wird, dass in allen Féllen, in denen eine unvollstandige oder
fehlerhafte Riickkaufsmitteilung bei der EMITTENTIN eingereicht wird (dies umfasst
auch Unvollstdndigkeiten oder Fehler in Bezug auf die lesbare Farbkopie des
Lichtbildausweises des ANLEIHEGLAUBIGERS sowie den Eigentumsnachweis) das
RUCKVERKAUFSRECHT als nicht ausgeibt gilt und es daher nicht zum Abschluss
eines Rickkaufvertrags kommt.

Die EMITTENTIN wird diesfalls angemessene Bemihungen vornehmen, um den
ANLEIHEGLAUBIGER zu kontaktieren und ihn iber die Unvollstandigkeit oder
Fehlerhaftigkeit zu benachrichtigen. Als angemessene Bemiihung gilt die Ubermittlung
eines E-Mails an jene Adresse, von welcher der ANLEIHEGLAUBIGER seine
Rickkaufsmitteilung versendet hat.

Ruckkaufbedingungen

Im AUSUBUNGSZEITPUNKT kommt ein Kaufvertrag zwischen der EMITTENTIN
oder ein durch die EMITTENTIN namhaft gemachtes verbundenes Unternehmen und
dem VERKAUFER (iber den in der Riickkaufsmitteilung spezifizierten Riickkauf der
SCHULDVERSCHREIBUNGEN (die ,,RUCKKAUFSANLEIHEN*) mit folgendem
Inhalt zu Stande:

Vertragsgegenstand

Der VERKAUFER verkauft und tibergibt die RUCKKAUFSANLEIHEN an die
EMITTENTIN oder ein durch die EMITTENTIN namhaft gemachtes verbundenes
Unternehmen, die diesen Verkauf annimmt und die RUCKKAUFSANLEIHEN
ibernimmt. Die Ubergabe und Ubernahme der RUCKKAUFSANLEIHEN erfolgt zum
CLOSING (siehe Punkt 6).

Kaufpreis

Der Kaufpreis je RUCKKAUFSANLEIHE entspricht dem RUCKKAUFPREIS, sohin
85 % (funfundachtzig Prozent) des NENNBETRAGS. Die Zahlung des Kaufpreises
erfolgt zum CLOSING (siehe Punkt 6).

Stichtag

Als Stichtag fir die Ubertragung der RUCKKAUFSANLEIHEN und des Ubergangs
der damit verbundenen Anspriiche, Rechte und Pflichten wird der CLOSING-TAG (wie
nachfolgend definiert unter Punkt 6.1) vereinbart.

Zusicherungen des VERKAUFERS

5.4.1. Der VERKAUFER erklart gegeniiber der EMITTENTIN bzw einem durch die

EMITTENTIN namhaft gemachten verbundenen Unternehmen (im Sinne eines
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5.4.2.

5.4.3.

5.5.

unabhéngigen Garantieversprechens), dass zum EINGANGSZEITPUNKT, zum
AUSUBUNGSZEITPUNKT und zum ZEITPUNKT des CLOSING, die folgenden
Aussagen zutreffen und richtig sind:

(1) Der VERKAUFER hat diese Riickkaufverpflichtung, einschlieRlich der hierin
enthaltenen Bedingungen und der Riickkaufsmitteilung, gelesen, verstanden und
akzeptiert;

(i)  der Ruckkaufvertrag stellt (ab  seinem  Zustandekommen im
AUSUBUNGSZEITPUNKT) fir den VERKAUFER eine giiltige, rechtlich
wirksame und verbindliche Verpflichtung dar, die gegen den VERKAUFER
durchsetzbar ist;

(iii)  der VERKAUFER ist der Eigentiimer der RUCKKAUFSANLEIHEN und hat
das Recht und die Befugnis zum Verkauf und zur Ubertragung des vollstandigen
rechtlichen und wirtschaftlichen Eigentums an den RUCKKAUFSANLEIHEN
in Ubereinstimmung mit der Riickkaufverpflichtung und durch den Verkauf und
die Lieferung der RUCKKAUFSANLEIHEN gemaR den Bestimmungen der
Rickkaufverpflichtung wird das vollstandige rechtliche und wirtschaftliche
Eigentum an den Rickkaufsanleihen auf die EMITTENTIN oder ein durch die
EMITTENTIN namhaft gemachtes verbundenes Unternehmen Ubertragen;

(iv) die RUCKKAUFSANLEIHEN sind frei wvon jeglichen Pfandrechten,
Belastungen und anderen Sicherungsrechten oder anderen Rechten Dritter,

v) der VERKAUFER hat - mit Ausnahme der Ausfertigung der
Rickkaufsmitteilung und des Abschlusses des Ruckkaufvertrags — keinen
anderen Vertrag und keine andere Vereinbarung mit irgendeiner anderen Person
in Bezug auf den Verkauf der RUCKKAUFSANLEIHEN geschlossen.

Im Falle der Verletzung der unter Punkt 5.4.1 genannten Zusicherungen oder
Gewahrleistungen durch den VERKAUFER hat der VERKAUFER die EMITTENTIN
oder ein durch die EMITTENTIN namhaft gemachtes verbundenes Unternehmen so zu
stellen, wie diese stehen wiirde, wenn die Gewéhrleistungen nicht verletzt worden wéren
(Naturalrestitution) oder soweit dies nicht moglich ist, einen allfalligen Schaden, den
die EMITTENTIN oder ein durch die EMITTENTIN namhaft gemachtes verbundenes
Unternehmen durch die Verletzung der Gewihrleistungen durch den VERKAUFER
erlitten hat, zu ersetzen.

Die Geltendmachung eines Anspruches aus einer Zusicherung oder Gewahrleistung ist
auf 3 (drei) Jahre ab EINGANGSZEITPUNKT bei der EMITTENTIN durch die
EMITTENTIN oder ein durch die EMITTENTIN namhaft gemachtes verbundenes
Unternehmen beschréankt und hochstens im Umfang eines Betrages in Hohe des
RUCKKAUFSPREISES zulassig.

Zusicherungen der EMITTENTIN oder eines durch die EMITTENTIN namhaft
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5.5.1.

5.5.2.

5.5.3.

6.1.

6.2.

6.3.

gemachtes verbundenes Unternehmens

Die EMITTENTIN oder ein durch die EMITTENTIN namhaft gemachtes verbundenes
Unternehmen erklart gegeniiber dem VERKAUFER (im Sinne eines unabhangigen
Garantieversprechens) zum EINGANGSZEITPUNKT, zum
AUSUBUNGSZEITPUNKT und zum ZEITPUNKT des CLOSING, dass der
Rickkaufvertrag (ab seinem Zustandekommen im AUSUBUNGSZEITPUNKT) fiir die
EMITTENTIN oder ein durch die EMITTENTIN namhaft gemachtes verbundenes
Unternehmen eine gultige, rechtlich wirksame und verbindliche Verpflichtung darstellt,
die gegen die EMITTENTIN oder ein durch die EMITTENTIN namhaft gemachtes
verbundenes Unternehmen durchsetzbar ist.

Im Falle der Verletzung der unter Punkt 5.5.1 genannten Zusicherungen oder
Gewabhrleistungen durch die EMITTENTIN oder ein durch die EMITTENTIN namhaft
gemachtes verbundenes Unternehmen hat die EMITTENTIN oder ein durch die
EMITTENTIN namhaft gemachtes verbundenes Unternehmen den VERKAUFER so
zu stellen, wie er stehen wirde, wenn die Gewahrleistungen nicht verletzt worden wéren
(Naturalrestitution) oder soweit dies nicht moglich ist, einen allfalligen Schaden, den
der VERKAUFER durch die Verletzung der Gewahrleistungen durch die
EMITTENTIN erlitten hat, zu ersetzen.

Die Geltendmachung eines Anspruches aus einer Zusicherung oder Gewahrleistung ist
auf 3 Jahre ab EINGANGSZEITPUNKT bei der EMITTENTIN oder einem durch die
EMITTENTIN namhaft gemachten verbundenen Unternehmen durch den
VERKAUFER beschrankt und héchstens im Umfang eines Betrages in Hohe des
RUCKKAUFSPREISES zulassig.

Closing

Die Abwicklung eines Ruickkaufs (,,CLOSING*) erfolgt jeweils am ersten
ZINSZAHLUNGSTAG, der auf den AUSUBUNGSZEITPUNKT folgt (der
~CLOSING-TAG").

Die Abwicklung erfolgt durch das jeweilige Clearingsystem, in dem die
SCHULDVERSCHREIBUNGEN gehalten werden, und in Ubereinstimmung mit den
Vorschriften und Bestimmungen dieses Clearingsystems. Bei CLOSING liefert der
VERKAUFER, die dem Riickkauf unterliegenden SCHULDVERSCHREIBUNGEN,
an die EMITTENTIN oder ein durch die EMITTENTIN namhaft gemachtes
verbundenes Unternehmen in das unten bezeichnete Wertpapierdepot gegen Zahlung
des RUCKKAUFPREISES an den VERKAUFER im Wege sofort verfligbarer Mittel.

Jeder VERKAUFER hat dafiir zu sorgen, dass seine depotfiihrende Bank mindestens 3
(drei) Bankarbeitstage vor dem CLOSING Anweisungen erteilt, wonach die dem
Rickkauf unterliegenden SCHULDVERSCHREIBUNGEN auf ein von der
EMITTENTIN oder ein durch die EMITTENTIN namhaft gemachtes verbundenes



6.4.

7.1.

7.1.1.

7.1.2.

7.2.

7.3.

7.4.

Unternehmen spatestens 5 (fiinf) Bankwerktage vor dem CLOSING-TAG bekannt zu
gebendes Wertpapierdepot gegen Zahlung des RUCKKAUFPREISES zu liefern sind.

Wenn diese Anweisungen nicht erteilt werden und kein CLOSING innerhalb des oben
festgelegten Zeitraumes erfolgt, ist die EMITTENTIN oder ein durch die
EMITTENTIN namhaft gemachtes verbundenes Unternehmen — nach eigenem
Ermessen — berechtigt, entweder die Lieferung der RUCKKAUFSANLEIHEN gegen
Zahlung des RUCKKAUFPREISES zu verlangen oder den Riickkauf zu annullieren.

Schlussbestimmungen

Anwendbares Recht und Gerichtsstand

Diese Rickkaufverpflichtung unterliegt dsterreichischem Recht unter Ausschluss der
Kollisionsnormen des 0Osterreichischen internationalen Privatrechts und des UN-
Kaufrechts.

Fur samtliche Rechtsstreitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit dieser
Rickkaufverpflichtung ist das sachlich zustdndige Gericht in Wien, Innere Stadt,
zustandig. Fur alle Rechtstreitigkeiten eines Verbrauchers gegen die EMITTENTIN
oder ein durch die EMITTENTIN namhaft gemachtes verbundenes Unternehmen, die
sich aus dieser Ruckkaufverpflichtung oder in Verbindung mit dieser ergeben,
einschlieBlich der Frage des Zustandekommens, der Giiltigkeit oder Auflosung der
Rickkaufverpflichtung, ist nach Wahl des Verbrauchers das sachlich und ortlich
zustandige Gericht am Wohnsitz des Verbrauchers oder am Sitz der EMITTENTIN oder
ein sonstiges aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen zustandiges Gericht zustandig.

Kosten

Samtliche im Zusammenhang mit dem Rickkauf entstehenden Kosten, Steuern und
Gebiihren tragt der jeweilige VERKAUFER.

Verzicht

Soweit nach anwendbarem Recht zulassig, verzichten sowohl der VERKAUFER als
auch der Ké&ufer auf ihr Recht, diese Rickkaufverpflichtung und/oder einen nach
Maligabe dieser Rlckkaufverpflichtung erfolgten Rickkauf wegen Ungultigkeit des
Vertrages, Irrtum, Betrug, Wucher, Verjdhrung oder Anderung des
Geschéaftsgegenstandes oder aus sonstigem Rechtsgrund anzufechten.

Gesamte Vereinbarung

Diese  Ruckkaufverpflichtung enthdlt alle Vereinbarungen zwischen den
Vertragsparteien in Bezug auf den Vertragsgegenstand. Mundliche Nebenabreden
wurden  nicht  getroffen.  Anderungen  und/oder  Erganzungen  dieser
Rickkaufverpflichtung bedurfen der Schriftform. Dies gilt auch fur die Vereinbarung



7.5.

des Abgehens vom Schriftformerfordernis. Auch der Verzicht auf Rechte aus dieser
Rickkaufverpflichtung ist nur wirksam, wenn er schriftlich abgegeben wird.

Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Riickkaufverpflichtung unwirksam sein, so wird
dadurch die Wirksamkeit der ubrigen Bestimmungen nicht beriihrt. An die Stelle der
unwirksamen Bestimmung tritt eine solche, die dem wirtschaftlichen Sinn und Zweck
der unwirksamen Bestimmung am ehesten entspricht. Die Parteien werden sich nach
besten Kraften bemihen, raschest mdoglich eine Einigung Uber eine derartige
Ersatzbestimmung zu erzielen.

SoHotel Linz GmbH



Anlage 3.1
Rickkaufsmitteilung
Von: ANLEGER

An: SoHotel Linz GmbH per E-Mail an sobestandl.rueckkauf@ifainvest.at

[DATUM]
Rickkaufsmitteilung
Sehr geehrte Damen und Herren,

Ich, [NAME, GEBURTSDATUM, ADRESSE] bin verfligungsberechtigter Eigentiimer
von (in Worten: ) Sticke
Schuldverschreibungen der  SoBestand Austria 01 | 4,125% Anleihe (die
»SCHULDVERSCHREIBUNGEN®), im Nominale von je EUR 1.000,00 (in Worten:
Euro eintausend Komma null) zum Ausgabekurs von EUR 1.000,00 (in Worten: Euro
eintausend Komma null) je Schuldverschreibung.

Ich Ube hiermit mein Recht aus, von Ihnen schriftlich zu verlangen, dass Sie oder ein
von Ihnen  namhaft  gemachtes  verbundenes  Unternehmen  meine
SCHULDVERSCHREIBUNGEN (zur Génze oder zu Teilen wie nachfolgend
festgehalten) zu den in der Ruckkaufverpflichtung genannten Bedingungen wéhrend der
Laufzeit der SCHULDVERSCHREIBUNGEN zu den in der
Rickverkaufsverpflichtung genannten Bedingungen zurlickkaufen.

Ich Ube dieses Recht in Bezug auf (in  Worten:
) Stiicke meiner
SCHULDVERSCHREIBUNGEN im Nominale von je EUR 1.000,00 (in Worten: Euro
eintausend Komma null) zum Ausgabekurs von EUR 1.000,00 (in Worten: Euro
eintausend Komma null) je Schuldverschreibung sohin im Ausgabekurs-Gesamtbetrag

von EUR (in Worten: Euro ), und

sohin zu einem Rickkaufpreis in Hohe von 85 % (flinfundachtzig Prozent) des

Nennbetrags, das  sind EUR (in  Worten: Euro
), aus.

Gemeinsam mit dieser Rickkaufsmitteilung tibermittle ich
= eine lesbare Farbkopie meines Lichtbildausweises

= einen Nachweis des Eigentums des VERKAUFERS an den
RUCKKAUFSANLEIHEN.

Freundliche Grifie

[eigenhandige Unterschrift]
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	6.10 Die zwischen der Emittentin und dem Treuhänder geschlossene Treuhandvereinbarung endet erst, wenn sämtliche Verpflichtungen der Emittentin aus den Schuldverschreibungen erfüllt sind oder die Verwertung der SICHERHEIT abgeschlossen ist oder der Tr...

	7. Zeichnungsfrist, Zeichnung, Annahmevoraussetzungen für Zeichnungsangebot und Laufzeit
	7.1 Das öffentliche Angebot der SCHULDVERSCHREIBUNGEN erfolgt während der ZEICHNUNGSFRIST. Die ZEICHNUNGSFRIST der SCHULDVERSCHREIBUNG beginnt mit 01.06.2021 und endet mit 31.05.2022 (einschließlich). Die EMITTENTIN kann jederzeit beschließen, die ZEI...
	7.2 Die ZEICHNUNG erfolgt mittels der diesen Anleihebedingungen angeschlossenen Zeichnungserklärung (Anlage ./7.2) oder online unter www.ifainvest.at, in der bzw. wo der an der Zeichnung interessierte ANLEGER ein Anleihezeichnungsangebot abgibt. Die Z...
	7.2.1 firmenmäßig bzw. persönlich gezeichnet an die EMITTENTIN mittels E-Mail, persönlich oder per Boten, wobei der Zeitpunkt des Zugangs bei der EMITTENTIN ausschlaggebend ist, übermittelt wurde; oder
	7.2.2 vom ANLEGER online unter www.ifainvest.at abgegeben und durch Verwendung der dort vorgesehenen Übermittlungsfunktion an die EMITTENTIN, wobei der Zeitpunkt des Zugangs bei der EMITTENTIN ausschlaggebend ist, übermittelt wurde.

	7.3 Dafür, dass der ANLEGER zum ANLEIHEGLÄUBIGER wird, bedarf es einer Annahmehandlung des Anleihezeichnungsangebotes durch die EMITTENTIN.
	7.4 Die Annahme des Anleihezeichnungsangebots erfolgt durch die EMITTENTIN durch Übertragung der entsprechenden SCHULDVERSCHREIBUNGEN auf das in der Zeichnungserklärung ausgewiesene Wertpapierdepot des ANLEGERS und / oder durch Übermittlung einer schr...
	7.5 Ein Anspruch auf Zuteilung von SCHULDVERSCHREIBUNGEN besteht nicht. Die EMITTENTIN kann die Annahme des Anleihezeichnungsangebots insbesondere unter nachfolgenden Umständen unterlassen:
	(i) Bei überschießender Zeichnungsangebotslegung (die ANLEIHE wurde überzeichnet) kann eine nur teilweise Annahme des ZEICHNUNGSANGEBOTES erfolgen (unter verhältnismäßiger Kürzung der gezeichneten SCHULDVERSCHREIBUNGEN, bei Beachtung des Mindestzeichn...
	(ii) Bei nicht ausreichender Zeichnung der ANLEIHE.
	(iii) Besteht die Gefahr, dass die Annahme zu einer Verletzung von Know-Your-Customer-Bestimmungen führt, ist diese jedenfalls zu unterlassen. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn ein Verdacht der Geldwäsche und/oder der Terrorismusfinanzierung b...

	Der jeweilige Betrag, in dessen Höhe ein ANLEGER die ANLEIHE zeichnet und hinsichtlich dem die Annahme nicht erklärt wird bzw erklärt werden darf, wird sodann wieder frei und kann von einem anderen ANLEGER gezeichnet werden, bzw einem anderen ANLEGER,...
	7.6 Der ANLEGER verpflichtet sich, den gezeichneten Betrag zzgl allfälliger Stückzinsen in der bekanntgegebenen Höhe binnen 5 Bankarbeitstagen nach Eingang der ordnungsgemäß erfolgten ZEICHNUNG gemäß Punkt 7.2 auf das in der Zeichnungserklärung ausgew...
	7.7 Durch Gutschrift auf dem erwerbenden Wertpapierdepot des ANLEGERS und gleichzeitiger Belastung des veräußernden Wertpapierdepots der EMITTENTIN kommt es zur Übertragung des Miteigentumsanteils an der bei einer Wertpapiersammelbank (OeKB) hinterleg...
	7.8 Sämtliche im Zusammenhang mit der Zeichnungserklärung entstehende Kosten, Steuern und Gebühren trägt der jeweilige ANLEGER.
	7.9 Die EMITTENTIN wird die personenbezogenen Daten des jeweiligen ANLEGERS ausschließlich zur Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen verarbeiten und nur für diese Zwecke an Dritte (zB Zahlstelle) übermitteln, insofern und insoweit zwingende Rech...
	7.10 Die Laufzeit der SCHULDVERSCHREIBUNGEN beginnt mit Beginn des VALUTATAGS und endet mit Ablauf des 31.07.2025. Rückzahlungstermin und FÄLLIGKEITSTAG der ANLEIHE ist der 01.08.2025.

	8. Zinsen, Zahlungen
	8.1 Die SCHULDVERSCHREIBUNGEN werden auf ihren NENNBETRAG mit 4,125 % p.a. verzinst, und zwar vom VALUTATAG (einschließlich) bis zum FÄLLIGKEITSTAG (ausschließlich), sofern sie nicht vorher zurückgezahlt worden sind.
	8.2 Die Zinsen sind halbjährlich nachträglich, jeweils zum 31.03 und 30.09 eines jeden Jahres (jeweils ein “ZINSZAHLUNGSTAG“), fällig und zahlbar. Der erste ZINSZAHLUNGSTAG ist der 30.09.2021. Letzter ZINSZAHLUNGSTAG ist der FÄLLIGKEITSTAG. Im Falle d...
	8.3 Die Zinsberechnung erfolgt auf Grundlage des ZINSTAGEQUOTIENTEN. Der „ZINSTAGEQUOTIENT“ bezeichnet in Bezug auf die Zinsberechnung für die ZINSPERIODE das Verhältnis aus (i) der tatsächlichen Anzahl an Tagen dieser ZINSPERIODE, und (ii) der tatsäc...
	8.4 Bei unterjährigen Käufen und/oder Verkäufen nach dem Verzinsungsbeginn (VALUTATAG) und nach dem ersten ZINSTZAHLUNGSTAG sowie zwischen weiteren ZINSZAHLUNGSTAGEN innerhalb der ZEICHNUNGSFRIST sind Stückzinsen zahlbar.

	9. Rückzahlung
	9.1 Soweit nicht zuvor bereits gemäß diesen Anleihebedingungen ganz oder teilweise zurückgezahlt oder von der EMITTENTIN angekauft und entwertet, werden die SCHULDVERSCHREIBUNGEN am FÄLLIGKEITSTAG zum NENNBETRAG zurückgezahlt.
	9.2 Rückverkaufsrecht der ANLEIHEGLÄUBIGER
	Es steht jedem ANLEIHEGLÄUBIGER frei, seine SCHULDVERSCHREIBUNGEN zu einem Preis in Höhe von 85 % (fünfundachtzig Prozent) des NENNBETRAGS an die EMITTENTIN oder ein durch die EMITTENTIN namhaft gemachtes verbundenes Unternehmen zu verkaufen und so se...

	10. Zahlungen
	10.1 Die EMITTENTIN verpflichtet sich, Kapital und Zinsen bei Fälligkeit in EUR zu bezahlen. Derartige Zahlungen erfolgen, vorbehaltlich geltender gesetzlicher Regelungen und Vorschriften, durch die EMITTENTIN an die ZAHLSTELLE zur Weiterleitung an di...
	10.2 Die Gutschrift der Zins- und Kapitalzahlungen erfolgt über die jeweilige für den Inhaber der SCHULDVERSCHREIBUNGEN depotführende Stelle.
	10.3 Falls ein Fälligkeitstag für die Zahlung von Kapital und/oder Zinsen kein Bankarbeitstag ist, erfolgt die Zahlung erst am nächstfolgenden Bankarbeitstag; dieser Umstand berechtigt die ANLEIHEGLÄUBIGER nicht zu einer weiteren Zinsenzahlung oder ei...
	10.4 Sofern und insoweit bei Fälligkeit der SCHULDVERSCHREIBUNGEN unter diesen Anleihebedingungen, unter Berücksichtigung von Punkt 10.3, keine Rückzahlung der SCHULDVERSCHREIBUNGEN erfolgt, fallen ab dem FÄLLIGKEITSTAG bis zum Tag, an dem alle in Bez...

	11. Zahlstelle
	11.1 ZAHLSTELLE ist gemäß gesondertem Zahlstellenvertrag die Wiener Privatbank SE.
	11.2 Die EMITTENTIN ist berechtigt, die Wiener Privatbank SE in ihrer Funktion als ZAHLSTELLE abzuberufen und ein anderes österreichweit und international tätiges KREDITINSTITUT als ZAHLSTELLE zu bestellen, sofern die neue ZAHLSTELLE die aus dem Zahls...
	11.3 Die ZAHLSTELLE handelt ausschließlich als Beauftragte der EMITTENTIN und übernimmt keinerlei Verpflichtungen gegenüber den ANLEIHEGLÄUBIGERN. Es wird kein Vertrags-, Auftrags- oder Treuhandverhältnis zwischen ihr und den ANLEIHEGLÄUBIGERN begründet.

	12. Steuern
	12.1 Sämtliche auf die SCHULDVERSCHREIBUNGEN zu zahlenden Beträge sind ohne Einbehalt oder Abzug von gegenwärtig oder zukünftig vorgeschriebenen STEUERN, d.h. Steuern, Abgaben und behördlichen Gebühren oder Festsetzungen gleich welcher Art, die von od...
	12.2 Die EMITTENTIN ist zur Zahlung der ZUSÄTZLICHEN BETRÄGE aufgrund von Steuern gemäß Punkt 12.1 nicht verpflichtet, wenn
	(i) diese auf andere Weise als durch Abzug oder Einbehalt an der Quelle aus Zahlungen auf die SCHULDVERSCHREIBUNGEN zu entrichten sind, oder
	(ii) ein ANLEIHEGLÄUBIGER, der zur Republik Österreich eine andere aus steuerlicher Sicht relevante Verbindung hat, als den bloßen Umstand, dass er Inhaber der Schuldverschreibungen ist oder dies zum Zeitpunkt des Erwerbs der SCHULDVERSCHREIBUNGEN war...
	(iii) diese gemäß § 95 EStG in der Republik Österreich von der kuponauszahlenden Stelle einbehalten werden, oder
	(iv) diese aufgrund einer Rechtsänderung zahlbar sind, die später als 30 Tage nach Fälligkeit der betreffenden Zahlung auf die SCHULDVERSCHREIBUNGEN oder, wenn dies später erfolgt, nach ordnungsgemäßer Bereitstellung aller fälligen Beträge und einer d...
	(v) diese nach Zahlung durch die EMITTENTIN im Rahmen des Transfers an den ANLEIHEGLÄUBIGER abgezogen oder einbehalten werden, oder
	(vi) diese aufgrund eines Doppelbesteuerungsabkommens oder den Steuergesetzen der Republik Österreich rückerstattbar wären oder aufgrund gemeinschaftsrechtlicher Bestimmungen (EU) an der Quelle entlastbar wären, oder
	(vii) diese aufgrund oder infolge eines internationalen Vertrages, dessen Partei die Republik Österreich ist, oder einer Verordnung oder Richtlinie aufgrund oder infolge eines solchen internationalen Vertrages auferlegt oder erhoben werden, oder
	(viii) ihnen ein ANLEIHEGLÄUBIGER nicht unterläge, sofern er zumutbarerweise Steuerfreiheit oder eine Steuererstattung oder eine Steuervergütung hätte erlangen können.

	12.3 Kündigung aus Steuergründen:
	(i) Falls eine Rechtsvorschrift gleich welcher Art in der Republik Österreich erlassen oder geschaffen oder in ihrer Anwendung oder behördlichen Auslegung geändert wird und demzufolge Steuern, Gebühren oder sonstige Abgaben bei Zahlungen durch die EMI...
	(ii) Die Kündigung zur vorzeitigen Rückzahlung darf jedoch nicht in einem Zeitpunkt vorgenommen werden, der dem Tag der tatsächlichen Geltung der betreffenden Rechtsvorschriften oder gegebenenfalls ihrer geänderten Anwendung oder Auslegung mehr als dr...


	13. Kündigung der Anleihe
	13.1 Die EMITTENTIN ist berechtigt, durch Verständigung des ANLEIHEGLÄUBIGERS unter Einhaltung einer dreimonatigen Kündigungsfrist, die SCHULDVERSCHREIBUNGEN (nach Wahl der EMITTENTIN einzelne oder alle) zu ihrem NENNBETRAG zuzüglich etwaiger bis zum ...
	13.2 Die ANLEIHEGLÄUBIGER haben vor Ende der Laufzeit keine Möglichkeit der ordentlichen Kündigung der ANLEIHE.
	Hinweis: Der Ausschluss des ordentlichen Kündigungsrechts der ANLEIHEGLÄUBIGER vor Ende der Laufzeit ist eine notwendige Bedingung für die Absicherung des Risikos der Emittentin aus den Schuldverschreibungen. Die Emittentin wäre ohne Ausschluss des or...
	13.3 Weiters ist die EMITTENTIN berechtigt, die SCHULDVERSCHREIBUNGEN zu ihrem NENNBETRAG zuzüglich etwaiger bis zum Tage der Rückzahlung aufgelaufener Zinsen mit sofortiger Wirkung durch Verständigung der ANLEIHEGLÄUBIGER zu kündigen, wenn die LIEGEN...
	13.4 Jeder ANLEIHEGLÄUBIGER ist berechtigt, seine SCHULDVERSCHREIBUNG zu kündigen und deren sofortige Rückzahlung zum NENNBETRAG zuzüglich etwaiger bis zum Tage der Rückzahlung aufgelaufener Zinsen zu verlangen, falls ein wichtiger Grund vorliegt. Ein...
	(i) im Falle eines Kontrollwechsels in der EMITTENTIN; ein „Kontrollwechsel“ in der EMITTENTIN liegt bei jeder Änderung der rechtlichen und/oder wirtschaftlichen Verhältnisse (einschließlich des Abschlusses von Treuhandvereinbarung und der Durchführun...
	(ii) die EMITTENTIN die LIEGENSCHAFT im Wege eines Asset Deals veräußert;
	(iii) die EMITTENTIN mit der Erfüllung einer Verpflichtung zur Zahlung von Kapital und Zinsen aus einer von ihr eingegangenen Kreditverbindlichkeit gegenüber einem KREDITINSTITUT in Verzug gerät und dieser Verzug von einem (Schieds-) Gericht oder eine...
	(iv) die EMITTENTIN eine sonstige wesentliche Verpflichtung aus den SCHULDVERSCHREIBUNGEN oder diesen Anleihebedingungen verletzt und dieser Zustand nicht innerhalb von 60 Tagen, nachdem die EMITTENTIN eine diesbezügliche schriftliche Mitteilung erhal...
	(v) die EMITTENTIN ihre Zahlungen einstellt oder ihre Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung allgemein bekannt gibt oder ein Gericht ein Insolvenzverfahren über das Vermögen der EMITTENTIN eröffnet oder einen Konkursantrag mangels kostendeckenden Verm...
	(vi) die EMITTENTIN in Liquidation tritt, worunter jedenfalls nicht Umgründungsvorgänge (zB Verschmelzung, Spaltung, Umwandlung, Einbringung oder Anwachsung) zu verstehen sind; oder
	(vii) die EMITTENTIN ihre Geschäftstätigkeit ganz oder überwiegend einstellt oder alle oder wesentliche Teile ihrer Vermögenswerte veräußert oder anderweitig abgibt und sich die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der EMITTENTIN dadurch wesentlich ver...

	13.5 Eine Kündigung gemäß Punkt 13.4 erfolgt durch eine gegenüber der EMITTENTIN persönlich abzugebende oder im Postwege zu übermittelnde schriftliche Erklärung unter Angabe eines Bankkontos, auf das Zahlungen gemäß diesen Anleihebedingungen zu leiste...
	13.6 In den Fällen der Punkte 13.4(vi) und 13.4(vii) gilt eine Kündigung, sofern nicht zugleich einer der in den Punkten 13.4(i) bis 13.4(v) bezeichneten Kündigungsgründe vorliegt, erst als wirksam zugestellt, wenn bei der EMITTENTIN Kündigungserkläru...
	13.7 In den Fällen der Punkte 13.4(v), 13.4(vi) und 13.4(vii) wird eine Kündigung erst dann wirksam, wenn dieser einen Kündigungsgrund begründende Zustand nicht innerhalb von 60 Tagen, nachdem die EMITTENTIN eine diesbezügliche schriftliche Mitteilung...
	13.8 Das Kündigungsrecht erlischt, sobald der Kündigungsgrund vor Ausübung des Rechts geheilt wurde. Soweit gesetzlich zulässig, berechtigen andere Ereignisse und Umstände, die keines der in Punkt 13.4 genannten Ereignisse darstellen, einen ANLEIHEGLÄ...

	14. Öffentliches Angebot, Notierung, Handelbarkeit
	14.1 Die SCHULDVERSCHREIBUNGEN fallen unter die Ausnahme der Prospektpflicht gemäß Art 1 Abs 4 lit d) Verordnung (EU) 2017/1129. Ein den Vorschriften der Verordnung (EU) 2017/1129 und des KMG entsprechender Prospekt wird weder erstellt, noch geprüft, ...
	14.2 Die ANLEIHE soll in den Vienna MTF einbezogen werden. Diesbezüglich ist beabsichtigt, einen Antrag auf Einbeziehung der SCHULDVERSCHREIBUNGEN zum Handel am Vienna MTF der Wiener Börse zu stellen.

	15. Salvatorische Klausel
	Sollten einzelne Bestimmungen dieser Anleihebedingungen ganz oder teilweise rechtsunwirksam sein oder werden, so bleiben die übrigen Bestimmungen dieser Anleihebedingungen in Kraft. Unwirksame Bestimmungen gelten dem Sinn und Zweck dieser Anleihebedin...

	16. Bekanntmachungen
	Alle die SCHULDVERSCHREIBUNGEN betreffenden Mitteilungen an die ANLEIHEGLÄUBIGER sind im Amtsblatt zur Wiener Zeitung oder, falls diese ihr Erscheinen einstellen, in einer anderen Tageszeitung mit Verbreitung in ganz Österreich zu veröffentlichen. Jed...

	17. Anwendbares Recht, Erfüllungsort und Gerichtsstand
	17.1 Für sämtliche Rechtsverhältnisse aus der Begebung der ANLEIHE gilt österreichisches Recht mit Ausnahme des Übereinkommens der Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen Handelskauf (UN-Kaufrecht).
	17.2 Sämtliche Anlagen sind integrierender Bestandteil dieser Anleihebedingungen.
	17.3 Soweit die vertragliche Bestimmung des Erfüllungsortes rechtlich zulässig ist, ist der Erfüllungsort für alle sich aus diesen Anleihebedingungen ergebenden Verpflichtungen Wien.
	17.4 Für sämtliche Rechtsstreitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit der Begebung der ANLEIHE ist das sachlich zuständige Gericht in Wien, Innere Stadt, zuständig. Für alle Rechtstreitigkeiten eines Verbrauchers gegen die EMITTENTIN, die sich aus dies...

	18. International Securities Identification Number (ISIN), Legal Entity Identifier (LEI), Financial Instrument Short Name (FISN) und Classification of Financial Instruments (CFI)

	Anlage 6_2_Sicherheitenvertrag _Geschäftsanteilverpfändung__SCWP_30051450_final
	1. Präambel
	1.1 SoHotel Linz GmbH mit dem Sitz in Wien sowie der Geschäftsanschrift Thomas-Klestil-Platz 3, 1030 Wien, eingetragen im Firmenbuch unter FN 482030 v (die „EMITTENTIN“) begibt eine Anleihe mit einer Laufzeit von 4 Jahren mit der Bezeichnung „SoBestan...
	1.2 Die SCHULDVERSCHREIBUNGEN werden gemäß den ANLEIHEBEDINGUNGEN auf ihren Nennbetrag mit 4,125 % p.a. verzinst, und zwar vom Valutatag (einschließlich) bis zum Fälligkeitstag (ausschließlich), sofern sie nicht vorher zurückgezahlt worden sind.
	1.3 Die PFANDBESTELLER werden ab dem Laufzeitbeginn der ANLEIHE die Ansprüche auf Rückzahlung der SCHULDVERSCHREIBUNGEN und darauf entfallende Zinsen durch Verpfändung der Geschäftsanteile an der EMITTENTIN besichern.
	1.4 Sämtliche Definitionen aus dem TREUHANDVERTRAG gelten auch für diese VEREINBARUNG, sofern davon hierin nicht ausdrücklich abgegangen wird.
	Dies vorausgeschickt vereinbaren die Parteien folgendes:

	2. Pfandbestellung
	2.1 Zur Sicherstellung aller Forderungen und Ansprüche der ANLEIHEGLÄUBIGER, und/oder deren jeweiligen Rechtsnachfolgern an Hauptverbindlichkeiten (Rückzahlung des eingesetzten Kapitals sowie Zinszahlung bei Fälligkeit gemäß den ANLEIHEBEDINGUNGEN) un...
	(i) Erstrangige Verpfändung des Geschäftsanteils des PFANDBESTELLERS 1 an der SoHotel Linz GmbH, der einer Stammeinlage im Nennbetrag von EUR 32.900 und somit einer Beteiligung von 94 % am Stammkapital der EMITTENTIN entspricht, samt den damit verbund...
	(ii) Erstrangige Verpfändung des Geschäftsanteils des PFANDBESTELLERS 2 an der SoHotel Linz GmbH, der einer Stammeinlage im Nennbetrag von EUR 2.100 und somit einer Beteiligung von 6 % am Stammkapital der EMITTENTIN entspricht, samt den damit verbunde...

	2.2 Der PFANDBESTELLER 1 stimmt der Verpfändung des PFANDOBJEKTS 2 von PFANDBESTELLER 2 und PFANDBESTELLER 2 stimmt der Verpfändung des PFANDOBJEKTS 1 von PFANDBESTELLER 1 gemäß Punkt 7. Geschäftsanteile des Gesellschaftsvertrags der EMITTENTIN vom , ...
	Der PFANDGLÄUBIGER nimmt die Pfandbestellung an.

	2.3 Unter  „NEBENVERBINDLICHKEITEN“ im Sinne dieser VEREINBARUNG sind solche Verbindlichkeiten zu verstehen, die aus oder im Zusammenhang mit den SCHULDVERSCHREIBUNGEN erwachsen sind, oder in Zukunft erwachsen werden, mögen diese Forderungen aus Zinse...
	2.4 Die PFANDBESTELLER verpflichten sich, unverzüglich nach beiderseitiger Unterfertigung dieser VEREINBARUNG einen Buchvermerk zu setzen. Die Zurkenntnisnahme der Verpfändung durch die EMITTENTIN erfolgt nachweislich durch Unterfertigung dieser VEREI...
	2.5 Die SICHERHEIT unter diesem Vertrag wird dem PFANDGLÄUBIGER als TREUHÄNDER in eigenem Namen gemäß den ANLEIHEBEDINGUNGEN und der TREUHANDVEREINBARUNG, aber zugunsten der Inhaber der ANLEIHE gewährt. Die PFANDBESTELLER erkennen hiermit an, dass der...
	2.6 Mit ihrer Unterschrift bestätigt die EMITTENTIN, dass sie die Verpfändung zustimmend zur Kenntnis nimmt, dem Pfandrecht der ANLEIHEGLÄUBIGER keine eigenen Rechte sowie Rechte Dritter vorgehen, und SCWP als TREUHÄNDER über die SICHERHEIT betreffend...
	2.7 Die durch diese VEREINBARUNG gewährte SICHERHEIT gilt zusätzlich zu und unabhängig von allen anderen Sicherheiten, die der PFANDGLÄUBIGER zu irgendeiner Zeit für die BESICHERTEN FORDERUNGEN hält, und hat Vorrang vor allen anderen Sicherheiten, die...
	2.8 Die PFANDBESTELLER erklären sich unwiderruflich und bedingungslos damit einverstanden, dass der PFANDGLÄUBIGER, seine leitenden Angestellten, Angestellten, Beauftragten und Berater im Zusammenhang mit der Begründung, Erhaltung und Durchsetzung der...
	2.9 Im Falle eines Widerspruchs zwischen den Bestimmungen dieser VEREINBARUNG, ANLEIHEBEDINGUNGEN und TREUHANDVERTRAG haben die Bestimmungen der ANLEIHEBEDINGUNGEN Vorrang.

	3. Zustimmungspflichtige Maßnahmen
	3.1 Die PFANDBESTELLER werden die nachfolgenden Maßnahmen nur nach vorgängiger schriftlicher Zustimmung der SCWP setzen.
	3.2 Jede Verfügung über das Eigentumsrecht an der SICHERHEIT.
	3.3 Jede Beschlussfassung über Maßnahmen, die den Wert der SICHERHEIT beeinflussen.
	3.4 Insbesondere werden die PFANDBESTELLER Beschlüsse über nachfolgende Beschlussgegenstände, die den Wert der SICHERHEIT und somit die Geschäftsanteile an der EMITTENTIN beeinflussen, nur mit Zustimmung der SCWP fassen:
	(i) jede Satzungsänderung,
	(ii) jede Verschmelzung, Spaltung oder sonstige Vermögensübertragung,
	(iii) den Abschluss von Gewinnabführungsverträgen,
	(iv) die Stimmabgabe bei Kapitalerhöhungen oder Kapitalherabsetzungen,
	(v) Liquidationsbeschlüsse oder sonstige freiwillige Auflösungsbeschlüsse.

	3.5 Die PFANDBESTELLER werden
	(i) SCWP unter Anschluss einer Tagesordnung vor jeder Gesellschafterversammlung betreffend die EMITTENTIN verständigen und ihr über wenigstens 14 Tage Gelegenheit geben, das Abstimmungsverhalten und sonstige Rechte nach dieser Vereinbarung zu akkordie...
	(ii) keine Gelder entnehmen oder geldwerte Leistungen seitens der EMITTENTIN verlangen, die nicht als verteilungsfähiger Gewinn entnommen werden dürften, sofern nicht Leistung für die EMITTENTIN erbracht wurden (zB konzerninterne Buchhaltungsleistunge...
	(iii) keine Darlehen oder Ähnliches fällig stellen oder durchzusetzen, wenn dadurch die Einbringlichkeit der BESICHERTEN FORDERUNGEN behindert oder gefährdet wird.

	3.6 Eine derartige Behinderung oder Gefährdung der Einbringlichkeit der BESICHERTEN FORDERUNGEN ist anzunehmen, wenn innerhalb von 12 Monaten nach dem Setzen einer der oben genannten Maßnahmen eine Zahlungsstockung, Zahlungsunfähigkeit oder die Übersc...

	4. Verständigungspflicht
	4.1 Die PFANDBESTELLER werden die SCWP davon verständigen, wenn Dritte Rechte an der jeweiligen SICHERHEIT geltend machen, insbesondere wenn sie eine die Rechte an der SICHERHEIT berührende Klage erheben oder in diese Exekution führen.
	4.2 In einem solchen Fall werden die PFANDBESTELLER (i) bis zur Abstimmung über das weitere Vorgehen mit SCWP selbstständig und unaufgefordert alle Maßnahmen zur Wahrung der Rechte der ANLEIHEGLÄUBIGER an der SICHERHEIT setzen und (ii) nach durchgefüh...

	5. Pfandverwertung und Vollmacht
	5.1 Verwertungsfall
	Ein „VERWERTUNGSFALL“ liegt vor, wenn die BESICHERTEN FORDERUNGEN – ganz oder teilweise – fällig und zahlbar sind aber trotz schriftlicher Aufforderung nicht bedient wurden.
	5.2 Einverständnis zu öffentlicher Versteigerung und Freihandverkauf
	(i) Die PFANDBESTELLER erklären sich ausdrücklich und unwiderruflich damit einverstanden, dass bei Eintritt eines VERWERTUNGSFALLS SCWP berechtigt ist, die SICHERHEIT (auch teilweise) ohne Klage, Urteil oder sonstige gerichtliche Schritte in Anwendung...
	(ii) Für den Fall des Eintritts eines VERWERTUNGSFALLS wird SCWP die PFANDBESTELLER schriftlich auffordern, die BESICHERTEN FORDERUNGEN innerhalb von vier Wochen vollständig zu erfüllen. Eine solche Aufforderung kann gegenüber den PFANDBESTELLERN unte...

	5.3 Bewertung
	Der Wert der SICHERHEIT wird durch einen von SCWP ausgewählten unabhängigen österreichischen Wirtschaftsprüfer auf der Grundlage des Fachgutachtens „KFS BW 1“ oder des jeweils aktuellen Nachfolgegutachtens des Fachsenats für Betriebswirtschaft und Org...
	5.4 Durchführung der öffentlichen Versteigerung und des Freihandverkaufs
	(i) Ein Freihandverkauf hat mit der Sorgfalt eines ordentlichen Unternehmers und unter Beachtung der Interessen der PFANDBESTELLER in Übereinstimmung mit den zwingenden Vorschriften des österreichischen Rechts zu erfolgen. Wenn (i) der Marktwert der S...
	(ii) Eine öffentliche Versteigerung oder ein Freihandverkauf kann unverzüglich nach Ablauf der in Punkt 5.2(ii) genannten Frist stattfinden, wenn die fälligen BESICHERTEN FORDERUNGEN nicht rechtzeitig beglichen wurden.
	(iii) Eine öffentliche Versteigerung oder ein Freihandverkauf kann an jedem beliebigen Ort stattfinden.
	(iv) SCWP verpflichtet sich zur Herausgabe eines nach Erfüllung aller besicherten Forderungen allenfalls verbleibenden Überschusses an die PFANDBESTELLER.

	5.5 Vollmacht
	(i) Für den Fall einer öffentlichen Versteigerung oder eines Freihandverkaufs bevollmächtigen die PFANDBESTELLER hiermit die SCWP unwiderruflich, im Namen der PFANDBESTELLER die öffentliche Versteigerung oder den Freihandverkauf zu beantragen und alle...
	(ii) Die PFANDBESTELLER unterzeichnen die als Anlage ./5.5(ii) beigeschlossene Spezialvollmacht für die Verwertung der SICHERHEIT.
	(iii) Die PFANDBESTELLER verpflichten sich, SCWP jederzeit auf begründetes Ersuchen, unverzüglich eine neue oder aktualisierte Spezialvollmacht (Anlage ./5.5(ii)), in der erforderlichen Form unterzeichnet, zu übergeben.


	6. Schad- und Klagloshaltung
	6.1 SCWP ist für Schäden der PFANDBESTELLER nicht verantwortlich, es sei denn, dass diese auf vorsätzlichem oder grob fahrlässigem Verhalten der SCWP beruhen.
	6.2 Die PFANDBESTELLER und die EMITTENTIN werden SCWP gegen alle Schäden, die SCWP durch ein Tun oder Unterlassen bei der Ausübung ihrer Rechte aus dieser VEREINBARUNG aufgrund einer Verletzung einer Pflicht der PFANDBESTELLER und/oder der EMITTENTIN ...

	7. Verpflichtungen der PFANDBESTELLER und der EMITTENTIN
	7.1 Die PFANDBESTELLER erklären, alle für die vertragsgegenständliche Verpfändung allenfalls erforderlichen Genehmigungen eingeholt und erhalten zu haben.
	7.2 Die PFANDBESTELLER haften den ANLEIHEGLÄUBIGERN dafür, dass sie jeweils freie, unbeschränkte und unbelastete Eigentümer der SICHERHEIT sind sowie für das rechtsgültige Bestehen der SICHERHEIT während der gesamten Dauer dieser VEREINBARUNG.
	7.3 Für die Dauer des aufrechten Bestehens des Pfandrechts ist es den PFANDBESTELLERN untersagt, die SICHERHEIT, ohne die vorherige schriftliche Zustimmung der ANLEIHEGLÄUBIGER abzutreten, zu übertragen oder zu verpfänden oder sonst über die SICHERHEI...
	7.4 Die PFANDBESTELLER erklären, alle (Rechts-) Handlungen zu setzen und/oder Erklärungen abzugeben, die vernünftigerweise zur rechtswirksamen Begründung oder Durchsetzung der Rechte der ANLEIHEGLÄUBIGER aus dieser VEREINBARUNG dienen.
	7.5 Die PFANDBESTELLER sind verpflichtet, die ANLEIHEGLÄUBIGER ohne schuldhafte Verzögerung über jegliche Schritte von dritter Seite in Kenntnis zu setzen, die auf eine Pfändung und/oder eine Vollstreckung in die SICHERHEIT abzielen.
	7.6 Die PFANDBESTELLER und die EMITTENTIN sind verpflichtet, auf Verlangen des PFANDGLÄUBIGERS alle Handlungen, Anmeldungen und Eingaben, vorzunehmen, die für die rechtswirksame Einräumung, Perfektionierung oder Erhaltung der vertragsgegenständlichen ...
	7.7 Die PFANDBESTELLER ermächtigen und bevollmächtigen zudem den PFANDGLÄUBIGER, von der EMITTENTIN sämtliche Auskünfte über die SICHERHEIT einzuholen und entbinden den PFANDGLÄUBIGER insofern ausdrücklich im Sinne des § 38 Abs (2) Z 5 Bankwesengesetz...

	8. Zusicherungen und Gewährleistungen
	8.1 Die PFANDBESTELLER sichern zu und leisten Gewähr dafür, dass zum Tag der Unterfertigung dieser VEREINBARUNG sowie auch zum Tag, zu dem dieses Pfandrecht in Anspruch genommen wird
	(i) die SICHERHEIT im alleinigen, rechtmäßigen, unbeschränkten und unbelasteten Eigentum der PFANDBESTELLER stehen;
	(ii) das Stammkapital der EMITTENTIN von insgesamt EUR 35.000,00 (in Worten: Euro fünfunddreißigtausend) zur Hälfte in bar aufgebracht ist;
	(iii) das Stammkapital der EMITTENTIN nicht, in welcher Form auch immer, zurückgezahlt wurde; und
	(iv) alle Sachverhalte, die in das Firmenbuch eingetragen werden können, in das Firmenbuch eingetragen wurden und insbesondere keine Gesellschafterbeschlüsse betreffend Änderungen des Gesellschaftsvertrages der EMITTENTIN gefasst wurden, die nicht im ...

	8.2 Insofern und insoweit die Pfandrechte nach diesem Vertrag aufgrund zwingender gesetzlicher Erfordernisse oder Vorschriften tatsächlich nicht wirksam bestellt werden können oder bestellt worden sind, haben die PFANDBESTELLER unverzüglich dafür Sorg...

	9. Fortbestand der Sicherheit
	9.1 Die SICHERHEIT bleibt in vollem Umfang bis zur gänzlichen Rückführung der BESICHERTEN FORDERUNGEN aufrecht.
	9.2 Die SICHERHEIT stellt eine neben anderen Sicherheiten zusätzliche und unabhängige Sicherheit dar.

	10. Sonstiges
	10.1 Alle Gebühren und Abgaben im Zusammenhang mit der Errichtung der vorliegenden VEREINBARUNG werden von den PFANDBESTELLERN getragen. Die Kosten der rechtsfreundlichen Vertretung tragen die PFANDBESTELLER.
	10.2 Eine zeitweilige und/oder teilweise Nichtausübung von Rechten aus dieser VEREINBARUNG schränkt bis zu einem ausdrücklichen schriftlichen Verzicht der SCWP auf solche Rechte die Ausübung der zeitweilig und/oder teilweise nicht ausgeübten Rechte in...
	10.3 Eine Aufrechnung durch die PFANDBESTELLER gegen Forderungen der SCWP ist nur mit ausdrücklich schriftlich anerkannten oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.
	10.4 Dieser VERTRAG kann von den PARTEIEN nur in Schriftform abgeändert oder ergänzt werden. Dies gilt auch für diesen Punkt 11.4, sohin für das Abgehen vom Schriftformvorbehalt.
	10.5 Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieses VERTRAGES ganz oder teilweise unwirksam, rechtswidrig oder nicht vollstreckbar sein oder werden, wird dadurch weder die Wirksamkeit, Rechtsgültigkeit oder Vollstreckbarkeit aller übrigen Bestimmungen ...
	10.6 Dieser VERTRAG unterliegt zur Gänze ausschließlich materiellem österreichischen Recht; dies gilt insbesondere auch für die Fragen des Zustandekommens, der Wirksamkeit, der Erfüllung und der Auslegung des VERTRAGES. Die Kollisionsnormen des Intern...
	10.7 Gerichtsstand für alle Rechtsstreitigkeiten, die sich aus dem vorliegenden VERTRAG ergeben oder mit diesem in Zusammenhang stehen, wozu auch Streitigkeiten über das Zustandekommen, die Gültigkeit und die Auslegung zählen, ist für beide PARTEIEN a...
	10.8 Diese VEREINBARUNG wird in einem Original ausgefertigt, das SCWP erhält; die PFANDBESTELLER erhalten auf Verlangen auf eigene Kosten eine beglaubigte Abschrift dieser VEREINBARUNG.
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	SPEZIALVOLLMACHT (VERWERTUNG)

	Anlage 6_5_Treuhandvereinbarung_SoBestand Austria 01 I 4125_ Anleihe_28051400_final
	1. Präambel
	1.1 Die EMITTENTIN begibt festverzinsliche Schuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 4.000.000, die in auf den Inhaber lautende untereinander gleichberechtigte Schuldverschreibungen (die "SCHULDVERSCHREIBUNGEN") im Nennbetrag von jeweil...
	1.2 Im Rahmen dieser ANLEIHE werden in Bezug auf die Verpflichtungen der EMITTENTIN unter den ANLEIHEBEDINGUNGEN folgende Vermögenswerte gestellt (zusammen die „SICHERHEIT“), die durch den TREUHÄNDER treuhändisch für die Gläubiger der ANLEIHE (die "AN...
	(i) Erstrangige Verpfändung des Geschäftsanteils des TREUGEBERS 1 an der EMITTENTIN, der einer Stammeinlage im Nennbetrag von EUR 32.900 und somit einer Beteiligung von 94 % am Stammkapital der EMITTENTIN entspricht, samt den damit verbundenen Gewinna...
	(ii) Erstrangige Verpfändung des Geschäftsanteils des TREUGEBERS 2 an der EMITTENTIN, der einer Stammeinlage im Nennbetrag von EUR 2.100 und somit einer Beteiligung von 6 % am Stammkapital der EMITTENTIN entspricht, samt den damit verbundenen Gewinnan...

	1.3 Sohin werden zur Sicherstellung aller Forderungen und Ansprüche der ANLEIHEGLÄUBIGER, und/oder deren jeweiligen Rechtsnachfolgern an „HAUPTVERBINDLICHKEITEN“ (Rückzahlung des eingesetzten Kapitals sowie Zinszahlung bei Fälligkeit gemäß den ANLEIHE...

	2. Definitionen
	2.1 Begriffe, die in diesem TREUHANDVERTRAG in BLOCKBUCHSTABEN gesetzt sind, haben, soweit hierin nicht anderweitig definiert, die in den ANLEIHEBEDINGUNGEN festgelegte Bedeutung.
	2.2 In diesem TREUHANDVERTRAG haben die folgenden Begriffe die ihnen hier zugewiesene Bedeutung:
	"ANLEIHE" ist in Präambel 1.1 definiert.
	"ANLEIHEBEDINGUNGEN" ist in Präambel 1.1 definiert.
	"ANLEIHEGLÄUBIGER" ist in Präambel 1.2 definiert.
	„BESICHERTE FORDERUNGEN“ ist in Präambel 1.3 definiert.
	„HAUPTVERBINDLICHKEITEN“ ist in Präambel 1.3 definiert.
	„NEBENVERBINDLICHKEITEN“ sind solche Verbindlichkeiten, die aus oder im Zusammenhang mit den SCHULDVERSCHREIBUNGEN erwachsen sind, oder in Zukunft erwachsen werden, mögen diese Forderungen aus Zinsen, Verzugszinsen, Provisionen, Spesen, Kosten (insbes...
	"NENNBETRAG" ist in Präambel 1.1 definiert.
	"PARALLELVERPFLICHTUNG" ist in Punkt 8.1 definiert.
	"PRIMÄRVERPFLICHTUNG" ist in Ziffer 8.1 definiert.
	"SCHULDVERSCHREIBUNGEN" ist in Präambel 1.1 definiert.
	„SICHERHEIT“ ist in Präambel 1.2 definiert.

	3. Aufgaben des TREUHÄNDERS
	3.1 Der TREUHÄNDER übernimmt hiermit nach Maßgabe dieses TREUHANDVERTRAGES die Stellung eines TREUHÄNDERS für die ANLEIHEGLÄUBIGER in Bezug auf die SICHERHEIT sowie auf weitere Sicherheiten, die gegebenenfalls in Bezug auf die Ansprüche der ANLEIHEGLÄ...
	3.2 Der TREUHÄNDER kann nach Konsultation der EMITTENTIN einen Dritten mit der Wahrnehmung seiner Aufgaben unter diesem TREUHANDVERTRAG beauftragen.
	3.3 Dieser TREUHANDVERTRAG begründet unmittelbare Ansprüche der ANLEIHEGLÄUBIGER gegenüber dem TREUHÄNDER auf Erfüllung seiner darunter begründeten Verpflichtungen (echter Vertrag zugunsten Dritter, § 881 ABGB).
	3.4 Der Umstand, dass die eigenen Rechte der ANLEIHEGLÄUBIGER gegen die EMITTENTIN in Bezug auf die ANLEIHE wie in den ANLEIHEBEDINGUNGEN vorgesehen, allein den ANLEIHEGLÄUBIGERN zustehen, wird durch diesen TREUHANDVERTRAG nicht berührt; diese Rechte ...

	4. Rechte und Haftung des TREUHÄNDERS
	4.1 Die Pflichten des TREUHÄNDERS, die Voraussetzungen seiner Haftung sowie die Möglichkeit einer Beendigung seiner Funktion richten sich nach diesem TREUHANDVERTRAG und den ANLEIHEBEDINGUNGEN, die Teil des Vertrages sind.
	4.2 Die Aufgaben des TREUHÄNDERS beschränken sich auf das Halten und die Verwaltung der SICHERHEIT und die Wahrnehmung der in diesem TREUHANDVERTRAG ausdrücklich vorgesehenen Aufgaben. Dem TREUHÄNDER obliegt es insbesondere nicht, die Erfüllung der Za...
	4.3 Sollte ein VERWERTUNGSFALL gemäß Punkt 5.1 des SICHERHEITENVERTRAGS vorliegen, so hat der TREUHÄNDER die im Zusammenhang mit der ANLEIHE begründete SICHERHEIT binnen angemessener Frist gemäß Punkt 6 zu verwerten.
	4.4 Sämtliche Erlöse aus der Verwertung der SICHERHEIT sind von dem TREUHÄNDER auf ein von ihm eröffnetes Treuhandkonto zu hinterlegen. Nach Abschluss der Verwertung wird der TREUHÄNDER den Verwertungserlös nach Abzug der durch die Verwertung entstand...
	4.5 Der TREUHÄNDER ist berechtigt, Auslagen, Steuern oder sonstige Kosten, Schäden oder Verluste, die ihm bei oder infolge oder im Zusammenhang mit dem Erwerb oder der Haltung, Verwaltung, Durchsetzung oder Verwertung der SICHERHEIT oder sonst im Zusa...
	4.6 Der TREUHÄNDER haftet nur für Schäden, die durch ein vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verhalten seinerseits verursacht wurden. Er haftet nicht für Handlungen oder Unterlassungen der EMITTENTIN. Er ist nicht verantwortlich für den rechtlichen B...
	4.7 Der TREUHÄNDER haftet nicht für die wirksame Bestellung und den rechtlichen Bestand der SICHERHEIT, es sei denn, die Unwirksamkeit der Bestellung oder der Wegfall der SICHERHEIT beruht auf einem Umstand in seiner Person.
	4.8 Der TREUHÄNDER ist berechtigt, in der Wahrnehmung seiner Aufgaben im Zusammenhang mit der ANLEIHE, der SICHERHEIT und diesem Vertrag nach seinem Ermessen Auskünfte von der EMITTENTIN oder Auskünfte und Rat von Rechtsberatern, Wirtschaftsprüfern un...
	4.9 Der TREUHÄNDER darf die Ausführung von bestimmten Aufgaben, die ihm nach diesem TREUHANDVERTRAG obliegen ganz oder teilweise auf Dritte übertragen.
	4.10 Der TREUHÄNDER ist berechtigt, eine Verwertung der SICHERHEIT abzulehnen, wenn nach seinem Ermessen der zu erwartende Verwertungserlös nicht ausreicht, um die Kosten der Verwertung zu decken. Dieses Verweigerungsrecht entfällt nur, wenn einer ode...

	5. Aufgaben der TREUGEBER und der EMITTENTIN
	5.1 Die TREUGEBER verpflichten sich, das jeweils von ihnen zu bestellende PFANDOBJEKT zu bestellen.
	5.2 Die TREUGEBER und/oder die EMITTENTIN verpflichten sich,
	(i) den TREUHÄNDER von Vorgängen, die für die ANLEIHE oder für die SICHERHEIT von erkennbar wesentlicher rechtlicher Bedeutung sind zu einem angemessenen Zeitpunkt zu benachrichtigen und dem TREUHÄNDER auf Anforderung unverzüglich Kopien aller relevan...
	(ii) dem TREUHÄNDER, soweit möglich, rechtlich zulässig und zumutbar, auf dessen Verlangen jede Auskunft zu geben oder durch einen Wirtschaftsprüfer geben zu lassen, die zur Erfüllung der Treuhandverpflichtungen aus oder im Zusammenhang mit diesem Ver...

	5.3 Die EMITTENTIN trägt die Kosten der Bestellung und Verwertung (in Übereinstimmung mit Punkt 6) der SICHERHEIT und sonstige angemessene Kosten des Abschlusses dieses TREUHANDVERTRAGES sowie etwa in diesem Zusammenhang anfallender Steuern. Das Gleic...

	6. Verwertung der SICHERHEIT
	6.1 Der TREUHÄNDER wird die SICHERHEIT und die ihm zukünftig zur Besicherung der BESICHERTEN FORDERUNGEN bestellten Sicherheiten unter Beachtung der gesetzlichen und vertraglichen Verwertungsvoraussetzungen, der folgenden Vorschriften sowie der ANLEIH...
	6.2 Über die Verwertung der SICHERHEIT entscheidet der TREUHÄNDER nach dessen pflichtgemäßen Ermessen.
	6.3 Der TREUHÄNDER ist nur verpflichtet, die nach diesem TREUHANDVERTRAG ausdrücklich genannten Aufgaben zu übernehmen; insbesondere ist der TREUHÄNDER nicht verpflichtet, die sachliche Richtigkeit von Schreiben und Aussagen der EMITTENTIN und/ oder D...

	7. Erlösverteilung
	7.1 Den Erlös aus der Verwertung der SICHERHEIT wird der TREUHÄNDER – nach Abzug der durch die Verwertung entstandenen Kosten und seiner Vergütung – an die ANLEIHEGLÄUBIGER im Verhältnis des Betrages der durch diese gehaltenen SCHULDVERSCHREIBUNGEN au...
	7.2 Ein, nach Ablösung sämtlicher BESICHERTER FORDERUNGEN, verbleibender Erlös ist an die TREUGEBER abzuführen, es sei denn, die ANLEIHEGLÄUBIGER oder der TREUHÄNDER sind verpflichtet, diesen Erlös an einen Dritten (z.B. einen Bürgen, der einen oder m...
	7.3 Der TREUHÄNDER kann alle nach diesem Punkt 7 vorzunehmenden Zahlungen über die Zahlstelle zur Weiterleitung an die ANLEIHEGLÄUBIGER und die sonstigen vorgesehenen Zahlungsempfänger abwickeln.

	8. PARALLELVERPFLICHTUNG
	8.1 Ungeachtet anderer Bestimmungen dieses TREUHANDVERTRAGES verpflichtet sich die EMITTENTIN, die jeweils fälligen HAUPTVERBINDLICHKEITEN und NEBENVERBINDLICHKEITEN (HAUPTVERBINDLICHKEITEN und NEBENVERBINDLICHKEITEN gemeinsam die "PRIMÄRVERPFLICHTUNG...
	8.2 Der TREUHÄNDER hat ein eigenes unabhängiges Recht, Zahlungen unter der PARALLELVERPFLICHTUNG durch die EMITTENTIN zu fordern und von der SICHERHEIT zu profitieren, die diese Verbindlichkeiten absichern.
	8.3 Der von der EMITTENTIN unter der PARALLELVERPFLICHTUNG an den TREUHÄNDER geschuldete Betrag verringert sich um jenen Betrag, den die ANLEIHEGLÄUBIGER gemäß anderen Bestimmungen der ANLEIHEBEDINGUNGEN erhalten. Eine Befreiung der EMITTENTIN von ein...

	9. Vertragsänderungen, Freigabe der SICHERHEIT
	9.1 Änderungen dieses TREUHANDVERTRAGES und der Dokumentation der SICHERHEIT dürfen ohne Zustimmung der ANLEIHEGLÄUBIGER erfolgen, sofern sie nach der Beurteilung des TREUHÄNDERS deren Interessen nicht wesentlich berühren. Dabei ist der Grundsatz, das...
	9.2 Der TREUHÄNDER darf die SICHERHEIT ganz oder zum Teil freigeben, soweit er nach Gesetz, den ANLEIHEBEDINGUNGEN oder den Bedingungen der SICHERHEIT dazu verpflichtet ist.

	10. Versammlung der ANLEIHEGLÄUBIGER
	10.1 Eine Versammlung der ANLEIHEGLÄUBIGER (nachstehend "VERSAMMLUNG" genannt) kann durch Beschluss ihnen durch den TREUHÄNDER vorgelegte Änderungen dieses TREUHANDVERTRAGES, die nach der Beurteilung des TREUHÄNDERS die Interessen der ANLEIHEGLÄUBIGER...
	10.2 Die EMITTENTIN oder der TREUHÄNDER können eine VERSAMMLUNG jederzeit einberufen. Die EMITTENTIN ist zur Einberufung verpflichtet, wenn ANLEIHEGLÄUBIGER von SCHULDVERSCHREIBUNGEN im Betrag von mehr als 10% des ausstehenden Gesamtbetrages der ANLEI...
	10.3 Die VERSAMMLUNG findet in Wien, Bundesrepublik Österreich, statt.
	10.4 Die Einberufung erfolgt durch Bekanntmachung gemäß Punkt 17 der ANLEIHEBEDINGUNGEN. Zwischen der letzten Bekanntmachung und dem Tage der VERSAMMLUNG müssen mindestens zwei Wochen liegen. Die Einberufung muss Ort, Zeitpunkt und Tagesordnung der VE...
	10.5 Den Vorsitz der VERSAMMLUNG führt eine von der EMITTENTIN oder im Falle einer Einberufung durch den TREUHÄNDER, eine von dem TREUHÄNDER zu benennende Person. Ist diese innerhalb von 15 Minuten nach dem für den Beginn der Versammlung angesetzten Z...
	10.6 Stimmberechtigt sind die ANLEIHEGLÄUBIGER im Verhältnis der NENNBETRÄGE der von ihnen gehaltenen SCHULDVERSCHREIBUNGEN. Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Die EMITTENTIN und mit ihr im Sinne des § 15 AktG verbundene Untern...
	10.7 Zur Anwesenheit in der VERSAMMLUNG berechtigt sind die Stimmberechtigten und ihr Vertreter sowie die von der EMITTENTIN oder dem TREUHÄNDER entsandten oder zugelassenen Personen.
	10.8 Diejenigen Personen, die Stimmrechte ausüben wollen, müssen einen schriftlichen Nachweis erbringen, dass sie ANLEIHEGLÄUBIGER oder zu deren Vertretung befugt sind.
	10.9 Die VERSAMMLUNG ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der ausstehenden SCHULDVERSCHREIBUNGEN vertreten ist. Falls die Versammlung innerhalb von 15 Minuten nach dem für ihren Beginn festgesetzten Zeitpunkt nicht beschlussfähig ist, kann in ...
	10.10 Über das Verfahren der VERSAMMLUNG bestimmt der Vorsitzende nach billigem Ermessen. Abstimmungen können durch Handzeichen erfolgen, es sei denn, dass eine oder mehrere Personen, die zusammen mindestens ein Zehntel der in der VERSAMMLUNG vertrete...
	10.11 Beschlüsse der VERSAMMLUNG bedürfen der Mehrheit der abgegebenen Stimmen, soweit das Schuldverschreibungsgesetz keine qualifizierte Mehrheit vorsieht. Der Versammlungsleiter stellt das Beschlussergebnis verbindlich fest. Festgestellte Beschlüsse...
	10.12 Über das Verfahren der VERSAMMLUNG und die gefassten Beschlüsse wird ein notarielles Protokoll errichtet.
	10.13 Die Kosten der Einberufung und Abhaltung der VERSAMMLUNG trägt die EMITTENTIN, soweit die Einberufung durch die EMITTENTIN erfolgt ist. Falls ANLEIHEGLÄUBIGER die Einberufung verlangen, kann die EMITTENTIN von diesen Ersatz der Kosten und als Vo...

	11. Kosten
	Die EMITTENTIN trägt, und stellt gegebenenfalls den TREUHÄNDER hiervon frei, sämtliche Steuern, Gebühren (einschließlich Ausgabe-, Registrierungs- und Dokumentationsgebühren) und Abgaben sowie alle sonstigen Kosten (einschließlich Kosten der Zahlstell...

	12. Vertragsdauer, Niederlegung, Kündigung
	12.1 Dieser TREUHANDVERTRAG wird mit Vertragsschluss wirksam. Das Treuhandverhältnis besteht für die Laufzeit der ANLEIHE und endet frühestens mit erfolgter Rückzahlung aller SCHULDVERSCHREIBUNGEN der ANLEIHE bzw. mit Abschluss der Verwertung der SICH...
	12.2 Der TREUHÄNDER ist jederzeit berechtigt sein Amt als TREUHÄNDER niederzulegen, sofern er zugleich oder zuvor eine angesehene Bank, eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder eine Treuhandgesellschaft, die üblicherweise mit derartigen Geschäften be...
	12.3 Das Recht, diesen TREUHANDVERTRAG aus wichtigem Grund außerordentlich zu kündigen bleibt hiervon unberührt. Als wichtiger Grund gilt insbesondere, dass eine Partei (TREUHÄNDER oder EMITTENTIN) ihren wesentlichen Verpflichtungen nach diesem TREUHA...

	13. Schlussbestimmungen
	13.1 Dieser TREUHANDVERTRAG kann von den PARTEIEN nur in Schriftform abgeändert oder ergänzt werden. Dies gilt auch für diesen Punkt 13.1, sohin für das Abgehen vom Schriftformvorbehalt.
	13.2 Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieses TREUHANDVERTRAGES ganz oder teilweise unwirksam, rechtswidrig oder nicht vollstreckbar sein oder werden, wird dadurch weder die Wirksamkeit, Rechtsgültigkeit oder Vollstreckbarkeit aller übrigen Besti...
	13.3 Dieser TREUHANDVERTRAG unterliegt zur Gänze ausschließlich materiellem österreichischen Recht; dies gilt insbesondere auch für die Fragen des Zustandekommens, der Wirksamkeit, der Erfüllung und der Auslegung des TREUHANDVERTRAGES. Die Kollisionsn...
	13.4 Gerichtsstand für alle Rechtsstreitigkeiten, die sich aus dem vorliegenden TREUHANDVERTRAG ergeben oder mit diesem in Zusammenhang stehen, wozu auch Streitigkeiten über das Zustandekommen, die Gültigkeit und die Auslegung zählen, ist für beide PA...
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	7.1. Anwendbares Recht und Gerichtsstand
	7.1.1. Diese Rückkaufverpflichtung unterliegt österreichischem Recht unter Ausschluss der Kollisionsnormen des österreichischen internationalen Privatrechts und des UN-Kaufrechts.
	7.1.2. Für sämtliche Rechtsstreitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit dieser Rückkaufverpflichtung ist das sachlich zuständige Gericht in Wien, Innere Stadt, zuständig. Für alle Rechtstreitigkeiten eines Verbrauchers gegen die Emittentin oder ein dur...
	7.2. Kosten
	Sämtliche im Zusammenhang mit dem Rückkauf entstehenden Kosten, Steuern und Gebühren trägt der jeweilige VERKÄUFER.

	7.3. Verzicht
	Soweit nach anwendbarem Recht zulässig, verzichten sowohl der VERKÄUFER als auch der Käufer auf ihr Recht, diese Rückkaufverpflichtung und/oder einen nach Maßgabe dieser Rückkaufverpflichtung erfolgten Rückkauf wegen Ungültigkeit des Vertrages, Irrtum...
	7.4. Gesamte Vereinbarung
	Diese Rückkaufverpflichtung enthält alle Vereinbarungen zwischen den Vertragsparteien in Bezug auf den Vertragsgegenstand. Mündliche Nebenabreden wurden nicht getroffen. Änderungen und/oder Ergänzungen dieser Rückkaufverpflichtung bedürfen der Schrift...
	7.5. Salvatorische Klausel
	Sollten einzelne Bestimmungen dieser Rückkaufverpflichtung unwirksam sein, so wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. An die Stelle der unwirksamen Bestimmung tritt eine solche, die dem wirtschaftlichen Sinn und Zweck der ...





